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Gemeinderath. 


Hitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 27. November 1894, 5 Uhr nachmittags. 
Freitag, den 30. November 1894, 5 Uhr nachmittags. 


Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 20. November 
1894 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Albert Richter. 


Bürgermeifler Dr. Hrübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig, die Sitzung eröffnet. 


1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg entſchuldigt ſein Aus⸗ 


bleiben von der heutigen Sitzung wegen eines Todesfalles in 
ſeiner Familie; Gem.-Rath, Markl wegen Unwohlſeins; Gem. 
Rath v. Götz wegen Theilnahme an einer Commiſſion in Hütteldorf. 

2. Ich habe die Ehre, der verehrten Verſammlung bekannt— 
zugeben, daßs die Schätzung der engliſchen Gaswerke durchgeführt 
iſt und das Schätzungselaborat demnächſt zur Kenntnis der ver: 
ehrten Verſammlung gebracht werden wird. 

3. Herr Gem.-Rath Strobach hat in der letzten Sitzung 
wegen Übernahme und Herſtellung der Kompertgaſſe im V. Bezirke 
interpelliert. Ich habe die Ehre, auf Grund eines Berichtes des 
Bauamtes der Verſammlung Folgendes zur Kenntnis zu bringen 
(liest): 

„Die Fahrbahn der Kompertgaſſe im V. Bezirke von der 
Matzleinsdorferſtraße bis zur Jahngaſſe befindet ſich thatſächlich 
in ſehr ſchlechtem Zuſtande. 


In dieſer Gaſſe beſtehen faſt durchwegs neue Häuſer, welche 
auf den durch die an Peter Comploier ertheilte Parcellierungs— 
bewilligung gewonnenen Gründen erbaut wurden. 

Anlässlich der Projectsvorlage für die Canaliſierung dieſer 
neuen Gaſſe, welche mit M. Z. 44905 ex 1893 genehmigt und 
durchgeführt wurde, hat das Stadtbauamt ſchon aufmerkſam gemacht, 
dajs der Straßengrund noch nicht ins richtige Niveau gebracht 
und in den phyſiſchen Beſitz der Gemeinde übergeben iſt. 

Dieſe Übergabe iſt auch bis jetzt noch nicht erfolgt, und kann 
ſelbe erſt dann vorgenommen werden, bis der Straßengrund von 
den Bauſtellenbeſitzern abgegraben ſein wird. Erſt darnach wird es 
der Gemeinde möglich ſein, die Straße zu regulieren, zu beſchottern 
und Rinnſale zu pflaſtern.“ 

4. Herr Gem.⸗Rath Gregorig hat interpelliert wegen 
eines Unglücksfalles, welcher ſich infolge einer Erdabrutſchung bei 
der Matzleinsdorferlinie im V. Bezirke zugetragen hat. Das 
Bauamt legt einen Plan vor und berichtet diesfalls Folgendes 
(liest): 

„Der in Rede ſtehende Unglücksfall ereignete ſich, wie die 
vorgenommenen Erhebungen ergaben, nicht in der Nähe der ’ 
Matzleinsdorferlinie, ſondern auf jenem der Gemeinde Wien ge: 
hörigen Linienwalltheile, welcher zwiſchen der Arbeitergaſſe und 
der Ausmündung der Johannesgaſſe in die Siebenbrunnengaſſe im 
V. Bezirke liegt. 

Es iſt dies, wie aus der beiliegenden Planſkizze erſehen 
werden wolle, ein Stadttheil, an welchem bisher abſolut keine 
Veränderung vorgenommen wurde, d. h. weder ein Durchbruch 
noch eine Abgrabung oder Anſchüttung. Derſelbe befindet ſich daher, 
abgeſehen von muthwilligen Angriffen, noch genau in jenem Zu— 
ſtande, in welchem er ſich ſeit jeher befunden hat, fo dass der 
ganze Wall mit alter Grasnarbe überwachſen iſt, daher von einer 
Abrutſchung eines Erdkörpers ohne eine beſondere Veranlaſſung 
gar keine Rede ſein kann. 

Die genannte Wallſtrecke iſt gegen die Innenſeite von den 
Pächtern der dortigen Bürgerſpitalsgründe in der ganzen Länge 
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abgeplankt, nach außen von der Wallmauer begrenzt. Außerhalb 
der letzteren befinden ſich Bürgerſpitalsäcker, welche verpachtet ſind 
und ſich bis an den Margarethengürtel erſtrecken. | 

Der genannte Linienwalltheil, beziehungsweiſe der auf dem— 
ſelben befindliche ehemalige Beſtreifungsweg wird von Paſſanten 
nicht benützt, höchſtens dann und wann von den anrainenden 
Küchengärtnern. 

Der erwähnte Unfall entſtand dadurch, dass, wie aus den 
beiliegenden Skizzen erſehen werden kann, von einer Anzahl von 
Knaben an der Außenſeite des Walles knapp oberhalb der Wall— 
mauer eine Höhle ausgegraben wurde, welche parallel zur Wall— 
mauer auf eine Länge von circa 3 m in Tunnelform weiter: 
geführt, wieder ober der Wallmauer ausmündete. 

Da beide Ausgänge nach außen gegen die Felder mündeten, 
ſo wurden dieſelben von den nur ſelten den Wall paſſierenden 
Gärtnern nicht wahrgenommen. 

Wie die Erkundigungen ergaben, nahmen die Knaben mehr— 
fach Belaſtungsproben der Tunneldecke vor und bei einer ſolchen 
Probe, welche durch Herumſpringen einer Anzahl Burſchen auf 
der Böſchung geſchah, ſtürzte der fragliche Gang ein und bewirkte 
ein Nachrollen des Erdreiches oberhalb desſelben, welches ſich 
jedoch nicht bis zum Beſtreifungsweg erſtreckt. 

Heute iſt die in Rede ſtehende Böſchung allerdings etwas 
ſteiler, allein mit Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit ſind keine 
Vorkehrungen nothwendig, namentlich deshalb nicht, weil über— 
haupt der Wall nicht begangen wird, und die übrigen Wallſtrecken 
in der Ausdehnung von circa 10.000 m ganz in demſelben Zu— 
ſtande ſich befinden, ohne dass bisher ein unverſchuldeter Unfall 
zu verzeichnen wäre.“ 

Es wird weiter bemerkt, dass nach Anſicht des Bauamtes 
ſelbſt die intenſipſte polizeiliche Aufſicht nichts nützen würde, und 
daſs unter ſolchen Umſtänden, wie der angegebene, ein Unglücks— 
fall möglich wäre. 


Ich bin daher im gegenwärtigen Augenblicke nicht in der 


Lage, die Frage 1 zu beantworten: „Was gedenkt der Bürgermeiſter 
gegenüber den unglücklichen Eltern zu thun?“ 

Ich mülste diesfalls eine Eingabe der Betreffenden abwarten 
und dann den Fall prüfen, nachdem die Unterſuchung nicht abge— 
ſchloſſen iſt. Zur Verhinderung ähnlicher Unglücksfälle kann ich 
momentan keine Vorkehrungen treffen. 

Es wird ſich die Möglichkeit von Unglücksfällen vollends 
verringern, wenn die Unebenheiten, die ſich dort befinden, ang- 
geglichen werden, d. h. der Wall ausgefüllt wird, was aber nicht 
ſofort geſchehen kann, weil ja der Wall dort eine Länge von 
10.000 m hat. Was die eingeleitete Unterſuchung betrifft, ſo bin 
ich ſelbſtverſtändlich momentan noch nicht in der Lage, über das 
Reſultat derſelben irgendeine Mittheilung zu machen. Es muss 
diesfalls abgewartet werden, bis die Unterſuchung ſei es zu einem 
Strafantrage oder zur Einſtellung des Verfahrens führt. 

Ich bitte um Mittheilung des Einlaufes. 


Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 


5. Anfrage des Gem.-Nathes Sauerborn: 


Wie das „Deutſche Volksblatt“ berichtet, beabſichtigt die Krankenhaus⸗ 
Verwaltung, bei der „Spinnerin am Kreuz“ ein Epidemieſpital zu erbauen, 
und zwar gerade gegenüber dem dort befindlichen Waſſerreſervoir der Hoch— 
quellenleitung, nur durch die Straße von demſelben getrennt. 

Sollte dieſes Project zur Durchführung gelangen, ſo würde damit eine 
geradezu eminente Gefahr für unſere Hochquellenleitung geſchaffen, da bei der 
meiſt vorherrſchenden nordweſtlichen Windrichtung die Anſteckungsſtoffe und 
Miasmen durch die Ventilationsſchächte des Reſervoirs direct in dasſelbe ge- 
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trieben würden. Es iſt gewiss, dafs dieſes die größte Gefahr und geradezu 
unberechenbare Folgen verurſachen würde; daher befindet ſich auch die Bevölke⸗ 
N jene des III., IV., V. und X. Bezirkes, in ſehr begreiflicher 

nruhe. 
Ich erlaube mir daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 


1. Sit der Herr Bürgermeiſter von dieſem Projecte der Kranken— 
haus⸗Verwaltung in Kenntnis? 

2. Gedenkt der Herr Bürgermeiſter, mit allen ihm zugebote 
ſtehenden Mitteln die Erbauung dieſes Epidemieſpitales auf dieſem 
Platze zu verhindern? f 

Bürgermeiſter: Ich habe von der Lage der Dinge Kenntnis. 
Es hat auch der Stadtrath zu dieſer Angelegenheit bereits Stellung 
genommen, und zwar im Sinne der bereits gefassten Gemeinde— 
raths⸗Beſchlüſſe, alſo ſpeciell auch in der Richtung, dass nicht in 
der Nähe des Reſervoirs mit der Verbauung vorgegangen werde. 
Ich glaube, es wird ſich vorausſichtlich ein befriedigendes Arrange— 
ment treffen laſſen, nachdem die Spitalsverwaltung weiter unten, 
abſeits von der Trieſterſtraße, noch ein anderes Terrain beſitzt, 
auf welchem es nach unſerer Anſicht möglich ſein wird, weitere 
Pavillons zu errichten. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

6. Anfrage des Gem.-Rathes Nißaweg: 


Die Pflaſterung der Simmeringerſtraße im X. Bezirke von der Gellert— 
bis gegen die Laimäckergaſſe wurde ſoeben vollendet; durch die hiebei erforderliche 
Herſtellung, vefpective Anſchüttung der Straße in das richtige Niveau kam der 
mit der Straße parallel laufende, durch die Einfriedungsplanke der Oſterr.- 
ungar. Staatseiſenbahn-⸗Geſellſchaft abgegrenzte, ungepflaſterte Fußweg in der 
ganzen Strecke der Pflaſterung um eirca 0˙40 m gegen die Straße tiefer zu 
liegen; naturgemäß hätte dieſer Fußweg daher ganz einfach angeſchüttet und 
mit der Straße auf die entſprechende Höhe gebracht werden müſſen. 

Es wurde mit dieſer Anſchüttung auch bereits begonnen, jedoch, wurde 
dieſelbe ſofort wieder eingeſtellt, und zwar ſoll der Streckenchef der Ofterr.- 
ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft ſich an das Stadtbauamt gewendet und 
gegen die Anſchüttung proteſtiert haben mit der Begründung: Die Verwaltung 
der Oſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft kaun nicht zugeben, daſs an 
ihrer Einfriedungsplauke der Fußweg angeſchüttet werde, indem ſonſt jeder 
Fußgeher über die Planke ſehen, eventuell einſteigen könnte ꝛc. 

Nun, jedem anderen Haus- oder Grundeigenthümer würde man unter 
ſolchen Umſtänden ganz einfach den guten Rath ertheilt haben, ſeine Ein— 
friedungsplanke, wenn es infolge der Anſchüttung die Nothwendigkeit erfordert, 
auf ſeine Koſten erhöhen zu laſſen; jedoch der Verwaltung, reſpective Direction 
der Oſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft gegenüber — 

derſelben Geſellſchaft, welche ſeit jeher gerechtfertigte Wünſche und Forde— 
rungen der Geſammtbevölkerung ganz einfach unberückſichtigt läfst; 

derſelben Geſellſchaft, welche ohne Rückſicht auf die Bevölkerung zeitweilig 
die Abſperrung, reſpeetive den Durchgang durch den Bahnhof anordnet, wo— 
durch man gezwungen iſt, einen halbſtündigen Umweg zu machen; 

derſelben Geſellſchaft, welche ſeit mehr als 20 Jahren immer Mittel und 
Wege zu finden weiß, um den derſelben ſchon im Jahre 1872, trotz nach— 
träglichen Recurſen, rechtsgiltig gebliebenen Auftrag der Unterfahrung, reſpective 
Überbrückung der Staatseiſenbahngeleiſe im Zuge der Simmeringerſtraße im 
X. Bezirke auf eigene Koſten herzuſtellen, zu hintertreiben; 

derselben Geſellſchaft glaubte das Stadtbauamt eine Ausnahmsſtellung 
einräumen zu müſſen und ließ zu der einen Saumſchar, welche das Straßen- 
pflaſter von dem Fußwege abgrenzt, nun drei weitere Saumſcharen mit 0˙15 m 
Höhe⸗Abſtänden von einer Schar zur anderen legen, wodurch das urſprüngliche 
Niveau des Fußweges (0˙40 m) unter dem Straßenniveau erhalten bleibt und 
demnach die Verwaltung der Oſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft ihre 
Einfriedungsplanke in dem früheren Zuſtaude beſtehen laſſen kaun. 

Aus dieſem einen Entgegenkommen erwuchs nun der Gemeinde eine 
Verpflichtung zu weiteren Auslagen aus den Steuergeldern der Geſammt— 
bevölkerung, und zwar in nachſtehender Art: 

Nachdem nun der betreffende Fußweg gegen das Straßenniveau um 
0˙40 m tiefer, das Bahnhofterrain innerhalb der Planke noch bedeutend tiefer 
liegt, ſo würde bei anhaltendem Regen das Waſſer durch die Planke auf das 
Bahnhofterrain gefloſſen ſein; um nun zu verhüten, daßs dies geſchehe, wurden 
nun fünf im Straßenſpiegel liegende Schachte der Waſſereinläufe durchbrochen, 
ebenſoviele Schachte, reſpective Waſſereinläufe auf dem Fußwege neu angelegt 
und in die erſterwähnten Schachte eingeleitet, wodurch nun das Waſſer von 
dem Fußwege abfließen kann, und die Gemeinde hiedurch die Gefahr, vielleicht 
durch das eine Entgegenkommen noch von Seite der Staatseiſenbahn-Geſell⸗ 
ſchaft geklagt zu werden, beſeitigt hat. Nachdem es nun erwieſen, dafs die 
Koſten dieſer Ausführungen, welche heute die Gemeinde zu tragen hat, hätten 
erſpart werden können, ſtellen die Gefertigten die Anfrage: 


1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, bekanntzugeben, wieſo 


es kommt, daſs man der Ofterr.-ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft 
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auf Koſten der Geſammtſteuerträger Begünſtigungen einräumt, 
welche man jedem anderen Haus- oder Grundbeſitzer nie gewähren 
würde und auch nie gewähren könnte? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, die Veranlaſſung zu 
treffen, daſs in Hinkunft derartige Vorkommniſſe, welche geeignet 
ſind, die Gemeindeauslagen in ungerechtfertigter Weiſe zu erhöhen, 
hintangehalten werden? . 

Mürgermeiſter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 
pflegen und die Interpellation in der nächſten Sitzung beantworten. 
Schriftführer Gem.⸗Ralh Dr. Zimmermann (liest): 

7. Antrag des Gem.-Nathes Weitmann und Genoſſen: 

Die Zahl der am Central-Friedhofe beſtehenden Anſtandsorte iſt eine 
völlig unzureichende, wie ſich dies insbeſondere in dieſen Tagen, der Zeit des 
allgemeinen Gräberbeſuches, in der unangenehmſten Weiſe fühlbar gemacht hat. 

Es ſtellen daher die Gefertigten den Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe, den Magiſtrat zu be— 
auftragen, diesbezüglich das Erforderliche in dieſer Hinſicht ſofort 
zu veranlaſſen. 

Vürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be— 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

8. Dringlichkeits-Antrag des Hem.-Nathes Värtl: 

Nachdem der Neubau des ſogenannten „Paulauerhofes“ an der Ecke der 
Wiedner Hauptſtraße und Schleifmühlgaſſe im IV. Bezirke vollendet iſt, ſowie 
auch die Trottoirs bereits fertiggeſtellt find, erſcheint es dringend geboten, dass 
der Theil zwiſchen den Trottoirs und der Fahrſtraße in die richtige Lage ge⸗ 
bracht werde, indem ſich dieſer Theil in einem ſo ſchlechten Zuſtande befindet, 
dafs dortſelbſt weder gegangen noch gefahren werden kann. 

Die Gefertigten ſtellen daher den Dringlichkeits-Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen, das Stadtbauamt werde 
beauftragt, ſofort das Nöthige zu veranlaſſen, damit der Theil 
um den bezeichneten Neubau, welcher jetzt zur Fahrſtraße kommt, 
reguliert und gepflaftert und dadurch gang- und fahrbar gemacht 
werde. 

Dieſer Antrag ſei zur dringlichen Behandlung an den Stadt— 
rath zu leiten. 


Bürgermeiſter: Geht an den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Dr. Zimmermann (liest): 

9. Antrag des Gem. -RNathes Kaſpar: 

Am 24. April d. J. hat der ergebenſt Gefertigte im Namen der Haus 
beſitzer des XVIII. Bezirkes, Gerſthofer Hauptſtraße Or.⸗Nr. 107 bis 128, eine 
Eingabe an das dortige magiſtratiſche Bezirksamt dahin gehend gerichtet, es 
möge für die durch Anſchüttung der Schönbrunnerſtraße verloren gegangene 
Zufahrt zu den angrenzenden Ackern möglichſt bald vorgeſorgt werden. u 

Dieſe Eingabe blieb jedoch bei dem dortigen Bauamte trotz perſönlicher 
Betreihung weit über ein Jahr unberücfichtigt. . 

Über eine ſchriftliche dringende Urgenz hat das Bezirksamt im Laufe 
des heurigen Sommers einen Localaugenſchein anberaumt, jedoch es unter⸗ 
laſſen, die bezüglichen Partei⸗Jntereſſenten hiezu einzuladen. 4 

Selbſtverſtändlich war dadurch das Reſultat gleich Null, höchſtens, dass 
die Wahrnehmung gemacht wurde, daßs die Commune als Rechtsnachfolgerin der 
beſtandenen Gemeinde, welche dieſe neue Zufuhr gewifſs geſchaffen hätte, ſich 
der Pflicht nicht entſchlagen könne, für dieſe neue Zufahrt zu ſorgen, ohne ſo 
viele Beſitzer in ihrem Eigenthume arg zu ſchädigen. | 3 

Mittlerweile hat das Bezirksamt mit 18. d. M., Z. 11884, inliegend 
den abweislichen Beſcheid erlaſſen, welcher, ohne eine Kritik über ein ämtliches 
Schriftſtück üben zu wollen, einer Berichtigung nicht entgehen kann. 

Es iſt nämlich thatſächlich richtig, daſs dieſe angeſuchte Herſtellun der 
unabweislichen Zufahrt nur auf dem Privatgrunde der Orendt'ſchen 3 en, 
welcher übrigens nach ihrer alten Mappe Eigenthum der vormaligen Ge nde 
Gerſthof war und nur auf unerklärliche Weiſe jetzt als Eigenthum der be⸗ 
nannten Erben bezeichnet wird, gedacht werden kann. 

Eine neue Zufahrt kann hingegen nur auf einem zu erwerbenden Streifen 
eines Grundes des Eigenthümers Nr. 123 gedacht werden. | 


Dieſe Zufahrt ehemöglichſt zu Schaffen, kann ſich die Commune icht 


entſchlagen, ohne Anlass zu einem koſtſpieligen Proceſſe zu geben, in welchem 
dieſelbe gewiss ſachfällig werden müſste, da ein altes beſtandenes Recht nicht 
leichterdings beſtritten werden kann. 

Übrigens ſteht es außer allem Zweifel, daſs die Commune bei der ſonſt 
gewohnten Munificenz eine Schädigung ihrer Mitbürger nicht aufkommen 
laſſen wird. 
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In Rückſicht dieſer vielverſprechenden Gründe erlaubt ſich der ergebenft 
Gefertigte folgenden Antrag einzubringen: 


Der Gemeinderath wolle beſchließen, dass der durch die An— 
ſchüttung der Schönbrunnerſtraße im XVIII. Bezirke verloren 
gegangene beſtandene Fahrweg zu den angrenzenden Ackern ehe- 
thunlichſt, und zwar längſtens bis zur nächſten Anbauperiode, auf 
Koſten der Commune hergeſtellt werde. 

Mürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 


10. Antrag des Gem.⸗Nathes Joſef Grünbeck: 

Nachdem die Abänderung der Wiener Bauordnung vorausſichtlich ſehr 
bald den Gegenſtand der Berathungen des Gemeinderathes bilden wird, ſo 
ſtelle ich im Jutereſſe einer möglichſten Klarſtellung der bezüglichen Grundlagen 
den Antrag: 


Das Stadtbauamt werde beauftragt: 

. eine überſichtliche, womöglich tabellariſch geordnete Zu— 
ſammenſtellung der wichtigſten vom Magiſtrate, Stadtbauamte, 
Ingenieurvereine und vom Ingenieur Mayer beantragten neuen 
Beſtimmungen im Gegenſatze zu den Beſtimmungen der beſtehen⸗ 
den Bauordnung zu verfaſſen; 

2. die zukünftige Verbauungsart nach dieſen verſchiedenen 
Entwürfen ſowohl in Grundriſſen als in Schnitten ſchematiſch 
darzuſtellen, und 

3. auf Grund dieſer Entwürfe eine entſprechende Anzahl 
charakteriſtiſcher Grundriſstypen gewöhnlicher Wohnhäuſer zu ver— 
faſſen. 

Die vorſtehend aufgezählten Behelfe ſind in Druck zu legen 
und wenigſtens acht Tage vor Beginn der Berathungen den Mit— 
gliedern des Gemeinderathes zuzuſtellen. 

Bürgermeifler: Wird zur geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
rathung zugeführt. 

Wir kommen zur Tagesordnung. 

11. (8834.) Referent Gem.-Aath Stiaßny: Ich habe 
die Ehre, über den Antrag des Stadtrathes wegen Erwerbung einer 
Parcelle an der Valerieſtraße im II. Bezirke für Schulbauzwecke 
zu berichten. 

Der geehrte Gemeinderath hat anlässlich der Berathung über 
das Schulbau⸗Präliminare pro 1894 folgende Anträge dem Stadt- 
rathe zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zugewieſen: 

„Es ſei unter den Baugründen in der Nähe der Valerie— 
ſtraße eine geeignete Bauparcelle auszuwählen, um auf derſelben 
einen Schulbau, und zwar zum Zwecke einer Volksſchule, eventuell 
auch einer Bürgerſchule aufzuführen, und es ſeien zu dieſem Zwecke 
in das Präliminare 40.000 fl. einzuſtellen.“ 

Der Magiſtrat hat ſich mit der Frage beſchäftigt, unter den 
an der Schüttel- und Valerieſtraße befindlichen Bauparcellen eine 
für den genannten Zweck geeignete zu finden. Als für dieſen Zweck 
beſonders paſſend wird die dem bekannten Banquier Georg Zinner 
gehörige Parcelle 1777/ bezeichnet, welche ein Ausmaß von 
6065 m? oder 1686 Oe beſitzt. Dieſe Parcelle ift an der Wittels⸗ 
bachſtraße und an der Valerieſtraße gelegen. Die Benützung dieſer 
Parcelle für Schulbauzwecke kann nur unter Einhaltung derjenigen 
Servitute erfolgen, welche auf den ſämmtlichen Pratergründen 
in dieſer Gegend ruhen, Servitute, die haupfſächlich darin be- 
ſtehen, dafs alle Bauwerke, welche daſelbſt errichtet werden, einen 
villenartigen Charakter an ſich zu tragen haben, dass Vorgärten 
in beſtimmter Breite gegen die Straße anzulegen find, daſs dieſe 
Vorgärten mit einem eiſernen, auf gemauertem Sockel befindlichen 
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Gitter einzufrieden find u. ſ. w. Die Schwierigkeiten, welche ſich 
der Erwerbung dieſer Bauparcelle für den genannten Zweck ent- 
gegengeſtellt haben, wurden durch das thatkräftige Einſchreiten des 
Herrn Bürgermeiſters und durch ſeine Verhandlungen mit dem 
Oberſthofmeiſter beſeitigt. Nunmehr ſind wir in der Lage, dieſe 
Parcelle erwerben zu können. Der dafür geforderte Preis beträgt 
50.000 fl., was für den Quadratmeter einen Betrag von 8 fl. 24 kr. 
reſpective für die Quadratklafter den Betrag von 29 fl. 87 kr. 
ergibt. Ich brauche nicht zu erwähnen, dafs dieſer Betrag, wie 
ja dem geehrten Gemeinderathe einleuchten wird, ein unter den 
heutigen Verhältniſſen mäßiger genannt werden kann. 

Ich habe nun die Ehre, namens des Stadtrathes folgende 
zwei Anträge zur Beſchlussfaſſung vorzulegen: 

„1. Der Gemeinderath genehmige den Ankauf der Parcelle 
in der Valerieſtraße im Ausmaße von 6065 m? um den Preis 
von 50.000 fl. für Schulbauzwecke. 

2. Der Gemeinderath beſchließe die Einſtellung eines Betrages 
von 60.000 fl. als erſte Baurate in das Budget pro 1895 für 
dieſen Schulbau.“ 

Ich empfehle Ihnen dieſe Anträge zur Genehmigung. 

Nürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Der Ankauf der Parcelle 1777/J in der Valerie— 

ſtraße im II. Bezirke im Ausmaße von 6065°03 m’ 
um den Preis von 50.000 fl. wird genehmigt. 

In das Budget pro 1895 iſt als erſte Baurate 
ein Betrag von 60.000 fl. einzuſtellen. 


12. (9158.) Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Das 
Referat, welches ich im Namen des Stadtrathes Ihnen vorzutragen 
die Ehre habe, trägt den Stempel außergewöhnlicher Wichtigkeit 
und einer tief einſchneidenden Rückwirkung auf die Intereſſen 
Wiens an fi, und ich glaube daher die Erwartung ausſprechen 
und Sie ergebenſt bitten zu dürfen, meinen nothgedrungen etwas 
weiter ausgreifenden Ausführungen ein williges und aufmerkſames 
Ohr zu widmen. 

Es handelt ſich um die Erörterung der Frage, welche Stellung 
die Gemeinde Wien gegenüber jener Regierungsvorlage einnehmen 
ſolle, welche dem hohen Abgeordnetenhauſe unterbreitet wurde, und 
welche den Zweck hat, einige Paragraphe des bisher giltigen 
Heimatsrechtes vom 3. December 1863 abzuändern. 

Der erſte Blick auf die Vorlage läſst deutlich erkennen, dass 
Wien durch dieſe Vorlage in hohem Maße in verſchiedenen 
Richtungen getroffen würde, und es war daher wohl angemeſſen, 
daßs einerſeits aus der Mitte des Gemeinderathes durch Herrn 
Dr. Geßmann der Antrag geſtellt wurde, daßs unſere Organe 
über die Rückwirkung dieſes Geſetzes auf die Gemeinde ein Gut⸗ 
achten erſtatten ſollen, ſowie andererſeits, dafs unſere Organe in 
Ausführung dieſes Antrages eingehende Berichte erſtattet haben. 

Geſtatten Sie mir, dafs ich, bevor ich auf die Vorlage ſelbſt 
eingehe, zur Klarſtellung der Verhältniſſe einen ganz kurzen 
hiſtoriſchen Excurs mache. Es ſind gerade 140 Jahre, dass mit 


der kaiſerlichen Entſchließung vom 16. November 1754 zum erſten⸗ 


male grundlegende Verfügungen bezüglich des Heimatsrechtes und 
der Erwerbung desſelben gegeben wurden. 5 

Dieſe Allerhöchſte Entſchließung beruhte darauf, daſs das 
Heimatsrecht erworben werden ſolle und könne, wenn ein Staats- 
bürger mindeſtens zehn Jahre in einer Gemeinde ohne Pass oder 
ohne giltigen Pass, ohne Heimatſchein oder ohne giltigen Heimat— 
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ſchein verweile, und dass er in dieſem Aufenthalte geduldet wurde; 
es wurde ausgeſprochen, dafs er damit das Recht der Seſshaft— 
machung, dasjenige, was wir Heimatsrecht nennen, erworben habe. 
Später traten verſchiedenartige andere Arten der Erwerbung des 
Heimatsrechtes hinzu; es wurde nämlich durch eine Allerhöchſte 
Entſchließung vom Jahre 1820 ausgeſprochen, dass auch durch 
ausdrückliche Aufnahme, durch den Beſchluſs der Gemeinde, das 
Heimatsrecht erworben werden ſoll; durch $ 92 a. b. G. B. 
wurde ausgeſprochen, daſs die Fran ihrem Gatten in der Heimats— 
berechtigung folge; endlich wurde auch im Jahre 1820 ausgeſprochen, 
daſs in gewiſſen Fällen von der politiſchen Behörde ausweisloſe 
Perſonen einzelnen Gemeinden zugewieſen werden. 

Dieſes Syſtem der Erſitzung des Heimatsrechtes findet ſich 
nun weiterhin in den Geſetzgebungen bis zum Jahre 1862. So 
in der proviſoriſchen Gemeindeordnung vom Jahre 1849, wobei 
die Friſt zur Erwerbung des Heimatsrechtes von zehn Jahren auf 
vier Jahre herabgeſetzt worden iſt. Ebenſo gilt dieſes Princip in der 
Gemeindeordnung vom Jahre 1850 und in jener vom Jahre 1859. 
Erſt am 5. März 1862 erſchien ein Reichsgeſetz, welches die 
Grundzüge für die Organifation des Heimats⸗ und Gemeinde⸗ 
weſens feſtſtellte. In dieſem Geſetze, welches wieder die Grundlage für 
das Heimatsgeſetz vom 3. December 1863, Nr. 105 R.-G. Bl., 
bildet, wurde mit dem bis zum Jahre 1862 geltenden Syſtem der 
Erſitzung des Heimatsrechtes gebrochen, und es wurde im 8 8 des 
von mir citierten Heimatsgeſetzes ausgeſprochen, daſs die Erwerbung 
des Heimatsrechtes außer durch Geburt, Verehelichung und durch 
Erwerbung eines öffentlichen Amtes nur durch eine ausdrückliche 
Aufnahme von Seite der Aufenthaltsgemeinde ſtattfinden könne, 
wobei dieſe Heimatsgemeinde vollſtändig autonom ſei, nach ihrem 
Ermeſſen das Aufnahmsgeſuch erledigen könne, und dafs, während 
bis zum Jahre 1863 gegen die Verweigerung eines ſogenannten 
erſeſſenen Heimatsrechtes durch die Aufenthaltsgemeinde der Recurs 
an die vorgeſetzte politiſche Behörde zuläſſig war, in dieſem Falle 
nunmehr kein ſolcher Recurs zuläſſig ſei, jo daſs die Gemeinde 
frei nach ihrem Willen bewilligen, beziehungsweiſe ablehnen kann. 

Was die Frage der Gebüren betrifft, welche von den 
Zuſtändigkeitswerbern zu zahlen ſind, ſo iſt im Heimatsgeſetze 
die Entſcheidung der Frage, ob und welche Gebüren für die 
Zuſtändigkeit erhoben werden dürfen, der Landesgeſetzgebung anheim— 
gegeben und vorbehalten, und wiſſen Sie ja, meine Herren, dass 
in Wien die Zuſtändigkeitswerber Gebüren zu zahlen haben, und 
zwar auf Grund eines Landesgeſetzes aus dem Jahre 1868. Sie 
wiſſen, daſs die Zuſtändigkeitstaxe bei uns zwiſchen 200 fl. und 
10 fl. für Staatsbürger und zwiſchen 400 fl. bis 20 fl. für Aus⸗ 
länder variiert und nach der Anzahl der Jahre, die mindeſtens in 
der Gemeinde Wien zugebracht worden ſind, abgeſtuft iſt. 

Mit dieſem Syſtem, meine Herren, bricht nun der gegen— 
wärtige Entwurf wieder vollftändig: Der vorliegende Entwurf 
bricht damit, indem im Artikel I, § 2 ausgeſprochen wird, daſs, 
wenn auch die Aufnahme eine ausdrückliche ſein muss, das heißt, 
wenn um die Aufnahme angeſucht und darüber ein Beſchlufs gefaſst 
werden mufs, denn doch von Seite der Aufenthaltsgemeinde 
ein Anſuchen nicht abgewieſen, nicht verweigert werden dürfe, 
wenn der betreffende Aufnahmswerber bei Zahlung einer directen 
Steuer von einem unbeweglichen Gute, von einem Gewerbe oder 
von irgendeinem Vermögen mindeſtens fünf Jahre unter gewiſſen, 
im Geſetze beſtimmten Bedingungen in einer Gemeinde ſeinen 
ordeutlichen Wohnſitz gehabt hat, oder aber ohne Zahlung einer 
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ſolchen directen Steuer ſich ununterbrochen durch zehn Jahre in 
der Aufenthaltsgemeinde aufgehalten hat. 

Es wird weiters ausdrücklich ausgeſprochen, dafs, falls eine 
Verweigerung eines ſolchen Aufnahmsgeſuches ſtattfinden ſollte, eine 
Berufung an die vorgeſetzte politiſche Inſtanz zuläſſig ſei, ſo alſo 
dieſe in die Lage komme, gegenüber der früher autonomen Gemeinde 
zu entſcheiden. 

Es hat der Entwurf, abgeſehen von anderen kleineren Fragen, 
die ich ſpäter zu beſprechen die Ehre haben werde, noch in zwei 
anderen Momenten ganz weſentliche Veränderungen vorgeſchlagen, 
und zwar beantragt derſelbe, daſs nicht nur der Aufnahmswerber 
berechtigt ſein ſoll, um das Heimatsrecht anzuſuchen und es ihm 
nicht verweigert werden dürfe, ſondern daſss dieſes Recht auch 
ſeinen Nachfolgern im Heimatsrechte, alſo allen ſeinen Familien— 
gliedern bis ins x-te Glied zuſtehe, ja noch mehr — und damit 
iſt eine neue, noch nicht patentierte Erfindung gemacht worden — 
es wird dem Heimatsorte irgendeines Staatsbürgers das Recht 
gegeben, für ihn eventuell ſogar ohne ſein Wiſſen oder gegen ſeinen 


Willen bei der Aufenthaltsgemeinde um die Verleihung der Heimats⸗ 


berechtigung anzuſuchen. 

In dritter Linie iſt ein für Wien ſehr bedeutsames Wort 
ausgeſprochen worden, nämlich, dajs die Gemeinde in den Fällen, 
wenn ſie gezwungen iſt, irgendeinen Heimatswerber auf Grund— 
lage des Artikels I, Abſatz a und b des § 2, aufzunehmen, nicht 
berechtigt ſein ſoll, die Gebüren, wie ſie die Gemeinde Wien bisher 
erhoben hat, einzuheben. 

Ich beſchränke mich vorläufig bei der allgemeinen Beſprechung 
des Geſetzentwurfes auf dieſe drei Hauptpunkte, indem ich mir 
dann erlauben werde, auf die einzelnen Punkte des Geſetzes von 
Paragraph zu Paragraph einzugehen. 

Es fragt ſich nun, welche Stellung ſoll die Gemeinde dieſem 
Entwurfe gegenüber einnehmen? Bei Erörterung dieſer Frage 
muſs man zwei verſchiedene Standpunkte auseinanderhalten und 
von dieſen beiden Standpunkten aus die Situation überblicken. 

Dem ethiſchen Standpunkte, dem Standpunkte der Humanität, 
gebürt unzweifelhaft der Vortritt, und werde ich daher die Ehre 
haben, zu allererſt dieſen zu erörtern. Es kann nicht geleugnet 
werden, und man würde allbekannte Thatſachen überſehen, wollte 
man nicht zugeben, daſs das Heimatsgeſetz vom Jahre 1863 in 
ſeiner ſtricten Durchführung geradezu Härten und Unzukömmlichkeiten 
begründe, welche es mit ſich gebracht haben, dafs allſeitig der 
Ruf nach Milderung und Beſſerung der Verhältniſſe laut werden 
muſste. 

Es iſt eine allbekannte Thatſache, daſs insbeſondere auf dem 
Lande bezüglich der Aufnahme in den Gemeindeverband wirklich 
mit Härte vorgegangen wird, indem die Gemeinden ſich oft weigern, 
Aufnahmswerber, welche ihnen nicht geradezu Vortheil bringen, auf— 
zunehmen, und Leute, welche arm ſind und von denen man 
vorausſehen kann, daſßs fie bald der Armenverſorgung zugeführt 
werden müſſen, abweiſen. 

Wien, meine Herren, hat in dieſer Beziehung ſtets eine andere, 
rühmliche Stellung eingenommen. Wien hat, ſolange es in der 
Lage war, nach freiem Ermeſſen ſolche Aufnahmen zu bewilligen, 
Leute, die jahrelang in Wien arbeitſam und unbeſcholten gelebt 
haben, auch dann in den Gemeindeverband aufgenommen, wenn 
man mit Sicherheit jagen konnte, dafs die Verſorgungsbedürftigkeit 
wirklich ſchon vor der Thüre ſtehe, und es wird wohl niemand in 
der Lage ſein, der Gemeinde Wien in dieſer Richtung Härte vor— 
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zuwerfen. Aber was eben in Wien der Fall iſt, geſchah eben nicht 
überall. Ich werde mir nur erlauben, zwei Zahlen zu nennen, 
welche beweiſen, in welch außerordentlich liberaler Weiſe die 
Gemeinde Wien mit der Verleihung der Zuſtändigkeit vorgegangen iſt. 

Die Gemeinde Wien nahm im Jahre 1892 3091 inländiſche 
Aufnahmswerber mit 7785 Familienmitgliedern auf. Ausländer 
wurden 438 mit 1036 Familienmitgliedern aufgenommen, zuſammen 
ſomit in einem Jahre 12.350 Perſonen! 

Im Jahre 1893 ſtellte ſich die Sache wie folgt: Inländer 
wurden 4030 mit 10.146 Familienmitgliedern aufgenommen, zu— 
ſammen alſo 14.176 Köpfe. Ausländer 470 mit 1096 Familien⸗ 
mitgliedern, zuſammen 1566, im ganzen alſo 15.742 Perſonen. 
(Hört!) 

Dieſe Ziffern, glaube ich, find jo ſprechend, dafs thatſächlich 
gejagt werden muss, die Gemeinde Wien habe wohl in einem Jahre 
nahezu ſoviele Leute in den Gemeindeverband aufgenommen, als 
in mancher kleinen Provinzſtadt Bewohner find. Ich glaube, dajs 
das hervorgehoben werden muſs, um die Annahme fernzuhalten, 
dafs die Stadt Wien etwa Arme auch dann, wenn ſie bereits der 
Armenverſorgung naheſtanden, von ſich gewieſen und in die Heimat 
geſchickt hätte. 

Thatſache iſt es aber, daßs durch das Geſetz die Möglichkeit 
geboten war, und das wirklich Fälle vorgekommen find, in 
welchen beiſpielsweiſe Perſönlichkeiten, die ſich 40 oder 50 Jahre 
in einem Orte aufgehalten und gearbeitet hatten, wenn ſie ver— 
armten, ohneweiters in ihre Heimat geſchickt wurden, in eine 
Heimat, wo man ſie nahezu nicht einmal dem Namen nach mehr 
kannte, wo ſie nie etwas an Steuern geleiſtet hatten, infolge deſſen 
dann ſelbſtverſtändlich auch die Art und Weiſe, in der man dieſe 
aufgedrängten Heimatsberechtigten behandelte, wahrhaftig nicht eine 
ſolche war, welche mit den Principien der Humanität und Menſchen— 
freundlichkeit zuſammenfällt. Es kam vor, daſs zum Beiſpiele eine 
Wienerin, die einen Ausländer oder Nichtzuſtändigen geheiratet 
und eine Familie begründet hatte, im Falle des Todes ihres 
Mannes von Wien weg mufßste und in irgendeinen böhmiſchen 
oder polniſchen Ort geſchickt wurde, wo ſie wahrhaftig nicht gerne 
empfangen wurde, und eine Exiſtenz zu führen gezwungen war, die 
nicht menſchenwürdig genannt werden mufs. (Zuſtimmung.) Dass 
alſo wirklich hier Principien der Humanität, der Gerechtigkeit und 
Billigkeit mit ins Spiel kommen und das dieſe Principien auf 
Grundlage des Geſetzes vom Jahre 1863 thatſächlich verletzt worden 
ſind, das kann und das darf ein objectiver Berichterſtatter nicht 
verhehlen, das muss ausgeſprochen werden. 

Der Stadtrath iſt demnach der Anſicht und beantragt, der 
Gemeinderath ſolle ſich mit Rückſicht auf die nicht wegzuleugnenden 
Härten des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, und mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daſs durch das im Geſetzentwurfe wieder adoptierte Princip 
der Erſitzung des Heimatsrechtes durch längeren Aufenthalt in 
einer Gemeinde in der That dieſe Härten gemildert und theilweife 
beſeitigt werden, ſich nicht gegen das dem Entwurfe zugrunde gelegte 
Princip ausſprechen, ſondern nur diejenigen Anderungen und Zu⸗ 
ſätze beantragen, welche auf dem Boden dieſes Principes fußen 
und durch die materiellen Conſequenzen für die Gemeinde ſich als 
unerläfslich nöthig herausſtellen. 

Allein, meine Herren, der zweite Standpunkt, der finanzielle, 
legt jedem, der aus wärmſter Bruſt human und menſchenfreundlich 
fühlt, eine gewiſſe Mäßigung auf, und zwar aus dem einfachen 
Grunde, weil es theoretiſch recht ſchön iſt, human ſein zu wollen, 
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dafs aber zum Humanſein noch etwas anderes nöthig ſei, ſoll das 
Wollen nicht eine leere Phraſe ſein. 


Gerade fo wie Graf Montecuecoli gejagt hat: „Zum 
Kriegführen gehören drei Dinge: Geld, Geld und wieder Geld“, 
muſs man auch hier ſagen — es iſt bedauerlich, aber wahr — 
dafs auch zum Humanſein drei Dinge nothwendig find, nämlich: 
Geld, Geld und wieder Geld. Man mußs dafür ſorgen, dass der 
zum Wohlthun Berufene auch die nöthigen Moneten beſitzt, um 
ſeinem guten Herzen auch materiellen Ausdruck geben zu können; 
man mußs die Sache nicht vom rein ideellen, ſondern nothgedrungen 
auch vom praktiſchen Standpunkte auffaſſen. Wo nichts iſt, hat 
ſelbſt der Kaiſer das Recht verloren, ſagt ein altes Sprichwort. 


Es iſt alſo auch eine unabweisliche Pflicht, ſich neben dem 
ethiſchen Standpunkte auch die Frage vorzulegen, wie es dann bei 
dem Geſetzentwurfe, von dem nicht geleugnet werden ſoll, dafs er 
viele Härten mildere oder beſeitige, bezüglich ſeiner finanziellen 
Wirkungen ſtünde? Da bin ich denn genöthigt, Ihnen eine Reihe 
von Daten bekanntzugeben, welche die ſtädtiſche Buchhaltung 
vorgelegt hat, und welche Ihnen Einblick geben werden, wie tief 
das neue Geſetz, wenn es zuſtande kommen ſollte, die Gemeinde 
in Mitleidenſchaft zieht. 

Ich habe Ihnen bereits anticipando einige Ziffern genannt, 
nämlich die Ziffern über die Aufnahmen in den Jahren 1892 
und 1893. In dem Geſetzentwurfe ſelbſt wird geſagt, dass die 
Gemeinde Wien in 16 Jahren allein über 18.000 Perſonen in 
den Heimatsverband aufgenommen hat. Es iſt aber dieſe Ziffer 
nur inſofern richtig — ich habe mir die Daten geben laſſen — 
als dies nur die Anzahl der Aufnahmswerber- iſt, nämlich die 
Anzahl der Familienväter oder einzelnſtehenden Perſonen, dass 
aber, nachdem man auf jeden Bewerber gut drei Familienmitglieder 
rechnen kann, die Zahl der Aufgenommenen thalſächlich 56.000 
bis 60.000 in 16 Jahren beträgt. 

Ich komme nun zuerſt zu der Frage, welche Einbuße die 
Gemeinde direct durch das geplante Geſetz und insbeſondere durch 
den Artikel II desſelben erleidet, welcher ausſpricht, daſs bei den 
zwangsweiſen Aufnahmen — ſo möchte ich ſie nennen — von 
Seite der Gemeinde keine Gebüren mehr erhoben werden ſollen. 
Da erlaube ich mir nun, Ihnen folgende Daten mitzutheilen: Im 
Jahre 1892 wurden an Zuſtändigkeitstaxen 95.235 fl. gezahlt, 
hievon von den Inländern 74.235 fl., von den Ausländern 
21.000 fl. Im Jahre 1893 wurden 110.465 fl. an Gebüren gezahlt, 
und zwar von Inländern rund 89.600 fl. und von Ausländern 
20.800 fl. Der Durchſchnitt gibt ungefähr 84 bis 85.000 fl. 
Gebüren von Inländern, und nur um die würde es ſich vorläufig 
handeln, weil das Geſetz von den Ausländern annimmt, dass von 
denſelben unter allen Umſtänden, ob ſie freiwillig um die Zu— 
ſtändigkeit einſchreiten oder ob fie uns octroyiert werden, eine 
Gebür bezahlt werden ſoll. Man kann nun annehmen, daſs, ins⸗ 
beſondere wenn die vom Geſetze angenommenen kürzeren Friſten 
des Aufenthaltes von fünf und zehn Jahren Geſetz werden ſollten, 
die allerwenigſten herankommen werden, um freiwillig um die Auf— 
nahme in den Gemeindeverband zu petitionieren, ſondern ſie werden 
wohl warten, bis die fünf oder zehn Jahre abgelaufen ſind, um 
dann ſicher und gebürenfrei die Aufnahme bei der Gemeinde zu 
erwirken. Man kann daher weiters annehmen, dass die Zahl der— 
jenigen Inländer, d. i. nichtzuſtändigen Staatsbürger, welche 
die Gebür bezahlen werden, geradezu verſchwindend klein werden 
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wird, und das die Gemeinde Wien ſicherlich an Gebüren allein 
einen Entgang von 80.000 fl. im Jahre haben wird. 


Allein, das wäre vielleicht noch zu verſchmerzen. Aber die 
Rückwirkung in anderer Beziehung, nämlich, was die Koſten der 
Armenverſorgung betrifft, welche durch den erweiterten Kreis der 
Heimatsberechtigten naturgemäß ſteigen müſſen, iſt eine ſolche, 
welche geradezu die höchſten und ſchwerſten Bedenken hervorzurufen 
geeignet iſt. 

Die Buchhaltung hat in dieſer Beziehung eine Aufſtellung 
gemacht, welche ſich auf die Ziffer der Bevölkerung vom 31. De— 


cember 1890 ftügt, alſo eine Ziffer, die heute auch ſchon wieder 


eine gewiſſe Veränderung nach Oben erlitten haben wird. Die 
Zahl der damaligen Bevölkerung betrug 1,364.545. Von dieſer 
Zahl waren im ganzen nur 348 Percent, das find 476.418, 
heimatsberechtigt, während 888.130 nicht heimatsberechtigt waren, 
das find 65˙2 Percent. Von dieſen Nichtzuſtändigen waren wieder 
737.460 nichtzuſtändige Staatsbürger, während 150.670 Aug: 
länder waren. Bei dieſem Stande einer einheimiſchen Bevölkerung 
von 348 Percent der Geſammtbevölkerung mufste die Gemeinde 
für die Armenverſorgung Brutto ausgeben 3,101.08! fl. 40 kr. 
Nach Abzug der Intereſſen und ſonſtigen Einkünfte, welche die 
Gemeinde von dem Verſorgungsfonde, vom Bürgerſpitalsfonde 
und anderen Fonden an ſich ziehen kann, im Betrage von 
1,858.918 fl., verblieb alſo eine Netto-Zubuße aus den eigenen 
Mitteln der Gemeinde von rund J, 276.000 fl. 

Im Jahre 1893 ſtellen ſich die Ziffern wie folgt: Brutto— 
Ausgabe für die Armenverſorgung 3, 204.730 fl.; die Einnahmen 
aus den verſchie denartigen Fonden nahezu unverändert — wie dies ja 
begreiflich iſt — 1.892.289 fl., daher Netto-Daraufzahlung aus den 
Renten der Gemeinde 1,572.444 fl. 

Es iſt natürlich, dafs mit dem Anwachſen der armen Be— 
völkerung im allgemeinen dieſe Ziffer ſich von Jahr zu Jahr 
ſteigert, wenn nicht durch eine rationelle Anderung und Verbeſſerung 
in unſerem Armenweſen Erſparungen eingeführt werden, welche nach 
meiner Anſicht möglich ſind, ohne den wirklich Armen zur Laſt zu 
fallen, ſondern vielmehr es ermöglichen, den wirklichen Armen etwas 
Beſſeres bieten zu können. 


Die Buchhaltung ſteht nun auf dem Standpunkte, dafs, wenn 
das Geſetz in der Faſſung, wie es hier vorliegt, alſo mit den Friſten 
von fünf bis zehn Jahren, wirklich inkraft treten ſollte, von den 
737.000 Perſouen, welche hier in Wien zwar nicht zuſtändig, aber 
Inländer ſind, mindeſtens 545.000 in fünf, beziehungsweiſe zehn 
Jahren das Heimatsrecht zwangsweiſe erlangen dürften. Wenn man 
nun auch — viele von Ihnen werden meinen, dafſs dieſe Ziffer 
zu hoch gegriffen ſei — dieſe Ziffer, und zwar ſo weit moderieren 
wollte, daſs man fie mit der Ziffer derjenigen Bevölkerung gleich— 
ſtellt, welche heimatsberechtigt iſt — das iſt ungefähr 476.000 — 
jo wird man ſich andererſeits wieder nicht verhehlen können, dass 
in dieſem Kreiſe der Zuwachſenden gewiſs der Percentſatz der Armut 
ein größerer ſein wird als bei denjenigen, welche bereits heimats- 
berechtigt find, und dafs daher die Annahme der Buchhaltung, daſs 
die Gemeinde Wien in die Lage kommen dürfte, wenn das Geſetz 
inkraft tritt, mindeſtens 3,000.000 fl. mehr als bisher für die 
Armenverſorgung auszugeben, nicht zu hoch gegriffen iſt. Ja, der 
Armenreferent unſeres Magiſtrates, ein hocherfahrener Mann, hat 
ſogar die Außerung gemacht, dass nach feiner Auffaſſung auch dieſe 
Annahme der ſtädtiſchen Buchhaltung eine zu geringe ſei, und dass 
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die Mehrbelaſtung der Gemeinde Wien vorausſichtlich den Betrag 
von 3,000.000 fl. überſteigen werde. (Zuſtimmung.) 

Ich komme hier noch auf einen Punkt zu ſprechen, der 
eigentlich bei der Erwägung vom humanitären Standpunkte hätte 
beſprochen werden ſollen, ich habe ihn aber hieher geſtellt, weil er 
ſich hier beſſer angliedert, denn er hat ja vom finanziellen Stand— 
punkte aus eine koloſſale Bedeutung. Es iſt dies die Frage, ob 
nicht etwa auch der ſogenannte Unterſtützungs-Wohnſitz in Er— 


wägung gezogen werden ſoll, wie er in Deutſchland üblich iſt. Es! 


iſt nämlich durch Geſetze aus dem Jahre 1870 in Deutſchland ange— 
ordnet, daſs auch ein fremder Inländer, wenn er ſich irgendwo 


mindeſtens zwei Jahre ununterbrochen aufhält, wenn auch nicht 


das Heimatsrecht, ſo doch das Recht auf Armenunterſtützung 
erwirbt. Wenn man auch fagen mufs, dafs dieſe Einrichtung auf 
dem Gebiete der Humanität ein ſehr großer, ſehr wichtiger, ja ſehr 
edler Schritt iſt, fo iſt es doch beim erſten Anblicke vollſtändig klar, 
dass die finanziellen Opfer, welche eine ſolche Inſtitution erfordern 
würde, noch weit höhere wären als diejenigen, welche uns durch 
dieſes Geſetz auferlegt werden ſollen, und dass unter ſolchen Um— 
ſtänden auf dieſe Einrichtung hier keine Rückſicht genommen werden 
kann, umſoweniger, als auch in Deutſchland bei allen Vorzügen, 
welche die Sache hat, aus verſchiedenen Gründen eine Bewegung 
ſich geltend macht, welche ihre Spitze gegen den Unterſtützungs— 
Wohnſitz richtet, und dafs dieſelbe ſichtlich im Fortſchreiten be— 
griffen iſt. 

Es fragt ſich nun, kann Wien eine ſolche Mehrbelaſtung mit 
3 Millionen und mehr ertragen oder nicht? (Rufe: Nein!) Und 
da mus mit aller Offenheit ausgeſprochen werden, daßs die 
Gemeinde Wien eine ſolche Mehrbelaſtung und einen ſolchen Ent— 
gang nicht zu ertragen in der Lage iſt. Erlauben Sie mir über— 
haupt, daſs ich in dieſer Frage mich nicht mit dem diplomatiſchen 
Mantel drapiere, ſondern, wie dieß meine Pflicht als Vertreter der 
Gemeinde Wien und Referent des Stadtrathes iſt, der in dieſer 
Beziehung gewiſs einmüthig hinter mir ſteht, hier rückhaltlos 
und frei ſage, wie es mit unſeren Finanzen ſtehen wird, wenn 
gewiſſe Richtungen in der Geſetzgebung fortdauern und nicht endlich 
ein Ende erreichen. (Sehr gut!) Betrachten Sie das Budget des 
Jahres 1895. Es ſchwebt um die 40. Million herum. Wenn man auch 
jagen ſollte, daßs in dieſen 40 Millionen Millionen ſtecken, welche 
nur einmalige tranſitoriſche Auslagen, Anlageausgaben ſind, fo 
mufs doch das Geld dazu da fein, um alles zu bezahlen. Und 
auch wenn man dieſe Poſten ausſcheidet, fo wiſſen wir, daſs wir 
ſelbſt für unſere currenten Auslagen knapp an der Grenze der 
Leiſtungsfähigkeit ſtehen (So iſt es!), dafs wir nicht in der Lage 
ſind, alles, was gewünſcht wird, und was wir alle ſo gerne ſchaffen 
und thun möchten, zu bezahlen, dafs wir viele Wünſche, die 
wirklich dringend ſind, beiſeite ſchieben müſſen, um nur mit 
unſerem Budget, wie es unſere Pflicht iſt, im Gleichgewichte zu 
bleiben. Unſere Auslagen ſteigen von Jahr zu Jahr. Mit jeder 
Straße, die wir eröffnen, übernehmen wir die Verpflichtung für 
ihre Reinigung, Pflaſterung und Beleuchtung. Unſere currenten 
Auslagen ſteigen ununterbrochen und dem gegenüber werden unſere 
Mittel nur unverhältnismäßig größer. Das Größerwerden der 
Mittel hält nicht gleichen Schritt, fteht nicht in demſelben Percent— 
verhältniſſe mit der Erhöhung der Auslagen. Das weiß man ja, 
und was geſchieht? Da wird ununterbrochen von Seite der Re— 
gierung das unſelige Syſtem des Überwälzens von Laſten gepflegt 
(So iſt es!), von Laſten, die uns eigentlich gar nichts angehen 
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(Lebhafte Zuſtimmung), ſondern die Regierung und den Staat 
angehen. 

Ich werde mir erlauben, Ihnen ein Streiflicht aus einem 
Referate zu geben, welches Ihnen auch wird vorgetragen werden 
müſſen, nämlich aus dem Referate über jene Koſten, welche der 
ſogenannte übertragene Wirkungskreis uns auferlegt. In dieſer 
Richtung erlaube ich mir, Ihnen folgende Daten mitzutheilen: 

Sie wiſſen, dafs die Gemeinde den ſogenannten übertragenen 
Wirkungskreis und den eigenen hat. Der übertragene Wirkungskreis 
begreift all dasjenige, was wir an Stelle des Staates und unter 
ſeiner Aufſicht vollziehen, alſo Staatsgeſchäfte. Außerdem haben wir 
noch eine andere, eine Unterart des übertragenen Wirkungskreiſes, wir 
ſind nämlich verpflichtet, die Geſchäfte einer politiſchen Behörde erſter 
Inſtanz, einer ſogenannten Bezirkshauptmannſchaft, zu führen. Hören 


Sie nun, meine Herren, was dieſe Einrichtung, dieſe Überwälzung auf 


die Gemeinde im Jahre 1892 gekoſtet hat. Im Jahre 1892 ſind im 
ganzen bei dem Magiſtrate 538.000 Geſchäftsſtücke eingelaufen. 
Hievon gehörten dem übertragenen Wirkungskreiſe nicht weniger 
als 383.000 an. (Hört! Hört! und Zwiſchenrufe.) Laſſen Sie mich 
fortfahren, wir werden die Laſt erſt ganz kennen lernen, wenn ich 
die Ehre haben werde, weitere Ziffern zu nennen. Von dieſen 
383.000 Nummern betrafen den übertragenen Wirkungskreis als 
politiſche Behörde erſter Inſtanz 309.000, alſo 80 Percent des 
übertragenen Wirkungskreiſes. Im Jahre 1892 betrugen die Ge— 
ſammtauslagen unſerer Verwaltung 4,022.900 fl.; hievon entfielen 
auf den übertragenen Wirkungskreis 1,416.609 fl. und von dieſen 
wieder auf den übertragenen Wirkungskreis als politiſche Behörde 
erſter Inſtanz 1,147.000 fl. 


Gehen wir weiter, wir ſind noch nicht zu Ende. Wir kommen 
nun zur Steuerreform. In dieſer Richtung wird eine Steuerreform 
bezüglich der Eiſenbahnen geplant, welche uns ungefähr 275.000 
bis 300.000 fl. Einbuße an Steuer zuführt. Man plant eine 
Steuerreform und will ausſprechen, daſs von der Perſonal— 
einkommenſteuer, wohl der einträglichſten, welche ſein wird, die Ge— 
meinde Wien keine Zuſchläge einheben ſoll. Man überlässt es ihr, 
eventuell von dem ohnehin ſchon ausgeſogenen Verdienſte und 
Einkommen noch ein paar Percente nothgedrungen für ihre Be— 
dürfniſſe, die doch befriedigt werden müſſen, wegzunehmen. Dazu, 
meine Herren, ſoll nun das Heimatsgeſetz kommen, mit einer Mehr— 
belaſtung von drei Millionen und mit einem Ausfalle von 80.000 fl. 


Meine Herren! Da mußs offen ausgeſprochen werden: wenn 
das ſo fortgeht, dann wird Wien nicht in die Lage geſetzt ſein, allen 
jenen berechtigten Anforderungen, welche an eine ſo große Verwaltung 
geſtellt werden, zu entſprechen, und das iſt für die k. k. Reichs— 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien ein ſo kritiſcher, ein ſo ernſter 
Moment, dass es unſere Pflicht iſt, unter Vergeſſen von kleinen 
Differenzen, von Dingen, die keine Bedeutung haben, Schulter an 
Schulter da zu ſtehen und gegen ein derartiges Syſtem Front zu 
machen. (Rufe: Bravo! Bravo!) Wo ſoll es denn hinkommen, 
und wird nicht die Regierung ſelbſt, vielleicht zu ſpät, einmal ſich 
an eine Fabel erinnern — die ich Ihnen erzählen will — wenn 
ſchließlich Wien aufhört, jenes überaus ergiebige Steuerobject zu fein, 
das es bisher war, ein Steuerobject, wie in ganz Ofterreich kein 
zweites exiſtiert? Die Fabel kennen Sie vielleicht, ſie handelt von 
einem Manne, der ein Tragthier hat und dieſes Tragthier immer 
mehr beladet, dafür aber ſeine Futterrationen beſchneidet und dabei 
glaubt, das Thier werde immer kräftiger und noch immer mehr 
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tragen. Endlich bricht das Tragthier zuſammen und dann ſteht 
der Beſitzer da und kraut ſich — zu ſpät — hinter dem Ohre. 

Ich muß hier jenes Wort citieren — und ich wollte, es 
würde auch anderswo gehört werden — jenes Wort, welches 
unſer Altbürgermeiſter Dr. Felder im Jahre 1871 ausgeſprochen 
hat, dafs hinter der hinfälligen Gemeinde als erſter Leidtragender der 
Staat einhergehen werde! (Sehr richtig!) Unter ſolchen Umſtänden 
iſt es ein Gebot unabweislicher Nothwendigkeit, wenn die Gemeinde 
an die Regierung herantritt und unter ungeſchminkter Darſtellung 
der Verhältniſſe, wie fie find, von ihr ein Aquivalent, eine Unter- 
ſtützung fordert, damit die Gemeinde angeſichts der Mehrbelaſtung 
und der Schmälerung ihrer Einkünfte in die Lage geſetzt werde, 
auch weiterhin ihre Poſition zu bewahren und ihren Verpflichtungen 
vollinhaltlich nachzukommen, und das iſt der Tenor des Einganges 
und des Schluſſes derjenigen Anträge, welche Ihnen der Stadt— 
rath in der Druckſorte Nr. 272 vorzulegen die Ehre hat. 

Nach dieſer allgemeinen Auseinanderſetzung erlaube ich mir nun, 
auf die Details des Geſetzentwurfes einzugehen und Sie zu bitten, 
an der Hand dieſer Anträge, welche Sie vor ſich haben, mir zu 
folgen. Der Stadtrath beantragt zunächſt ein Amendement zu dem 
Geſetzentwurfe, welches darauf abzielt, die Laſt, die der Gemeinde 
auferlegt werden ſoll, möglichſt hinauszuſchieben, ein Beſtreben, welches 
gewiſs nicht bemängelt werden darf. 

Zum Artikel I, § 2, lit. a und b beantragt nämlich der Stadt— 
rath, daſs die Friſt von fünf und zehn Jahren, nämlich fünf Jahre 
für Steuerträger und zehn Jahre für Nichtſteuerträger, auf zehn 
Jahre und fünfzehn Jahre erhöht werden ſoll. Es werden auch dieſe 
Zeitpunkte nur zu raſch an uns heranrücken und ihre Folgen 
geltend machen. 

Im ſelben Paragraphe 2 a wird ausgeſprochen, dafs derjenige, 
welcher nach fünfjährigem Wohnſitze um das Heimatsrecht ein— 
kommen will, nachweiſen muſs, dass er zur Zeit der Bewerbung 
mit keiner landesfürſtlichen Steuer oder Umlage im Rückſtande iſt. 
Dies hielt der Stadtrath nicht für genügend; es mußs auch ge— 
fordert werden, daſs der Betreffende während der Dauer feines 
Aufenthaltes nicht Steuerabſchreibungen wegen Uneinbringlichkeit 
erlangt habe. Kurz begründet, könnte es ja ſein, daſs jemand durch vier 
Jahre ununterbrochen wegen Steuern exequiert wird, und die Steuern 
abgeſchrieben wurden, und im fünften Jahre zahlt der gute Mann 
einfach die Steuer und die Gemeinde müſste ihn dann aufnehmen. 

Im zweiten Abſatze des § 2 iſt ausgeſprochen, daſs nur 
Bewerber aufgenommen werden müſſen, welche ſich nicht ſolcher 
ſtrafbarer Handlungen ſchuldig gemacht haben, wegen deren ſie 
des Wahlrechtes verluſtig würden. Nun iſt doch zwiſchen Wahlrecht 
und Heimatsrecht ein bedeutender Unterſchied, nachdem das Wahl- 
recht nicht den Anſpruch auf Verſorgung gibt, ſondern nur das 
Heimatsrecht. Das iſt doch ein weſentlicher Unterſchied, und der 
Stadtrath beantragt, es möge verlangt werden, daS in dieſer 
Hinſicht, ſowie rückſichtlich der weiteren Bedingung des Entwurfes, 
dafs der Betreffende für feine Perſon nicht der Verſorgung der Ge— 
meinde zur Laſt gefallen ſein dürfe, die Anderung dahin vorgenommen 
werde, dafs der Betreffende einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt 
habe, und weder er, noch ein in ſeiner Verſorgung ſtehendes 
Familienmitglied der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt gefallen 
ſein dürfe. 

Es find das genau die Worte, welche im § 16 unſeres 


Gemeindeſtatutes vorkommen, welche alſo ſchon Geſetzeskraft haben 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. —, Nr. 94, 23. November 1894. 


1 . NINA NINIINTN ZINN NZ NND TNNINTDNINTNTIETTNN 


und wohl auch conſequenterweiſe in dieſes Geſetz übernommen 
werden ſollen. 

Ich komme nun zu § 3; da habe ich Ihnen bereits die 
Gefährlichkeit des Syſtems, welches hier eingeführt werden ſoll 
geſchildert, nämlich, daſs nicht nur der Bewerber, ſondern auch 
alle ſeine Nachkommen ohne Zahl und ſogar die Heimatsgemeinde 
einſchreiten dürfen, um die Heimatsberechtigung für einen dritten zu 
verlangen. Abgeſehen von der Gefährlichkeit widerſpricht dieſes 


Princip auch den Grundſätzen der geſetzlich gewährleiſteten „reis 


zügigkeit, und dadurch iſt auch ſchon begründet, warum der Stadt— 
rath den Antrag ſtellt, es möge dieſes Heimatsenteignungsrecht der 
früheren Gemeinde ganz geſtrichen und das Recht, für einen 
verſtorbenen Aufnahmswerber einzuſchreiten, nur auf ſeine nächſten 
Verwandten, ſeine Frau und minorennen ehelichen Kinder, ſowie 
bei Frauen auch auf die unehelichen Kinder derſelben eingeſchränkt 
werden. 

Was § 4 des Entwurfes betrifft, fo beantragt Ihnen der 
Stadtrath eine Abänderung dahin, dafs die Sicherung des Heimats— 
anſpruches nicht binnen einer gewiſſen Friſt, ſondern ſo vorbehalten 
werden ſoll, daſs eben der Anſpruch als erloſchen gelte, wenn 
derſelbe nicht vor dem Aufhören des Aufenthaltes mittels eines bei 
der erwähnten Aufenthaltsgemeinde einzubringenden Geſuches geltend 
gemacht wird. 

Die Anderung, die wir bei § 5 beantragen, iſt ſehr wichtig. 
Es handelt ſich eben um die Ablehnung jenes Verſuches, uns 
zwangsweiſe Ausländer und Ausweisloſe als Heimatsberechtigte 
zuzuführen, ganz nach den Bedingungen, welche für Inländer vor— 
geſchrieben ſind. Ich habe es bereits ausgeſprochen, dass, wenn 
wir ſchon in die Lage kommen ſollen, Inländer auf Grund der 
Heimatsrechterſitzung aufnehmen zu müſſen, denn doch eine ſolche 
Verpflichtung gegenüber Ausländern und Perſönlichkeiten oft ſus— 
pecter Art, wie es Ausweisloſe ſind, eine derartig weitgehende iſt, 
daſs man der Gemeinde, wenn ſie ſich dagegen wehrt, wahrlich 
nicht Härte und Unbilligkeit, ſondern nur ein weiſes Maßhalten 
wird nachſagen können. 

S 6 ſpricht davon, dass die Gemeinde verpflichtet iſt, binnen 
einer Friſt von ſechs Monaten über ein eingebrachtes Geſuch um 
Verleihung der Heimatsberechtigung zu entſcheiden, widrigenfalls 
die politiſche Behörde an ihre Stelle tritt und über das Geſuch 
entſcheidet. Nun iſt es ganz richtig, dafs in dieſer Richtung eine 
gewiſſe Friſt vorgeſchrieben werden mußs, denn es könnte ja irgend— 
einer Gemeinde — durchaus nicht der Gemeinde Wien — eitt: 
fallen, ein ſolches Geſuch vier oder fünf Jahre gar nicht zu er— 
ledigen, und es käme dann eine ſolche Nichterledigung der Ver— 
weigerung vollſtändig gleich. Dieſe Forderung iſt alſo berechtigt, 
aber ebenſo berechtigt iſt die Forderung der Gemeinde, gegenüber 
ſolchen Entſcheidungen der politiſchen Behörde auch ihr Berufungs— 
recht zu wahren, und dahin geht der Antrag des Stadtrathes. 

Bei § 7 handelt es ſich nur um eine ſtiliſtiſche Anderung, 
und zwar müſſen mit Rückſicht darauf, dafs § 5 ganz geſtrichen 
werden ſoll, auch alle Beziehungen auf dieſen § 5 entfallen. 

8 8 hat dem Stadtrathe keinen Anlaſs gegeben, eine Be⸗ 
merkung zu machen. 

Wir kommen nun zu Artikel II, in welchem eben geſagt wird, 
dafs die Gemeinde in den Fällen einer Zwangsaufnahme durch 
Erſitzung des Heimatsrechtes nicht berechtigt ſein ſoll, eine Gebür 


einzuheben. Der Stadtrath hat das als vollſtändig unberechtigt 


erkaunt, weil es ganz ungerecht wäre, zu verlangen, dafs in ſolchen 
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Fällen die Gemeinde auch auf die Entrichtung der Gebür feiteng 
der Bemittelten verzichten ſolle. Derjenige, der auf dieſe Weiſe in 
den Verband einer Gemeinde eintritt, ſoll doch auch etwas zu leiſten 
verpflichtet fein, vorausgeſetzt, er kaun es, wie der freiwillig Eintretende, 
und nur der Mittelloſe ſoll frei durchgehen. Überdies hat aber der 
Stadtrath gemeint, dass mit Rückſicht auf das Geſetz vom Jahre 1863, 
welches die Frage, ob und welche Zuſtändigkeitsgebüren eingehoben 
werden dürfen, den Landtagen überantwortet, dieſer Paragraph 
gänzlich geſtrichen und die diesbezügliche Entſcheidung bezüglich 
Wien dem niederöſterreichiſchen Landtage überlaſſen werden ſoll. Es 
würde bis zu einer ſolchen Entſcheidung das Reichsgeſetz vom 


Jahre 1863 und das Landesgeſetz vom Jahre 1868 unverrückt 


in Geltung bleiben. 

Der Artikel III endlich beſagt, daßs das Geſetz mit der 
Kundmachung inkraft tritt und daßs auch von dieſem Tage an die 
Friſten von fünf und zehn Jahren zu laufen haben. 

Hier iſt es geboten, noch einmal einen Rückblick zu machen 
und ſich zu fragen, wie wir ſtehen werden, wenn unſere Bemühungen 
durch die Petition etwa nicht zu einem Reſultate führen? Wir gehen 
dann einer trüben Zeit entgegen. Allein, meine Herren, ich will 
mit einem Gedanken ſchließen, der, wie ich glaube, Ihre voll— 
ſtändige Zuſtimmung haben wird. 

Ich kann mir nicht denken, daſs, wenn der Regierung 
wirklich die ungeſchminkte Wahrheit geſagt wird und ihr die 
Folgen der Richtung der Geſetzgebung, welche dermalen einge— 
ſchlagen iſt, vorgeſtellt werden, fie darin fortfahren wird; denn ſonſt 
würde ſie damit wirklich verhängnisvolle Momente zu verantworten 
haben und ſich in einem eigenthümlichen Widerſpruche befinden mit 
den Intentionen jener Stelle, von der das allbekannte Wort aus— 
gegangen iſt: „Für Wien mufs etwas geſchehen!“ (Lebhafte Zu— 
ſtimmung.) 

Ich glaube, wir können ſtets mit feſter, unerſchütterlicher 
Zuverſicht auf jene Stelle blicken, und ich hoffe auch, wenn wir 
einig ſind, wir werden ein Reſultat, einen Erfolg erzielen. (Beifall.) 

Ich bitte Sie daher, daſs Sie in Ihrem Beſchluſſe möglichſt 
einſtimmig ſein mögen; ich bitte Sie dringlichſt, ſo wenig wie 
möglich ſich mit Einzelheiten zu befaſſen und die ganze Sache 
von einem höheren Standpunkte aufzufaſſen, fo daßs ſowohl der 
Stadtrath wie der Herr Bürgermeiſter in der Lage ſind, ſich auf 
einen womöglich einhelligen Beſchluſs des Gemeinderathes ſtützen 
zu können. 

Ich ſchließe damit, dafs ich die Ihnen vorliegenden Anträge 
des Stadtrathes zur Annahme empfehle. (Lebhafter Beifall und 
Händekllatſchen rechts.) 

Vürgermeiſter: Ich eröffne die General-Debatte über den 
Gegenſtand zunächſt im allgemeinen. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern hat das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Der Herr Referent hat feine Aus- 
führungen unter zwei große Geſichtspunkte geſtellt; er hat zuerſt 
geſprochen von dem Geſichtspunkte der Humanität, der Ge— 


rechtigkeit, von dem aus der vorliegende Geſetzentwurf beurtheilt 


werden ſoll; und er hat Ihnen dann als zweiten den finanziellen 
Geſichtspunkt vor Augen geführt. 

Ich werde mir bei der Beſprechung der Anträge des Herrn 
Referenten erlauben, die umgekehrte Ordnung zu befolgen und 
zunächſt die finanziellen Geſichtspunkte, welche die Gemeinde in 
dem vorliegenden Falle ſich vor Augen zu halten hat, zu be— 
ſprechen. 
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Wenn es üblich wäre, dass Geſetzentwürfe geradeſo wie 
Bücher oder andere Schriften eine Deviſe tragen, ſo könnte man 
vielleicht dieſem Geſetzentwurfe mit einer Variante eines bekannten 
Dichterwortes die Deviſe voranſetzen: „Lasst Wien dieſe ſchwere 
Laſt zu anderen Laſten tragen.“ Es iſt bereits vom Herrn Referenten 
erwähnt worden, welche bedeutende Laſten Wien zu tragen hat. 

Ich möchte mir nun erlauben, einiges zu dem hinzuzufügen. 
Der Herr Referent hat den übertragenen Wirkungskreis erwähnt, 
und was die Belaſtung Wiens mit dem übertragenen Wirkungs- 
kreiſe betrifft, hat er uns einige Daten angeführt. Ich nehme an, 
dajs dieſe Daten, welche Ihnen von Seiten des Herrn Referenten 
hier angeführt worden ſind, nur die magiſtratiſche Geſtion betreffen. 
Noch viel bedeutender iſt aber die Geſtion der Bezirksämter und 
in dieſer Richtung kann ich Ihnen ſagen, dafs, wenn Sie heute 
die Geſtion der Bezirksämter nach ihren verſchiedenen Competenzen 
einer Prüfung unterwerfen, Sie, auch ohne dass Ihnen diesfalls 
ſtatiſtiſches Material zur Verfügung ſteht, mit voller Beruhigung 
jagen können, daſss mindeſtens ſechs Siebentel der Geſtion der 
Bezirksämter Geſchäfte des übertragenen Wirkungskreiſes oder 
Geſchäfte ſind, welche das Bezirksamt als politiſche Behörde erſter 
Inſtanz zu verrichten hat. Eine weitere exceptionelle Belaſtung 
Wiens, welche jedenfalls in der Eingabe, die ja hier an die Regie— 
rung oder an das Parlament zu richten beabſichtigt wird, auch 
angeführt werden mufs, iſt die Verzehrungsſteuer, über welche ich 
nicht viel zu ſagen habe. Eine weitere und dritte ganz beſondere 
Belaſtung Wiens, welche von Seite des Herrn Referenten nicht 
angeführt worden iſt, welche aber jedenfalls in der Eingabe, die 
wir an die Regierung oder an das Parlament zu richten haben, 
angeführt werden muss, iſt die Belaſtung der Bewohner Wiens 
— allerdings nicht der Commune Wien — mit den Landesſteuern, 
denn es iſt eine Thatſache, daj8 die Bewohner Wiens heute nicht 
weniger als circa 85 Percent der Landesſteuern bezahlen, fo dass 
wir eigentlich ſagen können, daſs Wien das geſammte Land Nieder: 
öſterreich zu erhalten hat, und dais hiezu nur ein Beitrag von 
15 Percent der geſammten Landesſteuern von den ungefähr 
1'/, Millionen Bewohnern des Landes Niederöſterreich außerhalb 
Wien geleiſtet wird. In neueſter Zeit hat Wien wieder eine ganz 
weſentliche Belaſtung, welche wir heute ziffermäßig zu beſtimmen 
nicht in der Lage find, durch das n.5. Landesarmengeſetz erfahren, 
welches nicht die Armenverſorgung der Stadt Wien, ſondern nur 
die Verſorgung der Armen des Landes Niederöſterreich betrifft. 
Und wenn endlich von Seite des Herrn Referenten auch der 
neueſten Steuergeſetz-Entwürfe Erwähnung gemacht wurde, ſo möchte 
ich darauf verweiſen, dass die exceptionelle Behandlung Wiens in 
dieſen neuen Steuergeſetz-Entwürfen nicht allein darin liegt, dafs 
die Steuereinnahmen der Commune Wien ſich um circa 300.000 fl. 
vermindern dürften, ſondern auch weſentlich darin, daſss für die 
Auftheilung der Perſonaleinkommenſteuer auf die einzelnen Steuer⸗ 
gattungen und für die Ermäßigung der einzelnen Steuergattungen 
ein Modus gewählt wurde, welcher der Stadt Wien oder deren 
Bewohner durchaus nicht zum Vortheile gereicht. Nun kommt 
auch noch das Armengeſetz hinzu, welches die Stadt Wien, wie 
Sie von Seite des Herrn Referenten gehört haben, mit einem 
Betrage von 3,000.000 fl. jährlich belaſten ſoll. Da iſt es nun 
ganz richtig — und darin ſtimme ich mit dem Herrn Referenten 
vollkommen überein — daſs der Schwerpunkt feiner Ausführungen 
in dasjenige gelegt wird, was am Schluffe der Anträge des Stadt- 
rathes den Herren vorliegt, dafs nämlich ausdrücklich in der von 


2 


Ad 


2438 


uns zu machenden Eingabe betont werde, dass die geradezu uner- 
ſchwingliche Mehrbelaſtung, welche die Stadt Wien durch dieſen 
vorliegenden Entwurf, wenn er Geſetz werden ſollte, treffen würde, 
es unbedingt nothwendig mache, daßs hiefür der Stadt Wien ein 
entſprechendes Aquivalent geleiſtet werde. 

Dies vorausgeſchickt, wende ich mich nun zu jenen Geſichts⸗ 
punkten, welche der Herr Referent als die erſten ſeinen Darlegungen 
zugrunde gelegt hat, nämlich die Grundſätze der Humanität, der 
Gerechtigkeit und auch die ſocialpolitiſchen Gründe, welche die Er- 
laſſung eines ſolchen Geſetzes, wie es im Entwurfe vorliegt, in 
ſeinen Grundzügen unbedingt rechtfertigen, jo dafs die Stadt Wien 
nicht in der Lage iſt, ſich überhaupt gegen dieſes Geſetz auszusprechen. 

In dieſer Richtung ſcheint mir — und das iſt ja bereits von 
Seite des Herrn Referenten betont und beantragt worden — dass 
gerade gegen die dem Geſetze zugrunde liegenden ethiſchen Grund— 
füge, gerade gegen die Grundſätze der Gerechtigkeit und Humanität 
gefehlt wird, wenn in dem Geſetze ſelbſt ſich eine Verfügung findet, 
wonach die Heimatsgemeinde das Recht haben ſoll, jemanden gegen 
ſeinen Willen, vielleicht ohne ſein Wiſſen ſeines Heimatsrechtes zu 
entäußern und bei einer anderen Gemeinde, in welcher er wohnt, für 
ihn um die Verleihung des Heimatsrechtes einzuſchreiten. Dadurch 
wird eigentlich dieſes Geſetz ſeines humanen Charakters vollſtändig 
entkleidet, und es iſt daher ganz richtig, wenn von Seite des 
Herrn Referenten ſich gegen § 3 des Geſetzes in der entſchiedenſten 
Weiſe ausgeſprochen wurde. Dieſer § 3 iſt keine Beſtimmung, 
welche eine humane Grundlage hat; ſie hat gar keine andere, als 
eine finanzpolitiſche Grundlage, welche darin beſteht, dass der 
Landgemeinde die Möglichkeit gegeben werden ſoll, die Koſten ihrer 
Armenverſorgung der Stadtgemeinde zuzuwälzen, daſs den Land⸗ 
und Stadtgemeinden die Möglichkeit gegeben werden ſoll, die 
Koſten der Armenverſorgung der Großgemeinde, vor allem der 
Gemeinde Wien zuzuwälzen. Aus dieſem Grunde iſt es richtig, und 
ſtimme ich mit dem Stadtrathe vollſtändig überein, wenn die 
Streichung des § 3 des Regierungs-Entwurfes beantragt wird. 

Nicht ſo einverſtanden bin ich mit dem Antrage des Herrn 
Referenten, beziehungsweiſe des Stadtrathes in einem anderen 
Punkte. In dem Geſetze, und zwar im § 2 des Geſetzes wird ein 
Unterſchied gemacht, zwiſchen jenen Perſonen, welche eine Steuer 
leiſten, und jenen Perſonen, welche eine Steuer nicht leiſten. Auf 
Grund dieſes Unterſchiedes ſoll dann nach dem Geſetze eine fünfjährige 
oder zehnjährige Erſitzung des Heimatsrechtes platzgreifen. Nach 
den Anträgen des Herrn Referenten wird nun dieſer Unterſchied im 
Principe beibehalten, und es ſoll hienach eine zehnjährige oder 
fünfzehnjährige Erſitzung des Heimatsrechtes platzgreifen. Ich bin 
nun allerdings der Anſchauung, dafs die Friſten, welche von Seite 
des Geſetzes aufgeſtellt werden — fünf Jahre oder zehn Jahre — zu 
kurz bemeſſen ſind, um der Commune die Möglichkeit zu geben, ſich 
für die Übernahme einer ſo enormen Belaſtung gehörig vorzubereiten. 
Dagegen aber bin ich der Anſchauung, dass es nicht gut angeht, 
daſs es nicht human, nicht gerecht und dafs es auch unſeren 
heutigen ſocialpolitiſchen Grundſätzen nicht entſprechend iſt, wenn 
ein Unterſchied zwiſchen denjenigen gemacht wird, die eine directe 
Steuer leiſten, und denjenigen, die eine directe Steuer nicht leiſten. 

Betrachten wir einmal, um was es ſich in dem gegebenen Falle 
praktiſch handelt. Die kleinſte directe Staatsſteuer, die wir heute 
in Wien haben, iſt 5 fl. 25 kr., und in dieſem Falle iſt die Steuer⸗ 
leiſtung an die Commune mit 21 Percent beiläufig 1 fl. 80 kr. 
Alſo der Umſtand, dass jemand 1 fl. 80 kr. durch je fünf oder 
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zehn Jahre leiſtet, daſs er im ganzen 9 fl. oder 18 fl. im Laufe 
von fünf oder zehn Jahren der Commune geleiſtet hat, ſoll ſo 
entſcheidend ins Gewicht fallen, daſs der Betreffende in der Lage 
ſein ſoll, um den bedeutenden Zeitraum von fünf Jahren früher das 
Heimatsrecht zu erwerben. Das ſcheint mir nicht gerecht und auch 
nicht billig zu ſein. Vergeſſen wir auch nicht, in welcher Zeit 
wir leben. Wie wir wiſſen, handelt es ſich gerade jetzt um eine 
bedeutende Ausdehnung und Erweiterung des Wahlrechtes, um eine 
Verallgemeinerung desſelben in dem einen oder dem anderen Sinne, 
ſei es, daſs eine eigene Wählercurie geſchaffen, ſei es, dass das 
allgemeine gleiche Wahlrecht eingeführt wird, jedenfalls aber um 
eine ganz bedeutende Erweiterung des Wahlrechtes. Und in einem 
Augenblicke, in welchem eine ſolche Frage auf der Tagesordnung 
ſteht, ſoll mit einemmale eine neue Kluft geöffnet, ein neuer 
Unterſchied zwiſchen Beſteuerten und Nichtbeſteuerten gemacht werden, 
eine Kluft, eine Unterſcheidung, welche eine ſehr empfindliche und 
bedeutende iſt, da es ſich hier gerade um die Erwerbung des 
Heimatsrechtes handelt. Vergeſſen wir auch nicht an die Wirkung, 
welche die bereits früher von mir erwähnten neuen Steuern haben 
werden. Vermöge der Contingentierung der Erwerbſteuer, wie ſie 
nach den neuen Steuervorlagen ins Werk geſetzt werden ſoll, iſt 
die Möglichkeit gegeben, daſs gewiſſe Erwerbſteuerclaſſen, und zwar 
die unteren, von der Erwerbſteuer vollſtändig befreit werden. Sollen 
die, welchen das Steuergeſetz die Wohlthat erweist, daſs fie von 
ihrer Erwerbſteuerleiſtung an den Staat, conſequenterweiſe daher 
auch von den Erwerbſteuerzuſchlägen an die Commune befreit 
werden, auf der anderen Seite dafür geſtraft werden, daſss fie nur 
nach einer um fünf Jahre länger dauernden Erſitzungsfriſt das 
Heimatsrecht zu erwerben in der Lage ſeien? Das ſcheint mir 
nicht gerecht und billig zu fein. Ich würde daher wünſchen, dajs 
für direct Beſteuerte und Nichtbeſteuerte ein gleicher Zeitraum für 
die Erſitzung des Heimatsrechtes beſtimmt werde; und ich trage 
den vom Referenten erwähnten finanziellen Bedenken dadurch 
Rechnung, dajs ich zwiſchen jenen Friſten, welche hier vom Stadt— 
rathe vorgeſchlagen werden, zehn und fünfzehn Jahren, einen 
Mittelweg wähle und die gleichmäßige Erſitzung des Heimatsrechtes 
nach zwölfjähriger Dauer beantrage. 

Ich ſtelle ſonach, indem ich mich im übrigen den Stadtraths— 
Anträgen anſchließe, den Antrag: 

„Es ſeien die Anträge 2 und 3 des Herrn Referenten dahin 
zu modificieren, dafs § 2 a zu ſtreichen iſt, und dass in lit. b 
ſtatt: „Zehn Jahren“ es zu heißen habe: „Zwölf Jahre“; ferner, 
dafs es in Alinea 2 heißen ſoll: „Der Bewerber mußs nach er— 
langter Eigenberechtigung durch zwölf der Bewerbung voraus— 
gegangene Jahre ſich freiwillig und ununterbrochen in der Gemeinde 
aufgehalten haben.“ 

Mit dieſer einen Modification empfehle ich Ihnen die übrigen 
Anträge des Stadtrathes zur Annahme. 

(Während vorſtehender Rede hat Herr Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter den Vorſitz übernommen.) 


Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Ich werde mich 
ſo kurz als möglich faſſen, da ja die Anträge des Stadtrathes in 
der heutigen Sitzung erledigt werden müſſen. Ich kann daher 
eigentlich die einzelnen Punkte, die vielleicht einer eingehenden De- 
ſprechung würdig wären, nur markieren. In erſter Linie mußs 
hervorgehoben werden, dafs das derzeitige Miniſterium in der Frage, 
welche uns jetzt beſchäftigt, gegenüber der Gemeinde Wien mit 
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einer ſeltenen Rückſichtsloſigkeit vorgegangen iſt. (Allgemeine Zu⸗ 
ſtimmung.) 

Meine Herren! Das Miniſterium hat die Landtage um ein 
Gutachten angegangen darüber, wie ſich dieſelben zu einer even⸗ 
tuellen Erwerbung der Zuſtändigkeit durch längeren Aufenthalt 
ſtellen würden. Das Geſetz iſt im jetzigen Seſſionsabſchnitte von 
Seite der Regierung eingebracht worden, und zu meinem per— 
ſönlichen Erſtaunen ſoll dieſe Regierungsvorlage noch vor Weih— 
nachten erledigt werden. Wir verdanken es eigentlich — und ich 
glaube, das muſs erwähnt werden — dem Entgegenkommen des 
Referenten über dieſe Angelegenheit, Herrn Dr. Weigel, dafe 
er uns noch bis heute, reſpective noch bis morgen vormittags Zeit 
gelaſſen hat, die Petition der Gemeinde Wien zu überreichen! 
(So iſt es!) Was mich aber insbeſondere in Erſtaunen verſetzt, 
iſt der Umſtand, daßs diejenigen Perſonen, welche, wie man mir 
ſagte, am meiſten drängen ſollen, dafür der Vereinigten deutſchen 
Linken angehören (Hört! links), einer Partei, von welcher ich 
glaube, dass fie dadurch ſpeciell mit einem Punkte ihres Pro- 
grammes, nämlich mit dem nationalen Punkte, in einen derartigen 
Widerſpruch gerathen wird, dals fie kaum imſtande fein wird, 
gegenüber ihrer Wählerſchaft dieſen Widerſpruch aufzuklären! (Sehr 
richtig! links.) 

Nachdem ich dem Bedauern Ausdruck gegeben habe, dass das 
Miniſterium in einer ſolchen Weiſe uns, der Gemeinde Wien, 
gegenüber vorgeht, welche ja, wie von allen Seiten hervorgehoben 
wurde, den größten Theil der Landesausgaben beſtreitet — ja 
eigentlich aufrichtig geſagt — beinahe ſämmtliche Landesauslagen, 
denn es verbleiben nur 16 Percent für das übrige Land, welche 
zu den Einnahmen des Reiches einen ungeheuren Percentſatz bei— 
trägt, daſs das Miniſterium, ſage ich, einer ſolchen Gemeinde 
gegenüber derartig vorgeht, wende ich mich zur Beſprechung des 
Gegenſtandes ſelbſt. 

Es hat der Herr Referent bereits hervorgehoben, und ich 
theile in dieſer Beziehung vollkommen feine Anſchauung, dafs die 
jetzigen Zuſtände in Oſterreich, welche durch die beſtehende Heimats⸗ 
geſetzgebung geſchaffen wurden, geradezu troftlos find, dajs die 
jetzige Geſetzgebung zu unmenſchlichen Härten, ja geradezu zu 
Grauſamkeiten führt, und daſs es längſt Pflicht und Aufgabe der 
öſterreichiſchen Regierung geweſen wäre, in dieſem Punkte helfend 
einzugreifen. 

Darüber iſt, wie ich glaube, auch in Ihrer Mitte nicht der 
geringſte Zweifel vorhanden. Es hat Ihnen ja der Herr Referent 
auseinandergeſetzt, dafs jetzt in Oſterreich die Armenverſorgung in 
einer Weiſe gehandhabt wird, dajs, wenn z. B. eine Wienerin 
einen Polen heiratet, und der Pole ſtirbt, die Wienerin mit ihren 
Kindern, welche weder polniſch noch rutheniſch ſprechen, in ihre 
fogenannte Heimat nach Galizien per Schub gebracht werden, um 
dort der Verſorgung anheimzufallen. 

Derartige Zuſtände können wohl nicht länger geduldet werden. 
Wenn Sie ſich aber fragen, meine Herren, ob dieſen Zuſtänden durch 
die Regierungsvorlage abgeholfen wird, ſo müſſen Sie dieſe Frage 
mit „nein“ beantworten. Es iſt intereſſant und mufs auch hervor⸗ 
gehoben werden, dass dieſe fünf und zehn Jahre nicht etwa ſchon 
früher beginnen, ſondern erſt von dem Zeitpunkte der Kundmachung, 
reſpective der Rechtskraft des Geſetzes. Fünf, reſpective zehn Jahre 
müſſen alſo noch die troſtloſen Zuſtände in puncto Armenverſorgung 
weiter beſtehen, warum — weiß ich eigentlich nicht, d. h. wir 
wiſſen es alle; weil der Staat Oſterreich nicht willens ift, jene 
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Pflicht zu erfüllen, die einem civiliſierten Staate obliegt, nämlich 
die Pflicht, für die Armen zu ſorgen. (Beifall und Händeklatſchen 
links.) 

Meine Herren! Das Geſetz, wie es hier vorliegt, wird wieder 
zu unzähligen und unglaublichen Härten, Grauſamkeiten und 
Ungereimtheiten und auch zu unzähligen Streitigkeiten führen; es 
wird nach meiner Überzeugung die Lage nicht verbeſſern, ſondern 
ſie nur verſchlechtern. 

Ich will das nationale Thema einem geehrten Collegen meiner 
Partei überlaſſen und mache Sie nur darauf aufmerkſam, dass 
auch in dieſer Richtung ein aufmerkſames Auge auf die Folgen 
dieſes Geſetzes geworfen werden mus, wenn nicht Überraſchungen 
eintreten ſollen, von denen wir dann ſehr ſchmerzlich berührt ſein 
würden. Meine Herren! Ich habe ſeit jeher den Standpunkt vertreten, 
daſs die Heimatszuſtändigkeit und die Frage der Armenverſorgung, 
wenn möglich, getrennt werden müſſen. Ich bin der Meinung, 
daſs die Frage der Armenverſorgung endlich einmal in einer ent— 
ſchiedenen Weiſe in Angriff genommen werden mufs, und bin ſeit 
jeher auf dem Standpunkte geſtanden, dass es die Pflicht des 
Reiches iſt, das Seinige zur Löſung der Frage beizutragen. Es iſt 
eine Ungerechtigkeit, einer einfachen Landgemeinde die Verſorgung 
von Perſonen aufzuhalſen, die vielleicht nie in ihrem Leben in der 
Gemeinde geweſen ſind, dort nie bekannt waren, und von denen 
die Gemeinde geradezu überraſcht wird. Das iſt eine Ungerechtig— 
keit und Unbilligkeit, die beſeitigt werden muſs. Aber das geht 
nicht an, daſs man die Laſten von den kleinen Landgemeinden weg— 
zunehmen ſucht und ſie dann auf große Gemeinden einfach über— 
wälzt. Das iſt ebenſo ungerecht und ebenſo unbillig. Es mußs 
daher gerade in dieſem Punkte entſchieden Widerſtand entgegen- 
geſtellt werden. Ich war ſeit jeher der Anſchauung, dass die Armen- 
verſorgung nach drei Richtungen hin gelöst werden kann. Dadurch, 
daſs ein Theil derſelben auf den Schultern der Gemeinden ruhen 
bleibe, ein anderer Theil von den Ländern, ein dritter von dem 
Reiche übernommen werde. 

Ich habe bereits im Stadtrathe, wenn auch nur im Privat— 
geſpräche, dieſer meiner Anſchauung Ausdruck gegeben. Ich habe 
dieſe Anſchauung auch in meiner Partei zum Ausdrucke gebracht 
und freue mich, daſs fie dieſelbe einſtimmig zum Beſchluſſe erhoben 
und mich beauftragt hat, auch hier einen diesbezüglichen Antrag 
vorzulegen. Ich Stelle daher einen Zuſatz-Antrag zu dem Antrage 
des Referenten, und zwar nach den Worten: „die Bitte geſtellt 
werde“ einzuſchalten: „Es ſei ein Armengeſetz zu erlaſſen, in welchem 
folgende Grundſätze zur Geltung zu kommen haben: 

1. Wenn der Unterſtützungsbedürftige durch mehr als zehn 
Jahre ohne längere Unterbrechung, aus freiem Willen aus ſeiner 
Heimatsgemeinde abweſend war, erliſcht die Verpflichtung der 
Heimatsgemeinde zur Unterſtützung, beziehungsweiſe Verſorgung 
desſelben; 

2. dieſe Pflicht geht, im Falle der Unterſtützungsbedürftige 
in demſelben Kronlande ſeinen dauernden Aufenthalt hat, dem auch 
ſeine Heimatsgemeinde angehört, an das betreffende Kronland, im 
anderen Falle an den Staat über; 

3. die Unterſtützung, beziehungsweiſe Verſorgung iſt nach den 
Verhältniſſen des Aufenthaltsortes zu bemeſſen. Die Gemeinde 
Wien erklärt ſich bereit, die Armenpflege über jene Perſonen, welche 
in Wien ihren Wohnſitz haben, und bezüglich deren der Staat 
die Verpflichtung zur Armenverſorgung hat, auf Rechnung des, 
Staates durch ihre eigenen Organe durchzuführen.“ 
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Der Übergang wird in folgender Weiſe gefunden werden: 
„Sollte auf dieſen Vorſchlag nicht eingegangen werden, ſo wird 
gebeten, an dem Regierungsentwurfe folgende Anderungen vorzu⸗ 
nehmen.“ 

Dann würden jene Anträge des Stadtrathes kommen, welche 
von Seite des geehrten Plenums zum Beſchluſſe erhoben werden. 
Das iſt der Antrag, den ich in der General-Debatte zu ſtellen habe. 

Meine Herren! Sie erlauben, dass ich noch einige Bemerkungen 
beifüge. Es hat mir der Herr Referent aus dem Herzen geſprochen, 
als er die Geſchichte der Koſten des übertragenen Wirkungskreiſes 
uns erzählt hat. Auch der Herr Vorredner hat das nämliche Lied 
in ganz guten Accorden geſungen. Meine Herren! Ich kenne ein 
altes Sprichwort, welches lautet: „Vorher gethan, dann nachbedacht, 
hat manchem ſchon viel Leid gebracht!“ und wenn die geehrten 
Herren das Lied, welches Sie heute meiſterhaft geſungen haben, 
wenn Sie dieſes Lied etwas früher geſungen hätten, ſo wäre viel— 
leicht die Gemeinde Wien von ſchweren Laſten befreit geweſen. Es 
iſt dieſes Lied damals den Herren vorgeſungen worden, aber, meine 
Herren, Sie haben das Lied nicht mitgeſungen, ſondern haben 
damals den Sänger des Liedes ausgelacht und verhöhnt. Jetzt 
kommen Sie auf die Folgen. Sehen Sie: „Vorher gethan, dann 
nachbedacht, hat manchem ſchon viel Leid gebracht!“ 

Ich ſtimme auch vollſtändig überein mit den Klagen, welche 
bezüglich der Verzehrungsſteuerlaſt vom unmittelbaren Herrn Vor— 
redner erhoben worden ſind. Aber, meine Herren! Auch dieſes 
Lied hätten Sie früher ſingen ſollen, denn „Vorgethan und nach— 
bedacht, hat manchem ſchon viel Leid gebracht!“ (Heiterkeit.) Ich 
habe Ihnen auch damals dieſes Lied vorgeſungen, ich habe Ihnen 
das Lied vorgeſungen: dass der Staat mindeſtens jenen Überſchuss 
der Verzehrungsſteuer, welchen er über die frühere in Wien und 
den Vororten eingegangene Verzehrungsſteuer erzielen wird, der 
Gemeinde zur Verfügung ſtellen ſoll. Sie haben den Sänger des 
Liedes damals ausgelacht, man hat ihn verhöhnt und jetzt kommen 
Sie erſt zur Erkenntnis! Zu ſpät iſt es; zu ſpät iſt es in der 
Richtung, und ich möchte nur wünſchen, dafs Sie die Einigkeit, 
welche vielleicht heute zutage treten wird, auch dann bewahren, 
wenn Ihnen jemand zu einer Zeit, wo Sie es vielleicht noch nicht 
einſehen, dasjenige ſagt, was kommen wird. Man darf Warnungen 
auch von politiſchen Gegnern nicht ſo in den Wind ſchlagen, wie 
Sie es gethan haben. (Zwiſchenrufe.) Ich weiß, warum Sie es 
gethan haben; ich will es Ihnen heute nicht ſagen, das werde ich 
ein anderesmal thun. (Heiterkeit.) 

Das muss man immer früher bedenken und darf jetzt nicht 
ſo reden, wie Sie jetzt geredet haben, außer Sie klopfen auch 
immer reuig an Ihre Bruſt und ſagen vor der geſammten Be— 
völkerung: Mea culpa, mea culpa, mea maxima culpa! (Gem.- 
Rath Frauenberger: Amen!) Ja wohl Amen, denn ſo bleibt 
es immer und immer Ihre Schuld. Amen heißt auf deutſch: So 
möge es immer, ſo ſoll es immer bleiben. Und ſo wird's auch immer 
bleiben, dieſe Schuld werden Sie von Ihrem politiſchen Gewiſſen 
nie abwälzen können; fo lange Sie leben, meine Herren, und fo 
lange Ihre Partei beſteht, werden Sie dieſe Schuld zu tragen 
und auch zu büßen haben. Leider mujs auch die Bevölkerung mit— 
büßen, das iſt eben das Unglückliche bei der Geſchichte. 

Es iſt auch vom Landesarmengeſetze geſprochen worden. Meine 
Herren, auch da mögen Sie immer daran denken, dass Ihre Partei 
dabei ebenfalls mitgewirkt hat. Übrigens ſind die Laſten des 
Landesarmengeſetzes gewiſs keine fo großen als diejenigen, welche 
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uns eventuell durch dieſe Regierungsvorlage werden auferlegt werden. 
Und darum müſſen Sie wirklich alle zuſammenwirken, um ſobald 
als möglich dieſen Stein, der auf uns gewälzt wird, wegzu— 
bringen. 

Ich empfehle Ihnen nur, ſprechen Sie es nicht bloß hier, 
ſondern wenn Sie die Abgeordneten Ihrer Partei ſehen, auch wenn 
Abgeordnete aus den Kronländern, welche Ihrer Partei angehören, 
zu Ihnen kommen und über ihre Liebe zu Wien ſprechen, wenn 
ſie in Verſammlungen, die ſie einberufen, der Bevölkerung ſagen: 
„Wir gravitieren nach Wien, wir lieben Wien“ — ah, dann nehmen 
Sie doch gefälligſt einmal dieſe Herren Abgeordneten etwas beim 
Worte und verlangen Sie von ihnen, dafs fie ihre Liebe nicht bloß 
in Worten äußern, ſondern dieſe ihre Liebe auch durch Thaten be— 
kunden. (Beifall links.) Verlangen Sie von Ihrer Partei, dajs fie 
nicht in einer ſo ungeheuerlichen Weiſe Wien belaſten helfe, ver— 
langen Sie von Ihrer Partei, dafs fie Wien gegenüber Gerechtigkeit 
walten laſſe, verlangen Sie von Ihrer Partei, welche ſich ja mit 
Vorliebe als eine Staatspartei bezeichnet, dafs fie auch dafür eintritt, 
daſs der Staat jene Verpflichtungen übernimmt, die ihm gebüren. 
Der Staat ſoll die Armen verſorgen, welche die Gemeinden nicht 
mehr verſorgen können; das aber iſt eigentlich ein Rabenvater, der 
ſeine Verpflichtungen nicht erfüllt, ſondern dieſelben auf einen 
anderen überwälzt, wie es hier in dem Geſetzentwurfe zu thun ver- 
ſucht wird. Das, meine Herren, iſt keine Kunſt, zu ſagen: „O, dem 
armen Teufel geht es ſchlecht; das iſt ein Jammer, wie es dem 
geht!“ — und dann in den Sack des anderen zu greifen, um ihm 
etwas zu ſchenken. Nein, meine Herren, das iſt keine Humanität, 
das iſt keine chriſtliche Liebe, ſondern ſagen Sie den Vertretern 
und den Angehörigen Ihrer Partei, wenn ſie Wien lieben, ſo ſollen 
fie alles daran ſetzen, daſs Wien nicht ungerecht behandelt wird, 
wie es hier verſucht wird. Damit ſchließe ich und empfehle Ihnen 
die Annahme meines Antrages. 

Gem.-Rath Dr. Nechansiy: Meine Herren! Ich habe 
nicht die Abſicht, bereits Geſagtes zu wiederholen. Ich bin eben 
von der Anſchauung durchdrungen, daſs eine kurze Debatte für 
den Gegenſtand, welcher in Verhandlung ſteht, das Allerbeſte nach 
außen iſt, das Allerbeſte auch, um beim Parlamente die nöthige 
Wirkung hervorzubringen. Der Herr Referent hat in wirklich 
erſchöpfender Weiſe alle Geſichtspunkte geltend gemacht, welche in 
dieſem Falle angeführt werden müſſen. Es iſt richtig und wir 
müſſen das von allen Seiten betonen: gegen den Grundſatz ſelbſt 
haben wir nichts einzuwenden. Wir müſſen vielmehr jagen, dafs 
dieſer Grundſatz in der hiſtoriſchen Entwicklung des Heimatsrechtes ein 
Fortſchritt iſt, ja, dafs dies ein Grundſatz iſt, welcher modernen An— 
ſchauungen und modernen Verhältniſſen entſpricht. Eigentlich haben 
wir jetzt nach dem Beſtande der Freizügigkeit, und nachdem die— 
ſelbe in Fleiſch und Blut der Staatsbürger übergegangen iſt, ſeit 
langem das Gefühl, das das einzig richtige iſt, dajS jeder dort, 
wo er ſeine wahre Heimat, das heißt, wo er ſeinen Erwerb 
gefunden hat, bleiben möge und auch im Falle der Noth zu 
verſorgen iſt. Es iſt gewiſs nicht zu leugnen, daſs die Grund— 
füge des Heimatsgeſetzes von 1863 den wirtſchaftlichen Verhält— 
niſſen, wie fie jetzt beſtehen, nicht entſprechen, dafs fie nicht 
mehr der Entwicklung der Gemeinde als Erwerbsgemeinſchaft 
entſprechen und dass die Aufnahme dieſes Hauptgrundſatzes in 
dieſen Entwurf den modernen Verhältniſſen viel beſſer ent— 
ſpricht als bisher. Aber es iſt auch nicht zu leugnen — und in 
dieſer Beziehung befinde ich mich mit dem Herrn Vorſprecher in 
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einer gewiſſen Übereinftimmung — dafs dies nicht der letzte Schritt 
in der Entwicklung des Heimatsrechtes fein kann. 

Der weitere Schritt in der Entwicklung des Heimatsrechtes 
wird die Lostrennung der Armenverſorgung vom Heimatsrechte ſein. 
In Deutſchland hat man es ſchon verſucht, aber man hat dort eine 
Form gefunden, welche ſich bisher noch nicht bewährt hat. Es mag 
das vielleicht die Folge davon fein, dass unſere menſchlichen Ein— 
richtungen überhaupt au Schwäche leiden, wie die Menſchheit ſelbſt; 
wir ſind immer in der Lage, als ob wir unter einer zu kurzen 
Decke liegen würden, und wenn wir eine Blöße bedecken, ſo tritt 
irgendwo anders eine andere Blöße hervor. So iſt es auch mit 
den menſchlichen Einrichtungen; wenn man einem Übel abzuhelfen 
trachtet, ſo enthüllt ſich ein anderes Übel. So iſt es mit dem 
Unterſtützungs⸗Wohnſitze geweſen, welcher, wie der Herr Referent 
erwähnt hat und wie auch im Motivenberichte der Regierung 
bemerkt iſt, in Deutſchland gewichtige Einwendungen erfahren hat. 

Wir würden mit dem Geſetze gewiſs auch traurige Erfahrungen 
machen, wenn der Grundſatz bliebe, daſs die frühere Heimats— 
gemeinde das Recht habe, in den Willen des Betreffenden einzugreifen, 
und daſs fie das Recht habe, falls der k. oder Y. von der Heimats— 
gemeinde ſoundſoviele Jahre fort iſt, in ſeinem Namen anzuſuchen, 
dafs ihm nun das Heimatsrecht in dieſem oder jenem Orte zu— 
kommen ſolle; denn dann wird dasſelbe Spiel der Gemeinden 
untereinander, dasſelbe Zuſchieben und Zurückwerfen eines Staats- 
bürgers von einer Gemeinde in die andere vorkommen, wie es in 
Deutſchland mit dem Unterſtützungs⸗Wohnſitze geweſen iſt. 

Dieſer Grundſatz würde wirklich den ſonſt unleugbar guten 
Gedanken der Regierungsvorlage umbringen und würde das ganze 
Geſetz meines Erachtens für alle Orte, ob Induſtrieorte oder 
Landgemeinden, zu einem Unglücke machen. Für Wien hätte es die 
ganz beſondere Folge, daſs Wien nicht in der Lage iſt wie eine 
kleine Landgemeinde, ihre Inwohner und Heimatsberechtigten ſo in 
Evidenz zu halten, fo dafs wir nicht zurückſchießen könnten, dass 
wir allerdings diejenigen in Evidenz halten können, die nach Wien 
gewandert find, das wir aber diejenigen nicht in Evidenz halten 
können, die aus Wien ſich in andere Orte begeben und dort einen 
Zeitraum verbracht haben, welchen das Geſetz beſtimmt. 

Ich möchte gleich, weil ich vom Zeitraume geſprochen habe, 
mich über den Antrag des Herrn Dr. Stern äußern. 

Es find die Motive, welche ihn dabei leiten, ja gewiſs an⸗ 
zuerkennen. Wenn er eine Nivellierung der Staatsbürger damit 
bezweckt, wenn er damit bezweckt, dass ein Unterſchied zwiſchen 
Steuerträgern und Nicht⸗Steuerträgern nicht gemacht werde, fo iſt 
das gewils ſehr löblich. Ich kann aber nicht verhehlen, daſs das 
meines Erachtens nicht im Intereſſe der Gemeinde Wien iſt, und 
daßs ich überzeugt bin, dafs wir zunächſt in dieſer Frage die 
Intereſſen der Gemeinde Wien vor allem anderen ſtellen müſſen, 
und dass wir uns in einer Frage, welche gegen das Intereſſe 
Wiens iſt, auf den Standpunkt ſtellen müſſen, welcher dem In⸗ 
tereſſe der Stadt Wien günſtiger iſt, und dieſer Standpunkt iſt 
der des Stadtraths⸗Antrages. 

Es iſt nicht zu leugnen, daſs der Gedanke des Stadtraths— 
Antrages hervorgegangen iſt aus der hiſtoriſchen Entwicklung der 
Dinge. Man ſoll den Faden der hiſtoriſchen Entwicklung nicht 
gleich abſchneiden! 

Es iſt, meine Herren, die Steuerzahlung, alſo der Ausdruck 
des Erwerbes, den einer hat, ein viel kräftigeres Symptom für 
den Willen des Betreffenden dort ſeine wirtſchaftliche Nieder— 
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laſſung zu haben. Wenn einer einmal an einem Orte ſeinen 
Erwerb begründet hat, dann ſchlagen die Wurzeln viel tiefer als 
bei einem, der heute da und morgen dort ſein kann, der keinen 
Erwerb hat, der ihn an die Scholle bindet, und der keine Steuer 
zahlt. Dieſer Unterſchied iſt immer gemacht worden und auf dieſem 
Unterſchiede hat bisher die Abſtufung der Bürgerſchaft in einer 
Stadt beruht, und wenn ſich auch da von Zeit zu Zeit Ande— 
rungen ergeben haben, ſo war doch der Hauptgedanke der: Ich 
ſuche mir ein Symptom für meine Bürger darin zu verſchaffen, 
dajs fie die Abſicht haben, bei mir zu bleiben und nicht mehr 
fortzuziehen. 

Es hat der Herr Referent ſowie alle Sprecher bisher auf 
die finanziellen Folgen dieſes Geſetzes für die Stadt Wien hin- 
gewieſen. Ich will da auch nicht viel Worte verlieren, halte es 
aber für die Pflicht eines jeden Redners, in dieſer Sache dieſen 
Punkt nicht zu übergehen, denn er iſt von beſonderer Wichtigkeit, 
und es iſt unſere Pflicht, die Regierung bei jedem Anlaſſe 
darauf aufmerkſam zu machen, daj3 es die Entwicklung der Dinge 
mit ſich gebracht hat, daſs Wien eine Anderung der finanziellen 
Baſis, auf welcher es ſteht, benöthigt. 

Ich will das durchaus nicht in Zuſammenhang mit dem, 
was der Herr Vorſprecher geſagt hat, bringen, und will auch nicht 
auf die in dieſem Saale ſo oft erörterten Fragen zurückkommen; 
ich will nur erwähnen, was ich in jedem ſolchen Falle geſagt habe: 
Die Vereinigung von Wien mit den Vororten war eine Natur— 
nothwendigkeit, und dafür werden wir auch die Mittel finden. 
Darin liegt es auch nicht. Wenn auch Wien nicht mit den Vor— 
orten vereinigt worden wäre, jo muſßs denn doch eine geſunde 
Stadt, welche in der Entwicklung begriffen iſt, ſich immer weiter 
ausgeſtalten, und das braucht immer mehr Geld. Wenn wir in die 
Verwaltungsausweiſe vor 40 oder 50 Jahren zurückblicken, ſo ſehen 
wir, daſs einmal die Bedürfniſſe von Wien mit drei bis vier 
Millionen beſtritten worden ſind, und in 40 Jahren ſind daraus 
30 bis 40 Millionen geworden. Das liegt im Laufe der Zeit. 

Wir haben heute vom Referenten ein Wort citieren gehört, 
ein Wort des Altbürgermeiſters Dr. Felder — dieſer Ehrentitel 
möge ihm bleiben und jo möge er immer genannt werden — dafs, 
wenn einmal die Commune in Bedrängnis kommt, der Staat der 
erſte Leidtragende fein werde. Damals waren offenbar dieſelben Ver: 
hältniſſe. Man hat von Seite der Commune die Nothwendigkeit 
geſehen, an den Staat zu appellieren, dem Staate die Augen zu 
öffnen über die bedrängten Verhältniſſe. So wird es immer ſein 
und ſo iſt es auch jetzt; das ſteht im Zuſammenhange mit der Ent— 
wicklung der Dinge. 

Worauf wir insbeſondere Gewicht legen müſſen, iſt, dass die 
ganze Grundlage unſerer finanziellen Wirtſchaft den Bedürfniſſen 
und Verhältniſſen nicht mehr entſprechend iſt. Die Zeit wird 
kommen, wo wir — und ich hoffe, in voller Einigkeit — unſeren 
Standpunkt in dieſer Richtung geltend machen werden können. 
Das darf aber die Regierung nicht thun, daßss fie immer nur 
Geſetze gibt und keine Rückſicht nimmt auf denjenigen, der die 
Mittel zur Durchführung dieſer Geſetze herbeiſchaffen ſoll. Da 
wird das Landſturmgeſetz gemacht. Natürlicherweiſe, das Landſturm⸗ 
geſetz iſt für die Regierung ſehr leicht gemacht, die Koſten der 
Durchführung tragen die Gemeinden. Ich bin überzeugt, wir hätten 
ſchon längſt eine neue Civilproceſs-Ordnung, wenn noch die Ge— 
meinde die Gerichtsbarkeit hätte. Es würde der Staat ein neues 
Geſetz machen, die Durchführung des Geſetzes, die Vermehrung 
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der Richter würde die Gemeinde tragen. Da muss man auch der 
Gemeinde die nöthigen Mittel zur Verfügung ſtellen. Wir ſprechen 
jetzt den Gedanken zum erſtenmale aus und wollen ihn energiſch 
ausſprechen. | 

Ich habe es für meine Pflicht gehalten, da ich in dieſer Sache 
ſchon das Wort ergriffen habe, das auch zu ſagen und zu erklären, 
dafs ich mich diesbezüglich in voller Übereinſtimmung befinde mit 
allen Rednern, welche bisher geſprochen haben. 

Ich werde mir erlauben, in der Special-Debatte noch einige 
Abänderungs⸗Anträge zu ſtellen. In der General-Debatte, nachdem 
eine ſolche einmal geführt worden iſt, habe ich nichts zu bemerken, 
als das eine noch, dass ich glaube, dass der allgemeine Antrag, 
welchen Herr Dr. Lueger geſtellt hat und von dem ich wohl 
gewünſcht hätte, daſs er im Stadtrathe und im Comité, dem er 
angehört hat, geſtellt worden wäre, dem Stadtrathe zugewieſen 
werden ſoll. Das iſt wieder ein ganz neuer Gedanke, und das iſt 
wieder eine ganz neue Sache, die eigentlich mit dieſem Heimats— 
rechtsgeſetze nicht im Zuſammenhange ſteht. Denn dann müßste 
man dieſes Heimatsgeſetz überhaupt nicht geben. Dann müfste 
man auch das Heimatsgeſetz vom Jahre 1863 in dem Hauptpunkte 
abändern, in der Hauptbeſtimmung, welche ſagt, das Heimatsrecht 
iſt in Verbindung mit der Armenpflege, d. h. . . . (Zwiſchenrufe 
links: Das wollen wir ja!) . . . Das iſt ja richtig. Das iſt aber 
eine Frage, welche ſehr ſchwierig iſt und ſehr ſchwer zu löſen iſt, 
über welche Vorſtudien gemacht werden müſſen. Wenn die Re— 
gierung ſich vielleicht darüber entſchließen kann, wir können uns 
jetzt ſchwer darüber entſchließen, welche Vorſchläge wir machen 
ſollen, um die Trennung des Heimatsrechtes von der Armenpflege 
durchzuführen. Ich ſtimme in merito mit Herrn Dr. Lueger 
überein, ſage aber offen, dass ich dies für die zukünftige Ent— 
wicklung halte, dass ich es aber auch für eine ungeheuer ſchwierige 
Sache halte, welche große Vorſtudien braucht und nicht ſobald 
geklärt werden kann. In dieſer Beziehung möchte ich beantragen, 
daſs dieſer Antrag dem Stadtrathe zugewieſen werde. 

Hem.⸗Nath Dr. Geßmann: Meine Herren! Es hat der 
verehrte Herr Vorſprecher eigentlich gegen den Antrag des Collegen 
Dr. Lueger Stellung genommen und dies damit motiviert, dass 
man nicht in der Lage ſei, im Augenblicke ſich ein klares Bild 
von dem Grundſatze zu bilden, ob denn eine ſolche Trennung des 
Heimatsrechtes von dem Armenverſorgungsrechte auch wünſchens— 
wert ſei. 

Nun wird mir der geehrte Herr Vorredner zugeben, dafs die 
praktiſche Bedeutung unſeres heutigen Heimatgeſetzes in allererſter 
Linie nur in der Armenverſorgung liegt. Das Geſetz hat ja eine 
praktiſche Bedeutung eigentlich nur noch für die Frage des 
Schubes, aber der eigentliche Inhalt unſeres heutigen Heimats⸗ 
geſetzes liegt in der Verpflichtung der Gemeinde zur Verſorgung 
ihrer Armen. 

Nun, was iſt denn der praktiſche Zweck des jetzigen Geſetzes? 
Dieſes Geſetz — und darüber dürfen wir uns nicht täuſchen und 
dürfen uns gar nichts vormachen — ſoll eine Entlaſtung der 
kleineren Gemeinden herbeiführen. Auf weſſen Koſten ſoll dieſe Ent- 
laſtung ſtattfinden? Es iſt dies bereits betont worden, dass dies 
nur auf Koſten der großen, insbeſondere der ganz großen Ge— 
meinden geſchehen ſoll. 

Nun bin ich weit entfernt, den heutigen Zuſtand als einen 
billigen bezeichnen zu wollen: er iſt im Gegentheile im höchſten 
Grade unbillig und eines civiliſierten Staates abſolut unwürdig; 
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und dass ich dieſer Anſchauung ſchon lange war, möchte ich da— 
durch beweiſen, daſs ich ſchon vor mehr als zehn Jahren im 
Wiener Gemeinderathe den Antrag geſtellt habe, es möge endlich 
die Gemeinde Wien zu dieſer Frage des Heimatsrechtes, be— 
ziehungsweiſe der Armenverſorgung Stellung nehmen. Damals, 
meine Herren, ſind über meine Anregung wiederholt Commiſſionen 
eingeſetzt worden. Man hat aber die Sache einfach im Sande ver— 
rinnen laſſen, weil die damalige Majorität überhaupt keine be⸗ 
ſondere Geneigtheit zeigte, ſich mit derlei Dingen zu befaſſen. Es 
war dies — das mufs heute conſtatiert werden — ein grobes 
und ſchweres Verſäumnis. 

In welcher Situation befinden wir uns heute? Heute kommt 
am 10. oder 16. d. M. ein Heimatsgeſetz, das bis Weihnachten, 
alſo in weniger als zwei Monaten erledigt werden ſoll! Eine 
Anderung des Heimatsgeſetzes, die von den tiefgreifendſten finan⸗ 
ziellen Folgen ſpeciell für die Gemeinde Wien iſt! 

Hätte damals der Gemeinderath auf Grund der ihm wieder— 
holt gegebenen Anregungen ſeine Pflicht gethan, ſo wäre er heute 
nicht in der Lage, in der er ſich befindet, in der ſich wenigſtens 
Herr Dr. Nechansky befindet, indem er ſagt, er habe ſich über 
die Frage des Zuſammenhanges zwiſchen dem Heimatsrechte und 
der Armenunterſtützung gar kein Bild gemacht. Es hätte die Ge— 
meinde Wien nicht nur Commiſſionen einſetzen ſollen, die ſchließlich 
gar keine Sitzung abhielten und zu gar keinem Reſultate führten, 
ſondern ſich ſchon längſt praktiſch mit der Frage befaſſen ſollen, 
weil vorauszuſehen war, dafs eines ſchönen Tages die heutigen 
Zuſtände als abſolut unhaltbar auch von den maßgebenden Factoren 
anerkannt werden und zu einer Anderung derſelben geſchritten 
werden würde! 

Allein, meine Herren, ich betone es nochmals, der Zweck 
der Vorlage iſt, eine Verminderung der — das mußs zugegeben 
werden — ungerechtfertigt hohen Koſten der Land- überhaupt der 
kleineren Gemeinden herbeizuführen. 

Es ſtellt uns nun der Stadtrath eine Reihe von Abände— 
rungs⸗Anträgen, bezüglich deren ich ja in einer ganzen Reihe von 
Punkten einverſtanden bin, bezüglich anderer Punkte jedoch ent— 
gegengeſetzter Meinung bin. 

Es wird ſich ja Gelegenheit finden, in der Special-Debatte 
darauf zurückzukommen; ſtellen wir uns aber die Frage, was alle 
dieſe Anträge des Stadtrathes finanziell für eine Bedeutung haben, 
wenn der Geſetzentwurf ſelbſt mit dieſen Abänderungen Geſetz 
wird? Meine Herren! Wenn wir alles approximativ zuſammen⸗ 
rechnen — es iſt doch nur eine höchſt oberflächliche Schätzung 
möglich — was die Gemeinde Wien durch die Abänderungs⸗An⸗ 
träge des Stadtrathes erſparen ſoll, ſo ſind das gegenüber einer 
Summe von 3½ Millionen vielleicht im ganzen 150.000 fl.! 
(Widerſpruch und Ah-Rufe rechts.) Ich bitte, gehen Sie die Sache 
nur mit mir durch, da gibt es kein „Ah“, da heißt es, Punkt für 
Punkt durchgehen und bei den einzelnen Punkten ſehen, welcher 
Unterſchied iſt. 

Meine Herren, worin beſteht denn der Unterſchied? Der Unter⸗ 
ſchied beſteht im § 5 durch den Ausſchluſs der Ausländer — und 
das iſt eine verhältnismäßig ſehr geringe Poſt, denn die Einbürgerung 
der Ausländer nimmt ja nicht einen ſo großen Umfang an — 
und den Gewinn an Taxen für die Einbürgerungen. 

Damit find wir bezüglich dieſer Abänderungen mit dem finan- 
ziellen Effecte ſo ziemlich fertig. Es mag vielleicht hie und da eine 
kleine Poſt dazukommen. Ich würde aber nur die Herren Nachſprecher 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 94, 23. November 1894. 


bitten, ungefähr anzugeben, um wie viel eirca die dreieinhalb oder drei⸗ 
einviertel Millionen Gulden, die nach den Erhebungen des Magiſtrates 
falls Mehrkoſten für Armenverſorgung ausgerechnet ſind, durch dieſe 
Anträge herabgemindert werden. Das iſt die einzige Cynoſur auf den 
finanziellen Effect dieſer Anträge und der muss ins Auge gefasst 
werden. Sie erreichen alſo praktiſch mit den Anträgen des Stadt— 
rathes, denen ich übrigens ja, wie geſagt, in einer ganzen Reihe 
von Details eventuell zuſtimme, eigentlich im großen und ganzen 
nichts. Wird der Geſetzentwurf in der Form, ſelbſt mit den Ab— 
änderungen des Stadtrathes, wirklich Geſetz, ſo treten alle jene 
Folgen ein, die der Herr Referent in ſo glänzender Weiſe — für 
uns ſind ſie traurig — in ſo richtiger und vollſtändig erſchöpfender 
Weiſe geſchildert hat. Es gibt alſo keinen anderen Weg, als den— 
jenigen, den der Herr Dr. Lueger hier charakteriſiert hat. Die 
Frage hat die größte Bedeutung und wenn Sie nicht den Vor— 
wurf auf ſich nehmen wollen, in einer ſo hochwichtigen Angelegenheit 
die Intereſſen der Stadt Wien wirklich zu leicht genommen zu 
haben, müſſen Sie für den Antrag Lueger ſtimmen. Es iſt eine 
alte Thatſache und es iſt nachgewieſen, daſs die Frage in allen 
Staaten mehr oder weniger praktiſch ſich bethätigt, daſs das 
Heimatsrecht mit der Armenverſorgung in einer Zeit, wo die Frei— 
zügigkeit ſo koloſſale Dimenſionen angenommen hat, auf die Dauer 
nicht verquickt bleiben darf, und dass ſich, wenn das Heimatsrecht 
die Baſis für die Armenverſorgung bleibt, gar keine Modalität 
findet, in gerechter Weiſe eine Abänderung herbeizuführen. 


Wie Herr Dr. Lueger geſagt hat: es werden Querelen und 
Schwierigkeiten in unglaublichem Maße kommen. Ich bitte nur zu 
bedenken, was die Erhebungen, was der bureaukratiſche Apparat 
koſten wird, der nothwendig ſein wird, wenn beiſpielsweiſe die 
Gemeinde ſich dagegen zu wehren haben wird, dass eine andere 
Gemeinde ihr ſolche Fremde einfach zuſchiebt. Das ſind lauter 
Dinge, die, wenn der Geſetzentwurf auch mit den Abänderungs— 
Anträgen des Stadtrathes angenommen wird, die Schwierigkeiten 
dennoch fortbeſtehen laſſen, ſie in mancher Hinſicht geradezu ver— 
mehren, und an den finanziellen Ergebniſſen zu Gunſten der Stadt 
Wien nicht das allergeringſte ändern. 


Ich möchte da nur eines ſagen. Es iſt von dem erſten Sprecher 
in dieſer Debatte ein Abänderungs-Antrag geſtellt worden. Ich 
habe mich ſchon vorher bei dem Herrn Schriftführer gemeldet, 
indem ich auch ſage, dafs dieſer § 2 in dem Punkte unbedingt 
geändert werden muss, weil die Form, in der das im Geſetze 
niedergelegt iſt, ein Widerſinn iſt, wie man ſich ihn nicht ärger 
denken kann, aber auch die Anderung, die der Stadtrath da vor— 
genommen hat und die ſich einfach darauf beſchränkt hat, aus fünf 
zehn und aus zehn fünfzehn Jahre zu machen. Nehmen Sie die 
praktiſchen Conſequenzen dieſes Entwurfes auch in der Abänderung 
des Stadtrathes bezogen auf die eben heute beſtehenden geſellſchaft— 
lichen Schichten: Der Arbeiter, der zehn oder eventuell fünfzehn 
Jahre ununterbrochen in Wien wohnt, bekommt — wenn er 
nicht gegen die im Abſatze 6 enthaltenen Bedingungen etwas gethan 
hat — ohneweiters, wenn er anſucht, das Heimatsrecht und damit 
auch die Armenverſorgung. Der kleine Geſchäftsmann aber, der 
entweder mit der l. f. Steuer im Rückſtande iſt oder gar, wie 
der Stadtrath ſagt, einmal eine ſolche Steuerabſchreibung bekommen 
hat, iſt einfach von den Vortheilen dieſes Geſetzes vollſtändig aus⸗ 
geſchloſſen. (So iſt es! links.) Das will man unſeren Gewerbe— 
treibenden anthun?! Ich bin nicht dagegen, dass die Arbeiter 
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dieſes Recht bekommen; ſie ſollen es und ſie müſſen es haben, 
aber man darf nicht ſo einſeitig vorgehen und denjenigen, der 
ohnehin durch die directen Steuern noch größere Laſten hat, eine 
ſolche harte Beſtimmung entgegenhalten, und es iſt bedauerlich — 
ich muſs es ſchon ſagen — dafs der Stadtrath auf dieſem Wege, 
der ja gegen die elementarſten Grundſätze der politiſchen Gerechtig— 
keit ſchon in der Regierungsvorlage verſtoßen hat, noch ſolche 
Verſchärfungen hinzunimmt, wonach infolge des Umſtandes, das 
ein gewiss armer Teufel die Steuer nicht gezahlt hat — er wird 
ja ohnehin vom Steuerexecutor früher ordentlich ausgequetſcht, 
ehe die Steuer abgeſchrieben wurde — demſelben eine ſolch 
unerhörte und ungerechte Entziehung eines ſo wichtigen Rechtes 
zugefügt wird. 

Ich werde über die Details nicht weiter ſprechen, weil, wie 
geſagt, in der Special-Debatte der geeignete Ort iſt, um concrete 
Anträge in der Richtung zu ſtellen. Aber eines mufs ich noch ſagen. 
Es hat Herr Dr. Nechansky mit Recht darauf hingewieſen, 
daſs bei jeder und jeder Gelegenheit der Staat rückſichtslos iſt 
bei der Hinaufwälzung neuer Laſten. Ich bitte aber dabei nicht 
zu vergeſſen, dass wir in einem conſtitutionellen Staate leben und 
dass dergleichen Geſetze nur unter Zuſtimmung des Abgeordneten⸗ 
hauſes zuſtande kommen können. Er hat auch ſpeciell das Land— 
ſturmgeſetz angezogen, das auch neue ſchwere Laſten den Gemeinden 
und ſpeciell auch der Gemeinde Wien aufbürdet, und ich frage 
Sie: wer hat allein im Abgeordnetenhauſe gegen dieſes Geſetz ge— 
ſtimmt? Wir waren es, weil wir auch dieſen Geſichtspunkt mit 
ins Auge gefajst haben. Vor allem durch die Mithilfe der Ver— 
einigten deutſchen Linken ſind dieſe Geſetze angenommen worden. 
Wenn die Angehörigen Ihrer Partei, wie Herr Dr. Lueger ſagt, 
mit noch ſo ſchönen Worten erklären: „Wir gravitieren nach Wien, 
wir wollen für die Reichshauptſtadt etwas thun“, ſo hat das gar 
keine Bedeutung, wenn praktiſch in jedem einzelnen Falle die 
Reichshauptſtadt Wien in der allerſchwerſten Weiſe geſchädigt wir d. 
Ich will nicht auf die Frage der Vereinigung der Vororte zurück— 
kommen, obwohl durch die Ausführungen des ſehr verehrten 
Herrn Referenten in der Richtung gerade eine ſehr verlockende 
Perſpective geſchaffen worden iſt, aber in Zukunft muss doch 
wenigſtens etwas gethan werden, um weitere und zwar ſo koloſſale 
Mehrbelaſtungen hintanzuhalten. Das geſchieht aber nicht durch 
Stadtraths⸗Anträge; damit iſt, wie ich geſagt habe, verdammt 
wenig gethan, durch dieſelben wird vielleicht die Summe, welche 
die Stadt Wien zu zahlen hat, um 5 und wenn es hoch kommt 
— aber ſo hoch kommt es nicht — um 10 Percent herabgemindert, 
ſondern es muss wenigſtens in dieſem Augenblicke der Regierung 
und dem Abgeordnetenhauſe geſagt werden, die Stadt Wien iſt 
nicht willens, ſich in ſolcher Weiſe ſchädigen zu laſſen, die Stadt 
Wien, die ohnehin niedergedrückt iſt durch das Übermaß der Laſten, 
iſt nicht willens, Pflichten auf ſich zu nehmen, die unbedingt dem 
Staate zufallen (Zuſtimmung) und die in anderen Staaten, welche 
in der Richtung pflichtbewufster vorgehen, längſt ſchon auch im 
Wege ſtaatlicher Ingerenz geregelt worden ſind. 

Ich ſchließe alſo, indem ich Sie bitte, den Antrag des Herrn 
Dr. Lueger anzunehmen. Er iſt ein ſolcher, der durchaus nicht 
den Anträgen des Stadtrathes präjudiciert, der aber den eigent- 
lichen wirklichen Kernpunkt der Sache allein trifft, der ganz allein 
imſtande iſt, die Stadt Wien wirklich vor jener ungeheuren Mehr: 
belaſtung zu bewahren, mit der fie durch dieſen Geſetzentwurf be- 
droht iſt. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 
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Gem.-Rath Tomola: Meine Herren! Ich habe mich zum 
Worte gemeldet, um in Kürze meinen und den Standpunkt meiner 
engeren Geſinnungsgenoſſen in der Frage der Heimatsgeſetzgebung 
zu kennzeichnen. 

Ich will, um Miſsverſtändniſſen vorzubeugen, gleich von 
vornherein erklären, daſs von unſerer Seite gegen eine Reform 
der Heimatsgeſetzgebung gewiſßs nichts eingewendet, ſondern dass 
dieſelbe vielmehr gewünſcht wird, weil wir ja davon überzeugt ſind, 
dajs in einer Zeit unbeſchränkter Freizügigkeit ſich die engherzigen 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. December 1863 nicht mehr 
halten laſſen. Nun hat ſich, meine Herren, das Heimatsgeſetz als 
ſolches nach zweifacher Richtung hiſtoriſch entwickelt. Die wichtigſten 
Beſtimmungen des Heimatsgeſetzes ſind zweifach, einerſeits für die 
Gemeinde, auf der anderen Seite für das Individuum. Das 
Individuum erhält durch die Zuſtändigkeit die Pflicht, an ſeinem 
Wohnſitze mit aller Liebe feſtzuhängen und für denſelben jederzeit 
einzutreten, andererſeits aber das Recht, von demſelben eine Unter— 
ſtützung zu fordern. Auch die Gemeinde als ſolche, welcher das 
Individuum angehört, darf die Erwartung hegen, dafs alle ihre 
Mitglieder mit Liebe und mit allen ihren Gedanken an ihr feſt— 
halten, andererſeits freilich hat die Gemeinde wieder die Pflicht, 
ihre Mitglieder, wenn ſie in Noth und Elend gerathen ſind, zu 
unterſtützen. In ſeiner älteſten Form hat das Heimatsrecht bloß 
den idealen Begriff; der Inhalt der Armenverſorgung iſt erſt viel 
ſpäter hinzugekommen. 

Die gegenwärtige Petition befasst ſich indeſſen bloß mit dem 
finanziellen Theile des Geſetzes. Mir aber iſt die Hauptſache das, 


was die Petition verſchweigt. Sie verſchweigt vollſtändig die Be⸗ 


ſorgnis, daßs nach der Regierungsvorlage binnen wenigen Jahr— 
zehnten mit Naturnothwendigkeit der Fall eintreten mus, dafs die 
Stadt Wien ihren hiſtoriſchen Charakter vollſtändig verliert. Sie 
verſchweigt vollſtändig die Beſorgnis, daſs von der Million Wiener, 
welche durch dieſes Geſetz neu creiert werden, die Hälfte, vielleicht 
noch ein größerer Theil, nicht mit jener Liebe an der Scholle der 
Stadt feſthaften, wie man es wohl von ihnen erwarten ſoll. Aber 
Ideale und Principien ſind eben Dinge, die man von den Parteien, 
welche heute die Majorität haben, nicht erwarten kann, und fo 
ſucht man dergleichen Sachen auch in unſerer Petition vergebens. 
Während auf dem Lande die fleißige Hand noththut, füllen die 
Straßen unſerer Stadt Arbeitsloſe; die einen laufen nach Wien, 
weil ihnen die Arbeit mit der Pflugſchar und der Senſe zu ordinär 
geworden iſt, die Mägde vermeinen ſich nobler, wenn ſie in der 
Stadt den Fußboden reiben oder die Windeln waſchen, als wenn 
ſie am Lande den Stall ſäubern oder die Kühe melken. Ja, manche 
glauben ſogar einen Terno gemacht zu haben, wenn ſie als Ammen 
hier eine Unterkunft finden oder gar, wenn fie unſere Nachtkaffee— 
häuſer füllen. Die Bauherren, die Fabrikanten, die Eiſenbahnen 
ſuchen jeden Erdenwinkel ab, um billige Arbeitskräfte zu finden. 
Auf dieſe Weiſe kommen Italiener, Croaten, Slovaken, kurzum 
Leute der verſchiedenſten Nationen hieher. Anfangs freuen ſich ſich, 
dünken ſich etwas Beſſeres zu ſein, aus dem einzigen Grunde, 
weil ſie in Wien ſind. Aber die Täuſchung bleibt bei ihnen nicht 
aus. Sehen macht hungrig und darben macht unzufrieden. Und 
nun kommen ſie mit der Zeit zu der einen überzeugung, dais fie 
die alte Heimat verloren und dafs fie eine neue Heimat nicht 
gewonnen haben. 

Sehen Sie, meine Herren, das find die Folgen des ſoge— 
nannten wirtſchaftlichen Fortſchrittes unſerer Zeit, daſs mehr als 
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die Hälfte heimatslos geworden iſt, heimatslos nicht in dem Sinne 
von „ortsfremd“, ſondern heimatslos dem höheren und edleren 
Sinne nach, das fie das Gefühl der ethiſchen Wertſchätzung der 
Heimat verloren haben. Nach der Locomotive kommt der Land— 
ſtreicher. Armenhäuſer und Gefängniſſe ſind ein ebenſo ſicheres 
Zeichen unſeres materiellen Fortſchrittes, wie die reich geputzten 
Wohnungen, die gefüllten Waarenhäuſer und die prunkvollen 
Kirchen. Während auf unſeren hellerleuchteten Straßen uniformierte 
Poliziſten auf und nieder wandeln, kauern in den Winkeln die 
Bettler, in dem Schatten unſerer Hochſchulen, Muſeen, Biblio- 
theken warten ſchon längſt jene Geſtalten, von welchen Macaulay 
jagt, daßs fie noch viel ärger fein werden, als die Vandalen, noch 
ſchlimmer als die Hunnen. 


Nun ſollen alle dieſe unglücklichen zerſtörten Exiſtenzen nach 
dem Spruche des Geſetzes der Stadt Wien eigenthümlich zuge— 
ſprochen werden, ſie erhalten das Heimatsrecht! In dem höheren 
und edleren Sinne, dass ihnen damit eine Heimat gegeben werde, 
an welcher ſie mit aller Liebe ihres Herzens, mit allen ihren 
Gedanken feſthalten, wird kein Geſetz ihnen jemals eine Heimat 
geben können. 


Denn hier hat der alte Ernſt Moriz Arndt recht, wenn er 
ſagt: „Wo das erſte Menſchenauge ſich liebend über deine Wiege 
neigt und eine Mutter dich zum erſtenmale auf dem Schoße 
herumtrug, und wo dein Vater die Weisheit und die Lehren des 
Chriſtenthums ins Herz gegraben hat, dort iſt deine Liebe, dort 
iſt dein Vaterland!“ (Beifall.) 


Dieſes Geſetz macht aber Leute zu Wienern, denen das 
Heimatsrecht nur inſoweit erſtrebenswert iſt, als damit eine Ver— 
ſorgung für Alter und für den Fall der Noth erreicht iſt. Ob für 
dieſe maſſenhafte Neucreierung von Wienern drei Millionen Gulden 
und mehr, welche ſie uns jährlich koſten ſoll, ein äquivalentes 
Opfer ſind, iſt die Frage! Nach reiflicher Überlegung wird dieſe 
Frage niemand anders als mit Nein beantworten können. Denn 
wer als Deutſcher immer ſeine Vaterſtadt liebt, wird nie und 
nimmer zugeben können, dass infolge dieſes Geſetzes Wien, bisher 
eines der herrlichſten Kleinode deutſcher Lande, herabſinkt zu einem 
öſterreichiſchen Babel. (Beifall.) Dies wird eine Folge dieſes 
Geſetzes ſein. 

Der Fremde, welcher am Nordbahnhofe ankommt, wird ſich 
wohl ſtaunend fragen, ob die Geſtalten, welche er dort arbeiten 
ſieht, die Geſtalten mit dem weiten Mantel und den weiten Hoſen 
Wiener Nationaltracht tragen; wenn er weiter hineinkommt in die 
Kaffeehäuſer der Leopoldſtadt, wird er auch dort eine neue National⸗ 
tracht finden, dieſelbe, in welche Guſtav Freytag den Itzig Feitl 
und den Schmeie Finkeles ſich kleiden läſst. Durch dieſes Geſetz 
werden Leute zu Wienern creiert, deren eigentliche Heimat vor 
nicht langer Zeit das Ghetto geweſen, wenn ſie durch fünf Jahre 
hier Hauſiererdienſte geleiſtet. Durch dieſes Geſetz werden öffentliche 
Dirnen, wenn ſie durch zehn Jahre ihr Schandgewerbe betrieben 
haben, der ſtädtiſchen Armenverſorgung an den Hals geworfen, 
und wie entſittlichend wird dieſes Geſetz auf die leichtſinnigen 
Exiſtenzen wirken, welche bis jetzt ihr Schamgefühl wenigſtens ſo 
weit gewahrt haben, dafs fie ſich vor dem Schub gefürchtet haben, 
weil daheim jeder mit den Fingern auf fie wies und fie mit Der: 


achtung ſtrafte. Das alles werden ſie nun freilich nicht zu fürchten 


haben, denn in Wien kennen ſie nur wenige, und werden ſie 
infolge deſſen auch nur von wenigen verachtet werden. 


—— . ——— —— — . — — U 


Ich werde zu den Anträgen des Dr. Lueger noch einen 
Zuſatz⸗Antrag ſtellen, welcher ſich auf ein Geſetz der Alters⸗ und 
Invalidenverſorgung bezieht: „Zum Zwecke der Entlaſtung der 
Armenverſorgung durch Gemeinde, Land und Reich erachtet der 
Gemeinderath der Stadt Wien die Schaffung eines Geſetzes, be— 
treffend die Alters- und Invalidenverſorgung für dringend und 
nützlich.“ (Beifall.) Denn, meine Herren, neben dem vollen 
Heimatsrechte hat und mußs noch jeder das Recht auf eine Alters— 
unterſtützung genießen. Ja, ich meine, die Motive, welche die Ein— 
bringung dieſes Geſetzes veranlafsten, waren nicht fo ſehr das 
Bewuſstſein, dajs ein großer Theil, dafs die Hälfte der Bevöl— 
kerung der Scholle entfremdet worden iſt, ſondern vielmehr die 
Schwierigkeit der Folge der Altersverſorgung, und ich meine, dafs 
auch für jene, welche nur das Heimatsrecht erwerben wollen, nicht 
fo ſehr das Motiv maßgebend iſt, dass fie eine Heimat gewinnen, 
als vielmehr das Motiv einer gewiſſen Beruhigung für den Fall 
der Noth und des Elendes. Ich theile die Anſicht jener, welche 
meinen, daßs das Heimatsrecht an ſich und die Armenverſorgung 
zwei Dinge ſind, welche jedes einzeln für ſich behandelt werden 
ſollen, insbeſondere in dem nach Sprache und Sitte ſo 
verſchiedenen Oſterreich, und daßs fie infolge einzelner Behandlung 
an innerem Werte nur gewinnen. 

Ich begreife und billige es vollkommen, wenn die Land— 
gemeinden ſich weigern, Mitglieder, welche durch Jahrzehnte nicht 
mehr in ihrem Orte anſäſſig waren, zu unterſtützen. Ich begreife 
es, dass ſie als einfachſten Weg die Abwälzung des Heimats- 
rechtes auf die Städte verlangen. Ob aber das vorliegende Geſetz 
die Frage damit am beſten löst, dafs es einfach das Dictum 
aufſtellt: Nach fünf-, beziehungsweiſe zehnjährigem Aufenthalte 
ſind die Leute den Städten an den Hals geworfen, iſt eine andere 
Frage. 

Es iſt ausgerechnet worden, dafs Wien dadurch um drei 
Millionen Gulden mehr bezahlt. Während dies auf der einen 
Seite geſchieht, verkürzt man auf der anderen Seite im Wege der 
Steuerreform die Städte aufs ſchärfſte. Denn auch bei der bevor— 
ſtehenden Steuerreform dürfen Sie auf die Regierung nicht rechnen. 

Aber wir fragen, warum ſoll Wien, gerade Wien die Koſten 
tragen? Hat Wien die Maſſen arm gemacht? Nein, gewifs nicht! Alle, 
welche nach Wien kommen, haben theilgenommen an den Wohlthaten 
und allen Einrichtungen der Stadt. Das hat Millionen gekoſtet. Wir 
haben die Kinder der Armen unentgeltlich unterrichtet, ihnen außer— 
dem Wohlthaten erwieſen; das hat auch Millionen gekoſtet. Wohl aber 
waren es die Menſchen, nicht die Dinge, nicht die Städte, welche 
ſchuld ſind an dem Elend. Dieſe Menſchen, wir finden ſie überall 
herumlaufen. Es ſind jene, die nicht ſäen und doch Millionen in 
ihrer Taſche herumtragen. Sie tragen ganze Stadtviertel in 
ihren Taſchen, ſie beherrſchen durch ihr Geld die Wahlen, und 
obwohl ſie weder ſäen noch ſpinnen, tragen ſie die beſten Kleider 
und geben Geld in Maſſe aus. 

Wer ſind die Leute? Sind es die Edlen, Guten, Braven, 
ſolche, welche durch die Reichheit ihrer Talente ſich auszeichnen, 
oder durch die Reinheit ihres Charakters im politiſchen Leben das 
Vertrauen ihrer Mitbürger erworben haben? Nichts von alledem. 
Speculanten ſind es, Wucherer, Lohnſchinder ſind es und noch viel 
Schlimmeres, in deren Dienſte tauſende verarmen und zugrunde 
gegangen. Sie verſtehen die freche Kunſt, aus dem Schweiße des 
arbeitenden Volkes Gold und Edelſteine für ſich zu erzeugen. 
Gerecht iſt es, die ausgemergelten Exiſtenzen der Stadt vor die 
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Füße zu werfen. Aber dieſes Recht iſt ein Unrecht. Weil es ein 
Unrecht iſt, ſo ſollten wir den Muth haben, uns dagegen zu 
wehren. Wir ſollten den Muth haben, um die Alters- und In⸗ 
validenunterſtützung und um all das zu bitten, was Dr. Lueger 
in ſeinen Anträgen gewünſcht hat. 

Meine Herren! Ich eile zum Schluſſe. Wenn dieſes Geſetz 
angenommen wird, ſo bedeutet es wiederum einen Schritt weiter 
in dem ſocialen, immer tiefer und ſchlimmer werdenden Elend. 
Der Bürger, welcher unter den gegenwärtigen Laſten ohnehin ſchon 
zuſammenzubrechen droht, wird dadurch neu belaſtet. Die Pluto— 
kratie aber, welche ſich mit Diamanten und Perlſchnüren behängt, 
geht dabei leer aus, und doch trägt ſie ganz allein die Schuld an 
dieſer Verarmung. Die verehrte Mehrheit des Gemeinderathes aber, 
welche berufen wäre, der Noth und dem Elende zu ſteuern, ſucht 
durch dieſe Petition mit Lackſtiefeln darüber hinwegzugehen. ſie 
kommen mir vor, wie jene palermitaniſche Proceſſion, von welcher 
Goethe erzählt, dass fie durch den Schmutz und Unrath einer 
Straße einen mühſam zurecht gefegten Weg hinanſchreitet: ſi 
ſieht nicht, will nicht ſehen rechts und links vom Wege. Sie will 
einen koſtbaren Teppich über den Schmutz und Kehricht breiten, 
um ihn dem Auge zu entziehen. So iſt der Inhalt dieſer Petition 
— etwas Veraltetes, Unvollſtändiges; es iſt verſäumt worden, auf 
die nationale Schädigung hinzuweiſen; es iſt auch verſäumt worden, 
den richtigen Weg zu weiſen, auf welchem die Alters- und Armen⸗ 
verſorgung allein geregelt werden könnte, mit einem Worte, die 
Petition entſpricht vollſtändig jener Partei, welche fie verfasst hat. 
(Beifall und Händeklatſchen links.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Ich gebe bekannt, dass 
zum Worte noch vorgemerkt ſind die Herren Gem.-Räthe Dr. 
Huber, Herrdegen, Dr. Mittler und Frauenberger. 

Die Fortſetzung der Debatte findet in der nächſten Sitzung ſtatt. 

Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluſs der Sitzung um 8 Uhr abends.) 


Sludtrath. 
Sitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 27. November 1894. 
Mittwoch, den 28. November 1894. 
Donnerstag, den 29. November 1894. 
Freitag, den 30. November 1894. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 14. November 1894 
(vormittags). 
Vorſitzende: Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matzen auer. 
Anweſende: Dr. v. Billing, Dr. Lederer, 


Boſchan, Dr. Lueger, 

v. Götz, Matthies, 

Dr. Hackenberg, Mayer, 

Dr. Huber, Müller, 

Dr. Klotzberg, Dr. Nechansky, 
Kreindl, v. Neumann, 
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Rückauf, Vaugoin, 
Schlechter, Dr. Vogler, 
Schneiderhan, Witzelsberger, 
Wurm. 


Stiaßny, 


Experte: Oberingenieur Kindermann. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Weiſer. 


Vice-Vürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 

(9041.) St.-N. Mayer referiert über die Berichte der Yorft- 
verwaltungen Groß-Enzersdorf und Mannswörth, betreffend den Holz— 
fällungs⸗Ausweis pro 1893/94 und die Holzfällungs⸗Anträge und 
Preis⸗, reſp. Lohntarife pro 1894/95, und beantragt: 

1. Die buchhalteriſch geprüften Ausweiſe über die in der Fällungs— 
periode 1893/94 erfolgte Holzfällung werden genehmigend zur Kenntnis 
genommen. 

2. Die Anträge auf Abſtockung von 3115 Joch im Forſtrayon 
Groß⸗Enzersdorf und von 17:06 Joch im Forſtrayon Mannswörth 
mit einem Geſammtquantum von Holz per 15.021 m? pro 1894/95 
werden genehmigt. 

3. Die Preistarife und Lohntarife werden nach den beiliegenden 
bezüglichen Tabellen genehmigt. 

4. Die Forſtverwaltung in Groß-Enzersdorf wird ermächtigt, 
das in die I. Wertclaſſe eingereihte Holz in Königshauſen eventuell 
um die Preiſe der II. Wertclaſſe hintanzugeben, ferner die weichen 
Prügel und Moderhölzer nach den Licitationen, wenn für dieſe Holz— 
gattungen keine Anbote geſtellt werden, auch unter den Taxpreiſen, 
jedoch unter Bedachtnahme auf einen möglichſt geringen Tarnachlaſs, 
zu verkaufen. (Angenommen.) 

(8986.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Gewerbeſchul— 
Commiſſion um Benützung des Turnſaales am Communal⸗Gymnaſium 
im II. Bezirke für das Lehrlingsturnen und beantragt die Ablehnung. 

(Angenommen.) 

(5663.) St.-N. v. Götz referiert über die Herſtellung einer 
neuen Überbrückung des Weſtbahnhofes zwiſchen der Schmelzbrücke 
und dem Viaducte Rudolfsſtraße und beantragt, der Herr Bürger— 
meiſter werde erſucht, in geeignet ſcheinender Weiſe direct bei Ihren 
Excellenzen dem Herrn Handelsminiſter und dem Herrn Präſidenten 
der General⸗Direction der k. k. öſterr. Staatsbahnen die Angelegenheit 
wegen dieſer Überbrückung, ſowie wegen eventueller Errichtung einer 
Halteſtelle am Markte daſelbſt zu betreiben. 

Referenten⸗Antrag puncto Überbrückung angenommen. 


Referenten⸗Antrag puncto Errichtung einer Halteſtelle abgelehnt.“ 


(8798.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines 
der Gärtner und Gartenfreunde in Hietzing um Überlaſſung eines 
Locales in der Volksſchule in Hietzing, XIII. Bezirk, und beantragt, 
dieſe Überlaffung auf drei Jahre gegen Widerruf und unter den im 
Magiſtrats⸗Antrage enthaltenen Modalitäten zu genehmigen. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, das Local auf unbeſtimmte Zeit 
gegen Widerruf zu überlaſſen. 

Dieſer Antrag, welchem ſich Referent conformiert, wird 
angenommen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(8892.) Derſelbe referiert über die Eingabe des Vorſtehers des 
XVII. Bezirkes in Betreff des Umbaues des Canales in der Hernalſer 
Hauptſtraße vom Hauſe Nr. 51 bis zur Bergſteiggaſſe und beantragt, 
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den Magiſtratsbericht, wonach dieſe Herſtellung vom Magiſtrate im 

eigenen Wirkungskreiſe genehmigt und die bezüglichen Arbeiten bereits 

in Angriff genommen wurden, zur Kenntnis zu nehmen. 
Angenommen.) 

(8515.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Richard 
Witkowitſch, Regenſchirm⸗Erzeugers (XIII. Bezirk) um Verleihung 
des Bürgerrechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. 

Angenommen.) 

(8862.) St.-N. Witzelsberger referiert über die Herſtellung 
der Waghütte am Eugenplatz, X. Bezirk, und beantragt die Ertheilung 
des Bauconſenſes. (Angenommen.) 

(8675.) Derſelbe referiert über die Aufſtellung der Riegelwand— 
hütte am Central-Viehmarkte im III. Bezirke bei der Station St. Marx 
der Schlachthausbahn der priv. öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſell⸗ 
ſchaft und beantragt die nachträgliche Ertheilung des Bauconſenſes 
im Sinne des Magiſtrats-Antrages. ( Angenommen.) 

(8397.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen. 
Feuerwehr Ober-Sievering um Ausfolgung von Ausrüſtungsgegen— 
ſtän den und um Subvention und beantragt: 

1. Für die freiwillige Feuerwehr Ober-Sievering ſind 10 Stück 
Druckſchläuche Nr. 6 ſammt Kuppelungen, ferner Pionnierwerkzeuge, 
eine dreitheilige Anſtelleiter, 15 Zwilchhoſen, eine Krankenbahre auf 
Rädern und eine Charnier-Hakenleiter anzuſchaffen. Hingegen wird die 


Beiſtellung von Tuchblouſen, einer Signallaterne (ſog. Commandanten— 


Laterne) und von Reſervegurten abgelehnt. 

Weiters iſt der genannten Feuerwehr aus dem Wagenparke der 
ſtädtiſchen Feuerwehr ein brauchbarer Mannſchaftswagen zu überlaſſen. 

Als Erſatz dafür iſt für die ſtädtiſche Feuerwehr ein neuer 
Mannſchaftswagen ſammt Schlauchhaſpel anzuſchaffen. 

Die Geſammtkoſten obiger Anſchaffungen betragen laut Koſten— 
anſchlag 2028 fl. 50 kr. und find zu den Rubriken XX, XXIII 6 b 
und XXXVI 1 a budgetmäßig bedeckt. 

Die Lieferung des Mannſchaftswagens wäre der Firma W. Knauſt 
und die der Krankentrage dem Moriz Eſterlus unter den im Magi- 
ſtrats⸗Protokolle angeführten Bedingungen zu übertragen. 

2. Behufs Beſtreitung kleinerer Auslagen für Reparaturen und 
Requiſitenreinigung wird der genannten Feuerwehr pro 1894 eine 
Baarſubvention per 150 fl. gegen nachträgliche Verrechnung bewilligt. 

Dieſer Betrag iſt zur Rubrik XX nicht bedeckt und wäre daher 
zu dieſer Rubrik ein Zuſchuſscredit in dieſer Höhe zu bewilligen, 
wobei bemerkt wird, dafs zur Rubrik XX Zuſchuſscredite im Ausmaße 
von 2725 fl. 90 kr. genehmigt wurden. 

3. Das Anſuchen um Einführung der Gasbeleuchtung in das 
Depot wäre abzulehnen. 

(Angenommen; Punkt 2 an den Gemeinderath.) 

(8801.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen 
Feuerwehr Hietzing um Anſchaffung von 30 Stück Mänteln und 
beantragt, für dieſe Feuerwehr 30 Stück ruſſiſchgraue Mäntel um 
den Einheitspreis von 12 fl. 64 kr. per Stück anzuſchaffen und zu 
dieſem Zwecke einen Betrag von 379 fl. 20 kr. zu bewilligen. 

(Angenommen.) 

(9084.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen 
Feuerwehr Kaiſer⸗Ebersdorf um Subvention und beantragt, der ge— 
nannten Feuerwehr zur Beſoldung einer verlässlichen Perſon, der die 
Reinigung und Inſtandhaltung aller Geräthe, ſowie der Depot- und 
Wohnräume übertragen iſt, eine Subvention von 150 fl., und zur 


Beſtreitung kleinerer Auslagen eine Subvention von 100 fl., zuſammen 
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von 250 fl. pro 1894 zu gewähren und hiefür einen Zuſchuſscredit 
in der gleichen Höhe zur Ausgabs-Rubrik XX 11 zu bewilligen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(8804.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen 
Feuerwehr Dornbach um Subvention und beantragt, der genannten 
Feuerwehr zur Inſtandhaltung der Löſchgeräthe und ſonſtigen Requi— 
ſiten eine Subvention von 200 fl. unter den vom Magiſtrate be— 
antragten Modalitäten zu gewähren und zu dieſem Zwecke einen Zu— 
ſchuſscredit in der gleichen Höhe zur Ausgabs-Rubrik XX 11 zu be⸗ 
willigen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(Vice-Bürgermeiſter Matzenauer 
wieder den Vorſitz.) 


(8886 und 8903.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des 


Pfarramtes Fünfhaus um Bewilligung einer Remuneration für die 
Abhaltung des Gottesdienſtes in der Kapelle des Kindergartengebäudes 
in der Beingaſſe in Fünfhaus und beantragt die Bewilligung einer 
Remuneration jährlicher 250 fl. ohne Anerkennung einer rechtlichen 
Verpflichtung zu dieſer Leiſtung für ſo lange, bis die im Baue be— 
griffene Kirche in Rudolfsheim benützungsfähig vollendet iſt. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(8698.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kirchenmuſik— 
Vereines „zur heil. Maria vom Siege“ in Fünfhaus um Subventio— 
nierung und beantragt, dem genannten Vereine auch pro 1894 eine 
Subvention von 60 fl. ohne Anerkennung einer rechtlichen Verpflichtung 
zu bewilligen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(850 1.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Firma Michael 
Winkler & Sohn um Belaſſung einer Gaslaterne bei dem Geſchäfte 
XV. Bezirk, Michaelergaſſe 17, und beantragt die Belaſſung. 
Angenommen.) 
(8614.) Derſelbe referiert über den Ausweis, betreffend die 


Pferdeſchlachtungen im III. Quartale 1894 und beantragt die Kenntnis- 


nahme. Angenommen.) 
(9007.) Derſelbe referiert über die Marktgebürenrückſtände per 
67 fl. 84 kr. nach Marie Patzak und per 5 fl. 89 kr. nach Karl 
Hem bach, XV. Bezirk, und beantragt die Abſchreibung aus dem Titel 
der Uneinbringlichkeit. (Angenommen.) 
(8896.) Derſelbe referiert über die Zuwendung des von dem 


Cxecutivcomité der Internationalen Ausſtellung für Volksernährung ꝛc. 
für die Penſionscaſſa der ſtädtiſchen Feuerwehr geſpendeten Betrages 


per 500 fl. nnd beantragt, dieſe Spende dem „Unterſtützungsfonde 
für die ſtädtiſche Feuerwehr“ zuzuführen. (Angenommen.) 

Derſelbe referiert über Anſuchen um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband aus dem XV. Bezirke und beantragt dic Ver— 
leihung der Zuſtändigkeit an: 

(8556.) Kronfuſs Joſef, Gemiſchtwaren⸗Verſchleißer; 

Thallinger Joſef Bartholomäus, Gaſtgewerbepächter; 

König Joſef, Victualienhändler; 

Suſan Ignaz, Kutſcher; 

Novotny Johann, Schuhmachermeiſter; 

Jelinek Franz, Poſamentierergehilfe; 

Stakik auch Starzif und Starzek Anna, geb. Novotny, 
Bedienerin; 

Bohutinsky Wenzel, Packmeiſter im Lebensmittelmagazine der 
k. k. öſterr. Staatsbahnen; 

(8946.) Theuer Joſef, Conducteur der k. k. öſterr. Staats- 
bahnen; 

Kadles Franz, Magazinsarbeiter der k. k. öſterr. Staats— 
bahnen; 
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Schogger Johann, Bäckermeiſter; 
Skorpik Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 
Philipp Karl, Cartonagewaren-Erzeuger; 
Mrwka Anton, Schneidermeiſter; 
Fuchs Marie, Hilfsarbeiterin; 
Bruckner Vincenz, Fabriksarbeiter; 
Oppel Joſef, Badediener. (An genommen.) 
(8438 und 8902.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Er- 
theilung der Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband aus dem XV. Bezirke und beantragt die Geſuchs— 
gewährung bei nachſtehenden Vewerbern: 
Paulowits Melchior, Hilfsarbeiter; 
Kozany Joſef, Schneidermeiſter; 
Landsberger Arnold, Malerleinwandgrundierer; 
Taskotzy (Taskoczy) geb. Fiedler Thereſia, Dienſtmagd; 
Mo ſer Ludwig Robert, prov. Ingenieur im Stadtbauamte. 
(Angenommen.) 
(8924.) St.-N. Dr. v. Willing referiert über die Einleitung 
gerichtlicher Schritte puncto Zahlung des Üübernahmspreiſes für den 
bei dem Umbaue des Hauſes J., Stephansplatz 11, einbezogenen 
Straßengrund und beantragt, den Stadtanwalt Dr. Schmitt zur 
Einleitung der gerichtlichen Klage puncto dieſer Zahlung anzuweiſen. 
(Angenommen.) 
(90 69.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Wagner, 
Magiſtratsſecretärs, um Ertheilung eines Urlaubes und beantragt, dem 
Genannten vom 1. November 1894 vorläufig einen Urlaub in der 
Dauer von drei Monaten zu ertheilen. (Angenommen.) 
(8948.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Joſefa Kinaſt 
(IV. Bezirk) um Nachſicht der Einbürgerungstaxe und beantragt die 
Abweiſung. (Angenommen.) 
8954.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Acceſſiſten Alfred 
Herrmann um Urlaubsverlängerung und beantragt, dem Bittſteller den 
mit 31. October d. J. abgelaufenen Urlaub auf weitere zwei Monate 
zu verlängern. (Angenommen.) 
(9037.) Derſelbe referiert über das Anſuchen um Bewilligung 
einer Subvention zur Weihnachtsbeſcherung der Zöglinge des com— 
munalen Kindergartens im XII. Bezirke, Gaudenzdorf, Schönbrunner— 
ſtraße 37, und beantragt, zu dieſem Zwecke einen Betrag von 100 fl. 
zu bewilligen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 
9005.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Antonie 
Czepka, Kanzleiofficials-Witwe, um Anweiſung der Penſion und 
beantragt, der Genannten die normalmäßige Witwenpenſion von 
400 fl. vom 1. November 1894 an unter gleichzeitiger Einſtellung 
der Penſionsbezüge ihres verſtorbenen Gatten anzuweiſen. 
Angenommen.) 
(8396.) St.-. Witzelsberger referiert über das Anſuchen der 
freiwilligen Feuerwehr in Speiſing um Subvention und beantragt, der 
genannten Feuerwehr zur Beſtreitung von Auslagen für Depot- und 
Requiſitenreinigung, ſowie für kleinere Reparaturen eine Subvention 
von 150 fl. zu gewähren und zu dieſem Behufe einen Zuſchuſscredit 
zur Ausgabs⸗Rubrik XX 11 in der gleichen Höhe zu bewilligen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(8824.) St.-N. Dr. Huber referiert über einen Gehalts- 
vorſchuſsreſt per 97 fl. 50 kr. nach dem verſtorbenen Volksſchullehrer 
Franz Imhof und beantragt die Abſchreibung aus dem Titel der 
Uneinbringlichkeit. ( Angenommen.) 
(8682.) Derſelbe referiert über Schulgeldbefreiungsverluſte am 
Leopoldſtädter Communal-Real- und Obergymnaſium nach dem 
3* 
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II. Semeſter 1893/94 und beantragt, die in dem Magiſtratsberichte 
angeführten Schüler wegen ihrer nicht entſprechenden Fortgangs⸗, 
reſpective Fleiß⸗ und Sittennoten der genoſſenen Schulgeldbefreiung 
für verluſtig zu erklären. ( Angenommen.) 

(8642.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Wolfgang 
Feil um Bewilligung zur Tiſchaufſtellung vor dem Hauſe VII., 
Stiftgaſſe 21, und beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

(8845.) Derſelbe referiert über die vom Bezirksſchulrathe ver- 
anlaſste proviſoriſche Verſetzung von Lehrkräften des XVII. und 
XVIII. Bezirkes und beantragt, die Zuſtimmung hiezu zu ertheilen. 

(Angenommen.) 

(8806.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des J. Ritt. v. 
Widmann um Nachſicht des Schulgeldes, reſpective Bewilligung von 
Ratenzahlung und Ausfolgung des Zeugniſſes für das II. Semeſter 
1894, betreffend den geweſenen Schüler der Wiedener Realſchule 
J. Skalitzky und beantragt, dem Geſuchſteller die Zahlung des 
Schulgeldes in Monatsraten à 5 fl. vom November 1894 an zu 
bewilligen und ſohin die Direction der genannten Anſtalt zu erſuchen, 
das erwähnte Zeugnis auszufolgen. ( Angenommen.) 

(8889.) Derſelbe referiert über die Verlegung der Unterrichts- 
ſtunden für das Lehrlingsturnen der gewerblichen Fortbildungsſchule 
Döbling, Pantzergaſſe 25, und beantragt, das bezügliche Anſuchen 
der Gewerbeſchul-Commiſſion zu bewilligen. ( Angenommen.) 

Derſelbe referiert über Anſuchen um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband aus dem V. Bezirke und beantragt die Verleihung 
der Zuſtändigkeit an: 

(8559.) Denk Matthias, Bierabtrager; 

Sartori Karl, Buchbindergehilfe; 

Saltberger Joſef, Spitzenarbeiter; 

Hrdina Marie, Wäſcherin; 

Mundl Katharina, Bedienerin; 

Hurich Johann Marcus, Marmorſchleifer; 

(8558.) Loucky Adalbert, Werkführer in einer Blechwarenfabrik; 

Rajek Karl, Tiſchlermeiſter; 

Matous Joſef, Schuhmachergehilfe; 

Thür Georg, Monteur; 

Ernſt Laurenz, Maurergehilfe; 

Egerer Karl, k. k. Sicherheitswach⸗Inſpector; 

Stöberich Leopold, Tiſchlergehilfe; 

Wallner Joſef Alois, Hausdiener; 

Sakann Julius Anton, Mechaniker. Angenommen.) 

(8976.) St.-R. Schlechter referiert über das Anſuchen der 
Marie Obermayer durch Dr. Alois Löwy um Löſchung der 
waſſerrechtlichen Servituten bezüglich der Realität Nr. 19 Quellen- 
gaſſe in Unter⸗Meidling und beantragt, die Ausſtellung der vorgelegten 
Löſchungserklärung mit dem Bemerken zu bewilligen, dafs ſelbſtver— 
ſtändlich anlässlich dieſer Löſchung die Gemeinde Wien keine Koſten 
treffen dürfen. (Angenommen.) 

(9054.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Gemeinde 
Weikersdorf am Steinfelde um Abtretung einer Theilfläche von der 
der Gemeinde Wien gehörigen Grundparcelle Nr. 1411 in Weikers— 
dorf zur Anlage eines Feldweges und beantragt: 

Es ſei dem geſtellten Anſuchen ſtattzugeben und die unentgeltliche 
Abtretung des fraglichen Grundſtreifens im Ausmaße von 357 m? = 
100 U unter nachſtehenden Bedingungen zu bewilligen: 

1. die Abtretung erfolgt ausſchließlich zu Zwecken der geplanten 
Wegherſtellung und zwar erſt dann, wenn die Gemeinde Weikersdorf 
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den Nachweis erbringt, daſs die Herſtellung dieſes Weges vollkommen 
geſichert iſt; 

2. wenn keine Terrainſchwierigkeiten beſtehen, iſt der projectierte 
Feldweg, ſoweit derſelbe auf der Parcelle 1411 hergeſtellt wird, nicht 
längs der Parcelle 1474, ſondern längs des Fußes des auf der Par⸗ 
celle 1411 beſtehenden Hochwaſſerdammes zu führen. Die definitive 
Wegtrace wäre ſeinerzeit nur im Einvernehmen mit den Organen der 
Stadt Wien zu beſtimmen; 

3. da die Parcelle 1411 derzeit bis zum Jahre 1899 verpachtet 
iſt, hat die Gemeinde Weikersdorf ſich mit dem Pächter wegen Rück— 
laſſung des benöthigten Grundſtreifens und Entſchädigung hiefür aus— 
einanderzuſetzen, ſo daſs hieraus die Gemeinde Wien keinerlei Erſatz— 
pflichten treffen; 

4. die bücherliche Abtrennung des zum Feldwege benöthigten 
Theiles der Parcelle 1411 hat auf Koſten der Gemeinde Weikersdorf 
zu geſchehen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9057.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Erſten Maria⸗ 
hilfer Kindergartenvereines um Subventionierung und beantragt, dem 
genannten Vereine pro 1894 eine Subvention im Betrage von 500 fl. 
zu bewilligen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8516.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Verleihung des 
Bürgerrechtes aus dem VI. Bezirke und beantragt, den Bewerbern: 

Kadletſchek Georg, Schuhmachermeiſter; 

Schuch Joſef, Kıufmann; 

Falter Johann, Gaſtwirt; 

Schaſchek Johann, Schloſſermeiſter, und 

Kugler Johann, Blumenmacher, 
das Bürgerrecht zu verleihen. ( Angenommen.) 

(8686.) Derſelbe referiert über die neuerliche Eingabe des 
Rectorates der k. k. techniſchen Hochſchule in Wien, betreffend die Ab— 
ſchreibung von Waſſermehrverbrauchsgebüren per 987 fl. 20 kr. 
und beantragt, auf dieſes Anſuchen nicht weiter einzugehen und das 
Rectorat lediglich auf das über Stadtraths-Beſchluſs vom 24. Auguſt 
1894, 3. 6830, erfloſſene Magiſtrats-Decret vom 31. Auguſt 1894, 
Z. 53737, zu verweiſen. (Angenommen.) 

Derſelbe referiert über Anſuchen um Abſchreibung, beziehungs⸗ 
weiſe Reducierung von Waſſermehrverbrauchsgebüren, und zwar von: 


(8701.) 1 Partei aus dem X. Bezirke, 
(8646.) 3 Parteien aus dem V. Bezirke, 
(8703.) 11 „ „ „ 


(8771) 5 „ „ „ VI. „ 
und beantragt die Genehmigung der bezüglichen Magiſtrats-Anträge. 
(Angenommen.) 
(8812.) Derſelbe referiert über Bezirksausſchuſs⸗Sitzungsprotokolle 
der Bezirke I bis VII, X bis XV, XVII bis XIX und beantragt die 
Kenntnisnahme. Angenommen.) 
(8821.) St.-N. Matthies referiert über den Statthalterei⸗ 
Erlaſs vom 26. October 1894, Z. 82813, puncto Baubewilligung 


für einen Arbeiterabort in der Station Wien der Südbahnlinie Wien — 


Trieſt und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 
(8857.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Ferdinand 
Schindler um Grundentſchädigung für das Haus III., Apoftel- 
gaſſe 24, und beantragt, die Schadloshaltung mit 13 fl. per Quadrat- 
meter, ſohin mit dem Geſammtbetrage von 1911 fl. zu beſtimmen. 
(Angenommen.) 

(8863.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Hamming- 
ſchen Erben um Conſens zur Herſtellung von Aborten und einer 
Senkgrube im XI. Bezirke, Kaiſer⸗Ebersdorf, Hauptſtraße 13, und 
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beantragt, die nach S 90 der Wiener Bauordnung in Anſpruch ge— 
nommenen Bauerleichterungen zuzugeſtehen. ( Angenommen.) 


(9000.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des A. Schuh— 
macher um Conſens für die Mauerabtragung vor dem Haufe III., 
Rennweg 33 a, und beantragt, den Magiſtrats-Antrag auf Ertheilung 
des Bauconſenſes unter Ausſtellung der dortſelbſt formulierten Er— 
klärung ſeitens der Gemeinde zu beſtätigen. (Angenommen.) 

9112.) St.-R. Witt. v. Neumann referiert in Anweſenheit 
des Oberingenieurs Kindermann als Experte über die Ver— 
einbarungen mit dem Oberſthofmeiſteramte, betreffend die Ablagerung 
des bei der Wienfluſs⸗Regulierung gewonnenen Erdaushubes auf der 
Weidlingauer Wieſe im kaiſerlichen Thiergarten und beantragt, dieſe 
Vereinbarung mit den hiedurch begründeten Mehrauslagen von 8500 fl. 
zu genehmigen. (Angenommen.) 

(9043.) Ht.-R. Matthies referiert über das neuerliche Offert 
der Eigenthümer des Hauſes Nr. 14 Landſtraße Hauptſtraße im 
III. Bezirke auf Ankauf dieſer Realität ſeitens der Gemeinde und 
beantragt die Wahl eines Verhandlungs-Comités. 

(Angenommen.) 

In das Comits werden die St.⸗R. Dr. Klotzberg, Matthies 

und Stiaßny gewählt. 


9044.) Derſelbe referiert über den Koſten anſchlag für die Neu— 
pflaſterung der Dorotheergaſſe von Or.-Nr. 37 bis zur Hernalſer 
Hauptſtraße im XVII. Bezirke und beantragt die Genehmigung des 
betreffenden Koſtenanſchlages mit dem Erforderniſſe von 4249 fl. 
17 kr. die Enthebung der Firma Franz Daxelmüller und Rudolf 
Kauz und des Eduard Rzehaczek von der vertragsmäßigen 
Haftung für das Cunettenpflaſter gegen die angebotenen Beitrags- 
leiſtungen von 25 fl., beziehungsweiſe 40 fl. zu dem gegenſtändlichen 
Erforderniſſe, die Erwirkung eines Zuſchuſscredites in der obangeführten 
Höhe zur Ausg.⸗Rubr. XXII 1 c beim Gemeinderathe und die Über— 
tragung der Erd- und Pflaſterungsarbeiten an Julius Stribel 
unter den im Magiſtrats-Antrage enthaltenen Modalitäten. 


StR. Boſchan beantragt, den Referenten-Antrag abzulehnen 
und den erforderlichen Koſtenbetrag in das Präliminare pro 1895 
einzuſetzen. 

Antrag Boſchan angenommen. 

(89 74.) St.-A. Dr. Klotzberg referiert über die Offerte der 
Aurelie Redlich und Julie Edinger auf käufliche Überlaſſung von 
Theilen der Linienwallparcelle 547/1, Einl.-Z. 52, IX. Bezirk, und 
beantragt: 

1. der Offerentin Aurelie Redlich wird zur Arrondierung der 
Realität Or.⸗Nr. 4 Säulengaſſe, IX. Bezirk, ein Theil der obge— 
nannten Parcelle Figur t vu t im Ausmaße von 3785 m? um 
den Pauſchalbetrag von 500 fl. und gegen Bezahlung der Vertrags- 
koſten und Übertragungsgebüren käuflich überlaſſen. 

Der Kaufſchilling iſt binnen acht Tagen nach Verſtändigung der 
Käuferin vor der Genehmigung ihres Offertes durch den Gemeinde— 
rath fällig; 

2. mit der Offerentin Julie Edinger iſt durch ein Comité in 
Verhandlung zu treten; 

3. das bezüglich eines Theiles der Linienwallparcelle 547/1 
zwiſchen der Gemeinde und Otto Ram mel beſtehende Pachtverhältnis 
iſt ſofort einmonatlich zu kündigen. 

(Angenommen; Punkt wan den Gemeinderath.) 

In das Comité werden die St. R. Dr. Klotzberg, Stiaßny 
und Matthies gewählt. 
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(6307.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Leiters der 
ſtädtiſchen Volksſchule für Knaben IX., Gemeindegaſſe 11, um Her— 
ftellung eines geräuſchvermindernden Pflaſters vor dem genannten 
Schulgebäude in der Nuſsdorferſtraße und Gemeindegaſſe und bean— 
tragt, dieſe Pflaſterung derzeit abzulehnen. (Angenommen.) 

(8732.) Derſelbe referiert über den Magiſtrats-Bericht, betreffend 
die im Sinne des gelegentlich der Budgetberathung gefassten Gemeinde: 
raths⸗Beſchluſſes vom 19. April 1894, Z. 7560, vom Magiſtrate 
angeordneten wöchentlichen Streifungen ſeitens des Waſenmeiſters in 
den Bezirken XI bis XIX behufs Einſammlung von Aſern und bean— 
tragt, den bezüglichen Magiſtratsbericht zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen.) 

(9042.) St.-. Schneiderhan referiert über die Anſchaffung 
von Schotter und beantragt, die Anſchaffung des für die Anlage an 
der Breitenfurterſtraße im XII. Bezirke erforderlichen Schotters um 
den Koſten betrag per 80 fl. zu genehmigen. (An genommen.) 

(9045.) Derſelbe referiert über die Herſtellung einer Telephon⸗ 
linie „Feuerwehr⸗Centrale —Stadtſäuberungskanzlei — Depotplatz II. Be⸗ 
zirk, Obere Augartenſtraße 14“ und beantragt, die Herſtellung dieſer 
Telephonlinie in eigener Regie mit einem Koſtenaufwande von 400 fl., 
ſowie die Inſtallation der elektriſchen Beleuchtung für den Depotplatz 
II., Obere Augartenſtraße Nr. 14, in eigener Regie mit einem Koſten⸗ 
betrage von 480 fl. zu genehmigen. (An genommen.) 

(9058.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des I. Wiener 
Volksbildungsvereines im V. Bezirke um Subventionierung und be- 
antragt, dem genannten Vereine auch für das Jahr 1894 eine Sub⸗ 
vention von 100 fl. zu bewilligen, welche mangels Deckung im Budget 
des Jahres 1894 erſt nach dem 1. Jänner 1895 zur Auszahlung 
zu gelangen hätte. Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2695 ex 1893.) §t.-R. Stiaßny bringt den Buchhaltungsbericht, 
betreffend die Zuſammenſtellung der aufgelaufenen Koſten für den 
Rathhausbau vom Jahre 1864 bis einſchließlich 1892, zur Kenntnis 
und beantragt, von den Nachweiſungen der Einheitspreiſe abzuſehen. 

Angenommen.) 

(8972.) St.-R. Mayer referiert über die Weiterverpachtung 
von Grundſtücken des Fondsgutes Ebersdorf an das k. u. k. Oberſt— 
jägermeiſteramt und beantragt: 

Die Gemeinde Wien erklärt ſich bereit, die laut Pachtvertrages 
vom 20. Auguſt 1888, Z. 231682, beziehungsweiſe Stadtraths- 
Beſchluſſes vom 26. Jänner 1893, Z. 402, M.⸗Z. 8495, vom 
k. u. k. Oberſtjägermeiſteramte in Beſtand genommenen Wieſen, Rode⸗ 
äcker und Graſereien in der Lobau im Ausmaße von 960 Joch 
678 U, beziehungsweiſe unter Einbeziehung der in der Lobau gelegenen 
Plättenwieſe per 3 Joch und des Ackers Nr. 51 per 3 Joch 511 
und unter Ausſcheidung des im nächſten Jahre zu cultivierenden Ackers 
in der Kothau IV 26 per 2 Joch 1148 U, im Geſammtausmaße 
von 946 Joch 41 U dem k. u. k. Oberſtjägermeiſteramte um einen 
Jahrespachtzins von 7349 fl. 40 kr., ferner die Rodeäcker in der 
Schuſterau per 4 Joch 1360 UD um einen Jahrespachtzins von 50 fl., 
endlich die Graſereien in Könighaufen, großen Rohrwörth und Gäns— 
haufen per 30 Joch 5601“ um einen Jahrespachtzins von 75 fl. 
vom 1. November 1894 auf ſechs Jahre, das iſt bis 1. November 
1900, unter den bisherigen Bedingungen in Beſtand zu überlaſſen; 

weiters iſt die Gemeinde Wien bereit, die in dem Berichte der 
Forftverwaltung in Groß-Enzersdorf vom 12. October 1894, Z. 233, 
M.⸗Z. 173980, verzeichneten Rodegründe per 9 Joch 586 U“ um 
einen Jahreszius von 93 fl. 60 kr. und die ebendaſelbſt verzeichneten 
Augraſereien per 174 Joch 43100 um den Jahresbeſtandzins von 
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224 fl. vom 1. November 1894 bis 1. November 1900 dem k. u. k. 
Oberſtjägermeiſteramte beſtandweiſe unter den im Vertrage vom 
20. Auguſt 1888 für die Gründe und Graſereien in der Lobau feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen zu überlaſſen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(8978.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Aigner 
um pachtweiſe Überlaſſung der Abtheilung 2 der Bürgerſpitalfonds⸗ 
Parcellen 1336 bis 1339 in Simmering auf ſechs Jahre um den 
Jahrespachtzins von 95 fl. und beantragt die Genehmigung dieſer 
Offerte unter den im Magiſtrats⸗Antrage enthaltenen Bedingungen. 
Angenommen.) 


(9068.) Derſelbe referiert über Auslagen für die Lieferung von 


Gaſſenaufſchrifts⸗ und Hausnummertafeln und beantragt, zu dieſem 
Zwecke einen Zuſchuſscredit von 570 fl. zur Ausg.-Rubr. XLVII 2 
zu genehmigen. 


Ecke der Kaſernengaſſe und Mariahilferſtraße im VI. Bezirke und 
beantragt, die Säule zu belaſſen. (Angenommen.) 

(8134.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes für den XVI. Bezirk um Beſtellung von Parkwächtern für die 
Gartenanlagen daſelbſt und beantragt, dieſem Anſuchen keine Folge 
zu geben. (Angenommen.) 

(7323.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 


Sebaſtian Grünbeck in Betreff der weiteren Verwendung der auf dem 
Schulbauplatze in der Stiftgaſſe in Hernals, XVII. Bezirk, befind⸗ 


lichen Bäume und Sträucher und beantragt, den Magiſtratsbericht, 
demzufolge ohnehin im Sinne dieſes Antrages vorgegangen wird, zur 
Kenntnis zu nehmen. 

(8481.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vorſtehers des 
VI. Bezirkes, um nachträgliche Genehmigung der überſchreitung der 
Dotation für Gartenanlagen und Alleen pro 1892 um den Betrag 


Angenommen.) | 


(8937.) Derſelbe referiert über die Beſchwerde des R. Dittelbach | 
in Betreff des Beſtandes der Wein er'ſchen Annoncenſäule an der | 


( Angenommen.) 


von 58 fl. 61 kr. und beantragt, dieſe Mehrauslage nachträglich zu 


genehmigen. (Angenommen.) 

(8876.) Derſelbe referiert über den Bericht der ſtädtiſchen Haupt⸗ 
caſſa, betreffend die Abſchreibung und Rückvergütung von Portoaus⸗ 
lagen des I. und II. Quartales 1894 und beantragt die Abſchreibung 
dieſer Auslagen im Betrage von 2 fl. 59 kr. und Ergänzung des 
bezüglichen Verlages der ſtädtiſchen Hauptcaſſa auf den Betrag von 
400 fl. (Angenommen.) 

(9066.) Derſelbe referiert über rückſtändige Zins: und Schul⸗ 
kreuzer im Betrage von 37 fl. 15 kr. nach Martin Uchazius 
(III. Bezirk) und beantragt die Abſchreibung aus dem Titel der 
Uneinbringlichkeit. (Angenommen.) 


(8213.) Derſelbe referiert über die weitere Einhebung der Muſik⸗ 
impoſtgebür von Wirten, Weinſchenkern ꝛc. und beantragt, auf den 
gelegentlich der Budgetberathung im Gemeinderathe am 10. April 
1894 geſtellten Antrag, von Wirten, Weinſchenkern und Vergnügungs⸗ 
Etabliſſementsbeſitzern in Hinkunft eine Muſikimpoſtgebür nicht mehr 
einzuheben, nicht einzugehen. 

Ferner ſei zur Kenntnis zu nehmen, daſs in die im December 
1894 zu erlaſſende bezügliche Kundmachung bei der erſten Abſtufung 
nach dem Worte „Tanzunterhaltungen“ noch das Wort „Muſikunter— 
haltungen“ eingeſchaltet werden wird. 

(Angenommen, beziehungsweiſe zur Kenntnis 
genommen.) 
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(8800.) Ht.-R. Nückauf referiert über die Mehrkoſten für die 
Neupflaſterung der Michaelergaffe im XV. Bezirke und beantragt, dieſe 
Mehrkoſten im Betrage von 151 fl. 48 kr. zu genehmigen. 

( Angenommen.) 

(8990.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Rudolf Denk 
um Belaſſung des Steckſchildes vor dem Geſchäftslocale XV. Bezirk, 
Schönbrunnerſtraße 19, und beantragt die Geſuchsgewährung unter 
der Bedingung, dafs das Schild um 015 m hineingerückt wird. 

(Angenommen. 

Derſelbe referiert über Anſuchen um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt: 

a) bezüglich der Bewerber aus dem XIV. Bezirke: 
die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

(8176.) Hemolka Johann, Maurergehilfe; 

Lauda Alois, Goldarbeitergehilfe; 

Kramer Karl, Bahnſchloſſer; 

Breyer Ignaz, Weichenwächter; 

Zädet Wenzel, Hausknecht; 

Koranda Franz, Ziegeldeckergehilfe; 

Huſtnik Joſef, Gemiſchtwaren⸗Verſchleißer; 

Rygr Johann Nep., Gürtlergehilfe; 

Thalbauer Karl Georg, Einſpänner-Eigenthümer; 

Chromy Adalbert, Zimmermeiſter; 

Hovarka Anton, Schuhmachermeiſter; 

Bruderhans Wenzel, Werkſführer; 

Sonntag Franz, Schloſſergehilfe; 

Pichler Joſef Andreas, Tiſchlergehilfe; 

Hutter Joſef, Buchbindergehilfe; 

Muhr Paul, Stellwagenkutſcher; 

Scheibel Albert, Fleiſchergehilfe; 

Knorr Emanuel, Rothgerbergehilfe; 

Nowak Joſef Anton, Magazineur; 

Pichler Matthias, Maurer und Heizer; 

Bakula Joſef, Heizer der k. k. Staatsbahnen; 

(8557.) Nemluvil Jakob, Hausdiener: 

Hruby Joſef, Fabriksbeamter; 

Peter Wenzel, Tiſchlermeiſter; 

Rasima Wenzel, Geſchäftsdiener; 

Kitlicza Johann, Drechslergehilfe; 

Cihak Franz, Tiſchlermeiſter; 

Tikal Karl, Schneidermeiſter; 

Fucik Johann, Schuhmachergehilfe; 

Schkolnik Emanuel, Schleifer; 

Pisa Franz, Schloſſergehilfe; 

Toiſcher Thereſia, Wäſcherin; 

Schönberger Joſefa, Wäſcherin; 

die Ertheilung der Zuſicherung an: 

(8177.) Holly Anton, Commis; 

Stefan Georg, Friſeur; 

Kridlik Johann, Aushilfs⸗Kanzleidiener; 

b) bezüglich der Bewerber aus dem XVI. Bezirke: 

die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

(8903.) Grüner Antonie, Hutſtaffiererin; 

Seidlhuber Anton, Speditionsgeſchäftsbedienſteter; 

Hink Joſef, Drechslermeiſter; 

Beck Franz, Hauſierer; 

Scheim Leopold, Steinpappe⸗Dachdeckermeiſter; 
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Klug Franz, Werkführer in einer Holzpfeifen⸗Fabrik; 
Mitſchka Franz Andreas, Stahl- und Metallfchleifermeifter ; 
Hanuſik Johann, Hemdenputzer; 
Hanke Joſef, Schloſſergehilfe. 


(8951.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Verleihung 
des Bürgerrechtes aus dem XIV. Bezirke und beantragt: 

die Geſuchsgewährung bei: 

Sedlak Joſef, Tiſchlermeiſter; 

Gruber Karl, Tiſchlermeiſter. (Angenommen.) 

Derſelbe referiert über rückſtändige Commiſſions⸗ und Kanzlei⸗ 
beziehungsweiſe Licenzgebüren, und zwar: 

(86 16.) nach Johann Beneſch aus dem XIV. Bezirke im Be— 
trage von 6 fl. 30 kr.; 

(8617.) nach Thereſe Szokoll aus dem IV. Bezirke im Betrage 
von 4 fl.; 

(8618.) nach Johann Weiß aus dem X. Bezirke im Betrage 
von 4 fl. 20 kr.; 

(8769.) nach Guſtav Adolf Nebrzens ky aus dem VII. Be: 
zirke im Betrage von 126 fl. und beantragt die Abſchreibung dieſer 
Beträge. (Angenommen.) 

(900 2.) St.-R. Vaugoin referiert über das Anſuchen des 
Johann und der Thereſia Welz um Ermäßigung der Renovationsgebür 
für ein Einzelgrab am Hernalſer Friedhofe und beantragt, dem Anſuchen 
zu willfahren und die Renovationsgebür auch für dieſes Grab noch mit 
30 fl. anzunehmen; es ſei weiters der Magiſtrat zu ermächtigen, in 
ähnlichen Fällen, wenn das betreffende Grab noch beſteht, über der— 
artige Geſuche im Sinne des Stadtraths-Beſchluſſes vom 24. Auguſt 
1894, 3. 958/93, im eigenen Wirkungskreiſe zu entſcheiden. 

Angenommen.) 

Derſelbe referiert über rücftändige Beerdigungskoſten, und zwar: 

(9062.) nach fünf Parteien aus dem XV. Bezirke im Betrage 
von 20 fl. 25 kr., 

(906 1.) und nach 23 Parteien aus dem IX. Bezirke im Betrage 
von 58 fl. 5 kr. und beantragt die Abſchreibung dieſer Beträge aus 
dem Grunde der Uneinbringlichkeit. Angenommen.) 


(8979.) Derſelbe referiert über den Magiſtrats⸗Bericht in Betreff 
der Verwendung von Gipsſärgen für Beerdigungszwecke und beantragt: 

1. Es ſei die Verwendung von Gipsſärgen zur Beerdigung von 
Leichen mit Rückſicht auf die bisher gemachten Wahrnehmungen nicht 
zu geſtatten; 

2. es ſei von der Vornahme neuerlicher Exhumierungen von in 
Gipsſärgen beerdigten Leichen Umgang zu nehmen und der Geſuch— 
ſteller daher von der weiteren Beiſtellung ſolcher Särge für Gratis— 
leichen zu entheben. (Angenommen.) 


(8691.) St.-R. Kreindl referiert über die eventuelle Beitrags⸗ 
leiſtung der Gemeinde Wien zur projectierten fliegenden Brücke über 
den Donauſtrom zwiſchen Jedleſee und Nuſsdorf und beantragt, es 
ſei ſeitens der Gemeinde Wien principiell die Bereitwilligkeit zur 
Leiſtung eines nach ihrem Ermeſſen zu beſtimmenden Beitrages zu 
den Koſten der Herſtellung dieſer Brücke auszuſprechen, deſſen Höhe 
jedoch erſt dann beſtimmt werden wird, wenn die genauen Koſten 
dieſer Brücke feſtſtehen werden und die Zweckmäßigkeit des diesfälligen 
Detailprojectes erkannt werden wird. 


Angenommen.) 


St.⸗R. Dr. Lederer beantragt, auf die Angelegenheit derzeit 
nicht einzugehen, nachdem das bezügliche Anſuchen nicht an die Ge- 
meinde Wien, ſondern an den Ausſchuſs des XIX. Bezirkes gerichtet 
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iſt und dieſer nicht in der Lage iſt, mit dem Bürgermeiſteramte Jedleſee 
zu verhandeln. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, den Act mit dem Bemerken 
zurückzuweiſen, daſs der Stadtrath erſt dann ſchlüſſig werden kann, 
wenn ein vollſtändig fertiges Project vorgelegt werden wird. 

Im Sinne der Anträge Dr. Lederer und Dr. v. Billing 
wird beſchloſſen, den Act mit dem Bedeuten zurückzuweiſen, dass 
der Stadtrath erſt dann ſchlüſſig werden kann, wenn demſelben ein 
ſpruchreifes, mit den nöthigen Vorverhandlungen ausgeſtattetes Project 
in entſprechender Weiſe vorgelegt wird. 

(8864.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Michael 
Stirling um Bewilligung der Nückzahlung der rückſtändigen 
Gemeindeumlagen für die Häuſer Or.-Nr. 10, 12 und 14 Pantzer⸗ 
gaſſe, XIX. Bezirk, in Raten und beantragt, dem Genannten zur 
Rückzahlung der bezüglichen Umlagen im Betrage von 803 fl. 35 kr. 


monatliche Raten per 30 fl. vom 15. November d. J. an zu bewilligen. 


( Angenommen.) 
(8867.) Derſelbe referiert über die Caſſierung des Auslauf— 
brunnens XVIII., Sechsſchimmelgaſſe 2, Ecke der Gürtelſtraße, und 
beantragt, die Bewilligung hiezu zu ertheilen. (Angen ommen.) 
Derſelbe referiert über Offerte auf käufliche Überlaſſung von 
Steinplatten aus dem XIX. Bezirke und beantragt: 
(8934.) dem Johann Maly 300 Stück um à 25 kr., zuſammen 
75 fl., und 
(8935.) dem Leop. Hengl 150 Stück um à 25 kr., zuſammen 
37 fl. 50 kr., zu überlaſſen. (Angenommen.) 
(8897.) Derſelbe referiert über einen rückſtändigen Platzzins per 


9 fl. 12% kr. nach Marie Hofmann für den Kiosk VII., Stift: 


gaſſe, und beantragt die Abſchreibung. 
Derſelbe referiert über Anſuchen um Verleihung des Bürger- 
rechtes und beantragt die Geſuchsgewährung bei nachſtehenden Be— 
werbern: 
(8961.) a) aus dem XIX. Bezirke: 
Schleicher Johann, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 
(8950.) b) aus dem XVIII. Bezirke: 
Rauter Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 
Holleczek Franz, Wagner; 
Meller Karl, Ofenfabrilant; 
Halberſtadt Anton, Schloſſer. 


(9060.) St.-N. Dr. v. Willing referiert über das Anſuchen 
des St. Joſef Kinder⸗Aſyles in Breitenſee um Subventionierung und 
beantragt, der genannten Anſtalt zum Zwecke der Erweiterung derſelben 
einen einmaligen Beitrag von 1000 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 


(7657.) St.-N. v. Götz referiert über den neuerlichen Bericht 
puncto Baumpflanzung auf dem Gehwege längs des Schönbrunner 
Vorparkes in der Tegetthoffſtraße in Penzing, XIII. Bezirk, und 
beantragt, die Herſtellung dieſer Allee mit dem Betrage von 415 fl. 
38 kr. zu genehmigen. Die Alleebäume ſind aus der Baumſchule in 
Maxing zu entnehmen. (Angenommen.) 

Antrag des St.⸗R. v. Götz, das Bauamt möge mit thun- 
lichſter Beſchleunigung die Aufſtellung von Gaslaternen in der Reich— 
gaſſe in Hietzing veranlaſſen. (An den Magiſtrat.) 


(Schluſs der Sitzung.) 


Angenommen.) 


Angenommen.) 
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Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 14. November 1894 


(nachmittags). 
Vorſitzender: Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 


Anweſende: Boſchan, Dr. Nechansky, 
v. Götz, v. Neumann, 


Dr. Hackenberg, Rückauf, 

Dr. Huber, Schlechter, 
Dr. Klotzberg, Schneiderhan, 
Kreindl, Stiaßny, 

Dr. Lederer, Vaugoin, 

Dr. Lueger, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger. 
Mayer, Wurm. 
Müller, 


Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. v. Billing. 

Experten: Gem.⸗Rath Frauenberger, Magiſtratsrath 
Linsbauer, Magiſtrats-Concipiſt Dr. Thetſchel, 
Baurath Schiebek, Oberingenieur Ehrret. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Vürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung 
und theilt mit, daſs St.-R. Dr. v. Billing fein Ausbleiben von 
der heutigen Stadtraths-Sitzung wegen gleichzeitigen Stattfindens einer 
Plenarſitzung des Landesſchulrathes (von 6 Uhr ab) und einer Sitzung 
der III. Section desſelben (4 bis 6 Uhr) entſchuldigt. 


(9103.) St.-. Voſchan referiert über den Koſtenanſchlag für 


die Herſtellung gepflaſterter Übergänge und Rinnſale im XVI. Bezirke 


und beantragt: 


1. den vorgelegten Koſtenvoranſchlag mit dem adjuſtierten Er⸗ 


forderniſſe von 1259 fl. 68 kr. zu genehmigen, und 

2. zur Bedeckung des nicht bedeckten Theilerforderniſſes von 936 fl. 
31 kr. einen Zuſchuſscredit in dieſer Höhe zur Ausg.-Rubrik XXII 1a 
„Currente Erhaltung des Pflaſters“ zu bewilligen. 

Punkt Jangenommen; die Bedeckung wird auf Rubrik XXII 1a 
verwieſen. 

(9094.) Derſelbe referiert über die Anſchaffung der für die neu- 
zubeſtellenden 20 Buchhaltungspraktikanten und 5 Beleuchtungsreviſoren 
erforderlichen Amtsmöbelſtücke und beantragt die Bewilligung eines 
Zuſchuſscredites in der Höhe des Erforderniſſes per zuſammen 1069 fl. 
75 kr. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

Würgermeiſter Dr. Grübl gibt bekannt, dafs die öfterreichifche 
Gasbeleuchtungs-Actiengeſellſchaft in Wien durch Dr. Auguſt Periz 
gegen die Gemeinde Wien die Klage um Erkenntnis auf Nichtberechtigung 
zur Übertragung der Beleuchtung der Badgaſſe und eines Theiles der 


(8861.) St.-N. Schneiderhan referiert über das Reſultat der 
Verhandlungen wegen Verfrachtung und Verwertung des Haus-, 
Markt⸗ und Straßenkehrichtes aus dem I. Bezirke und beantragt: 

1. Der Magiſtrat wird ermächtigt, mit ſämmtlichen Intereſſenten 
der in den vorliegenden Offerten bezeichneten Gruppe Stammersdorf 


und Conſorten auf Grund der vorliegenden Anbote Verträge abzu- 


ſchließen, in welchen ſich die genannten Intereſſenten unter Solidar⸗ 
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haftung verpflichten, Wiener Haus⸗, Markt⸗ und Straßenkehricht zum 
Preiſe von 3 fl. 29 kr. per Waggonladung à 80 Meter-Centner 
franco Starımerdorf in einem Jahresquantum von mindeſtens 
14.000 Waggons à 80 Meter⸗Centner (nach Belieben der Gemeinde 
Wien jedoch auch in jedem höheren oder geringeren Quantum) loco Ablade— 
ftation Wien durch zehn Jahre zu beziehen, wobei der Gemeinde Wien 
das Recht zuſtehen ſoll, den Vertrag jederzeit auf drei Monate zu 


kündigen und denſelben nach Verlauf von drei Monaten nach erfolgter 
Kündigung als aufgelöst zu betrachten. Die Natification des Vertrages 


wäre dem Wiener Stadtrathe vorzubehalten. 


2. Der Magiſtrat wird ermächtigt, ſogleich den Vertrag mit der 


Dampflramway⸗Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. bezäglich 
des Kehrichttransportes nach Stammersdorf auf zehn Jahre dahin 
abzuſchließen, daſs die Gemeinde Wien bei einem Minimalquantum 


von 4500 Waggon à 80 Meter-Centner jährlich, welches durch zwei 


Jahre zu verfrachten wäre, der Geſellſchaft einen Frachtſatz von 3 fl. 


29 kr. per Waggon à 80 Meter-Centner zu bezahlen hätte, daſs 
ferner die Gemeinde Wien nach Ablauf der erſten beiden Vertrags— 
jahre für den Fall der dauernden Auflaſſung des Kehrichttransportes 
auf deu geſellſchafllichen Linien als Entſchädigung, und zwar für die 
auf die zehnjährige Periode noch erübrigende Zeit von acht Jahren 
den Betrag von 1000 fl. pro Jahr in der Weiſe zu bezahlen hat, 
daſs dieſer Betrag zu fünf Percent auf acht Jahre capitaliſiert, mit 
6463 fl. ſofort nach Einſtellung des Kehrichttransportes zu Handen 
der Geſellſchaft erlegt wird. 

Sollte der Transport indeſſen unter den gleichen Bedingungen 
wie in den beiden erſten Vertragsjahren noch fortdauern, ſo bezahlt 
die Gemeinde Wien jeweilig nur den capitaliſierten Betrag jährlicher 
1000 fl. für die auf die zehnjährige Periode jedesmal noch fehlenden 
Jahre. 

Die ad 1 und 2 genannten Verträge hätten mit der Fertigſtellung 
der Schleppgeleiſe und der Abfahrtsſtation, reſpective mit dem Beginne 
der Verfrachtung in Kraft zu treten. 

3. Die Offerte der Gemeinden Probſtdorf, Orth, Straudorf, 
Breitenſtetten, Mannsdorf, Kopfſtetten, Pframma, Wittau und des 
Allerhöchſten Fondsgutes Orth, ſowie jene der Gemeinden Leopolds— 
dorf, Tattendorf, Trumau, Göllersdorf und der freiherrlich Moſer— 
ſchen Gutsverwaltung Ebenfurth ſind abzuweiſen. 

St.⸗R. Schlechter beantragt: 

Es ſei der Magiſtrat aufzufordern, bezüglich der Verwertung 
des aus den übrigen 18 Bezirken nach dem 1. Juli 1895 zu ge- 
winnenden Kehrichtes die entſprechenden Anträge zu ſtellen und dabei 
namentlich auch Rückſicht zu nehmen auf die Verführung des Kehrichtes 
auf das hintere Marchfeld. 

St.⸗R. Dr. Lue ger ſtellt folgende Anträge: 

1. Es ſeien die Verhandlungem mit der Gemeinde Orth unver- 
weilt fortzuſetzen und hierüber dem Stadtrathe, beziehungsweiſe Ge— 


meinderathe ſchleunigſt Bericht zu erſtatten. 
Schönbrunnerſtraße in Gaudenzdorf, XII. Bezirk, mit Waſſergas, ſowie | 
um Erkenntnis auf Verpflichtung zur Einſtellung diefer Beleuchtung 
und auf Erſatz der Gerichtskoſten überreicht hat. (Zur Kenntnis.) | 


2. Es ſei der Magiſtrat, beziehungsweiſe die Stadtbuchhaltung 
aufzufordern, ſich bezüglich der vom Gem.-Rathe Frauenberger 
bekanntgegebenen Ziffer von 64.500 fl. für die bei Verführung des 
Kehrichtes per Eiſenbahn in das hintere Marchfeld gegenüber der 


derzeitigen Verführung desſelben nach dem Bruckhaufen ſich ergebenden 
Minderfracht zu äußern. 


Der Bürgermeiſter beantragt folgende Formulierung des 
Antrages Schlechter: 

„Da vom 1. Juli 1895 an ein größeres Quantum Kehricht 
zur Verfügung ſteht, wird der Magiſtrat beauftragt, wegen Verwertung 
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dieſes Kehrichtes mit der Gruppe Orth im Sinne ihres Offertes die Approviſtonierung. 
Verhandlungen fortzuſetzen.“ 
Bei der Abſtimmung werden angenommen: Borſtenviehmarkt vom 20. und 22. November 1894. 
1. die Referenten⸗Anträge 1 und 2 (mit allen gegen eine Stimme); 1. Auftrieb 
| 2. Antrag Schlechter nach der Formulierung des Bürger: auf dem freien Markte: 
meiſters; Jungſchwe inne 3062 Stüc 
3. Antrag Dr. Lueg er puncto Minderfracht. Fettſchweine . 6114 „ 


Während des vorſtehenden Referates fungierten als Experten: 
Gem.⸗Rath Frauenberger, 
Magiſtratsrath Lins bauer, 


Summa. 9176 Stück 
Angekauft wurden: 


Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Thetſchel, fir Win e el 
Baurath Schiebek, für das Land — * — 
Oberingenieur Eh rret. unverkauft blieben . . 1414 „ 
(9128.) St.-R. Nitt. v. Neumann referiert über den Bericht 2. Preisbewegung: 
des Stadtanwaltes in der Angelegenheit gegen die Firma Joſef Heller Jungſchweine von 33 bis 39 (—) kr. per Kg. Lebendgewicht 
& Comp. wegen Straßengrundabtretung bezüglich Einl.⸗Z. 1188 n e e ö 


und 1849, III. Bezirk, und beantragt, dem Stadtanwalte Dr. Schmitt Der Geſchäftsverkehr war ziemlich lebhaft und haben ſich am 
die Ermächtigung zu ertheilen, der für den 19. d. M. über Erſuchen Dienstag-Hauptmarkte die Preiſe der Vorwoche nicht geändert. Am 
der genannten Firma anberaumten Beweisaufnahme zum ewigen Ge- heutigen Nachmarkte wurden Jungſchweine um ! kr. per Kilogramm 
dächtniſſe, vorbehaltlich aller Einwendungen im Hauptproceſſe, ſowie billiger gehandelt. 

der Beſtellung des Theodor Neumayer und Oskar Laske als „ 


Sachverſtändige ſeitens der geſuchſtelleri | ti 1 
ee e a 8 Pferdemarkt vom 20. November 1894. 


(Schluſs der Sitzung.) Zum Verkaufe wurden gebracht: 450 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 85—500 fl. per Stück. 
„ Schlacht pferde 17— 80 „, „ „ 


Der Markt war ſehr lebhaft. 


Allgemeine Machrichten. . 


* 


(Handbuch für den politichen Berwaltungsbienft.) Soeben Stechviehmarkt vom 22. November 1894. 
iſt im Verlage der Man z'ſchen k. u. k. Hof⸗Verlags⸗ und Uni⸗ 1. Auftrieb: 
verſitäts⸗Buchhandlung, I. Bezirk, Kohlmarkt 20, das erſte Heft | Kälber Waidner 2591, Kälber lebend 103, Lämmer 
der fünften, ergänzten und berichtigten Auflage des Ernft | Waidner 449, Lämmer lebend 40, Schafe Waidner 404, 


Mayerhofer'ſchen Handbuches für den politiſchen Ver— Schafe lebend 5856, Schweine Waidner 1616. 
waltungsdienſt in den im Reichsrathe vertretenen 2. Preisbewegung: 
Königreichen und Ländern erſchienen. Das Werk wird in Klülber Waldner per Kg. von 40 (—) bis 64 (—) kr. 


circa 40 Lieferungen & 75 kr. ö. W. erſcheinen und ſoll alle Kälber lebend 5 30 (—) 56 (—) 
14 Tage eine Lieferung im Umfange von fünf Bogen zur Aus⸗ Schweine Waidner . . . 36 (—) ; 50 (—) 
gabe gelangen. nz | 


Schweine lebend junge. . , „ „ — „ — 1 
Schweine lebend fette. . „ „ „ — „ — 1 
Schul- Angelegenheiten. Lämmer Waidner. . „ Paar von 5 bis II fl. 
Lämmer lebend . 28 ine Alles e 
Bezirksſchulrath der k. k. Reichshaupt- und Reſtdenzſtadt Schafe Waldner. „ Kg. von 24 (—) bis 38 (—) kr. 
Wien. Schafe lebend. 1 24 „ 30 N 
Schafe lebend . „ an von 5 bis 24 fl. 


Sitzung vom 21. November 1894. , 
Auf dem Jungviehmarkte wurden um 155 Stück Kälber 


Zwei neugewählte Mitglieder werden in die Fachſectionen weniger zugeführt. Bei ruhiger Tendenz iſt in den vorwöchentlichen 
gewählt. Preiſen keine Anderung eingetreten. 
Weiters werden Geſuche um Gehaltsvorſchüſſe bewiligt Auf dem Schafmarkte wurden um 360 Stück Schafe mehr 


Ein Antrag auf Errichtung eines k. k öſterr. Muſeums für aufgerieben. In den vorwöchentlichen Preisen ift keine Anderung 
Erziehung und Unterricht in Wien wird angenommen. 


eingetreten. 
Ferner wird mehreren Lehrperſonen die Anerkennung aus⸗ Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 22. d. M. 520 Stück 
geſprochen und es werden mehrere Anträge auf Auszeichnung von | gast, und 732 Stück Beinloieh aufgetrieben und zu den Preiſen 
Lehrperſonen und mehrere Diſciplinar-Angelegenheiten erledigt. des Hauptmarktes gehandelt. 
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Approvifionierungs-Angelegenheiten. 


Bericht des Marktamtes 


über die im Monate October 1894 zum Conſume nach Wien ein⸗ 

geführten Thiere und Fleiſchwaren, die vorgenommenen Schlach⸗ 

tungen und die in Ausübung der Markt⸗, Sanitäts⸗ und Veterinär⸗ 

polizei von den Beamten des Marktcommiſſariates und der 

Veterinärabtheilung vorgenommenen Confiscationen nachstehender 
Artikel: 


Geſchlachtet wurden: 


21.292 Rinder, 3782 Kälber, 4570 Schafe und Lämmer, 
39.473 Schweine und 1841 Pferde. 


Eingeführt wurden: 


30.024 Rinder, 14.301 ausgeweidete und 4234 lebende Kälber, 
5938 ausgeweidete und 42.103 lebende Schafe und Lämmer, 
9219 ausgeweidete und 57.173 lebende Schweine, 599 Spanferkel, 
1, 199.086 kg Rindfleiſch, 24.130 kg Kalbfleiſch, 91.696 kg Schaf⸗ 
fleiſch und 272.022 kg Schweinfleiſch. 


Confisciert wurden: 


Nach Stücken: 41 Rinder, 41 Kälber, 33 Schafe, 395 Schweine, 
1 Spanferkel, 2 Pferde, 6 Rothwild, 156 Haſen, 160 Federwild, 
469 Hausgeflügel, 19 Tauben, 676 Lungen und Lebern, 14 Milze, 
7 Nieren, 7 Herzen, 9 Zungen, 1 Kiefer, 4 Euter, 4 Magen 
und Gedärme, 447 Föten, 13 Ganslebern, 10 Würſte, 57 Krebſe, 
12 Sardellen, 50 Büchſen Sardinen, 10 Ruſſen, 11 Häringe, 
310 geräucherte und marinierte Fiſche, 230 friſche Fiſche, 4981 Eier, 
125 Käſe, 214 Gläſer Obſt⸗ und Gemüſeconſerven, 823 Citronen 
und Orangen, 356 Gurken, 265 Gewürzgurken, 2 Gläſer Senf, 
300 Brauſepulver, 1 Flaſche Sodawaſſer, 500 leicht zerbrechliche 
Liqueurfläſchchen für Kinder, 300 Feuerwerkskörper, 20'/, Bogen 
Fliegenpapier, 6 Butterdrähte und 4 Salzſägen aus Meſſing, 
23 Sprudler, 70 Wagen, Maße und Gewichte. 


Nach Kilogramm: 498535 Rindfleiſch, 28094 Kalb⸗ 
fleiſch, 1387 Schaffleiſch, 15365 friſches und 9˙7 geräuchertes 
Schweinfleiſch, 32˙25 Pferdfleiſch, A094 Fleiſch von diberſem 
Wild, 38696 Lungen und Lebern, 21 Milze, 5 Nieren, 45 Zungen, 
32·5 Gehirn, 42 Magen und Gedärme, 153 diverſe Organtheile, 
108 diverſes Fleiſch, 72:85 Würſte, 1:7 Ruſſen, 0˙5 Häringe, 
8˙5 geräucherte und marinierte Fiſche, 20.061 ˙15 friſche Fiſche, 
1749 Topfen, 18·5 Käſe, 3°5 Butter, 17 Schweinſchmalz, 0˙3 Speck, 
40 Fettwaren überhaupt, 31.114 75 diverſes Obſt, 25 Melonen, 
7 Nüſſe, 663345 Grünwaren, 221˙5 Paradiesäpfel, 3 Gurken, 
87 Gewürzgurken, 454 Kartoffel, 208.67 Schwämme, 18˙5 Hülſen⸗ 
früchte, 5»˙5 Zwetſchken und Birnen gedörrt, 0 35 Gewürze, 
25 Pflaumenmus, 12 Chocolate, 620 Brot, 7˙3 Bäckereien, 
10:05 Zuckerwaren, 164 Preſshefe, 0˙4 Thee, 11˙3 Medieinal⸗ 
kräuter, 1˙1 Maculaturpapier. 


Nach Litern: 380˙5 Milch, 25 Rahm, 4 Hülſenfrüchte, 
146 Bier, 3 Wein. 
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Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht: 
vom 19. bis 22. November 1894: 


Für Neubauten: 
I. Bezirk: Haus, Rothenthurmſtraße 9, von der Allgem. öſterr. 
Baugeſellſchaft (8491). | 
III. Bezirk: Haus, Hainburgerſtraße, Bauſtelle II, Grundb.⸗Einl. 726, 
von Wendelin Kühnel, V., Gießaufgaſſe 2, Bauführer 
Heinrich Winkler (8512). 
Haus, Keinergaſſe 6, von Wendelin Kühnel, Gießaufg. 2, 
Bauführer Heinrich Winkler (8513). 
XVI. Bezirk: Dreiſtöckiges Haus, Ottakring, Hauslabgaſſe 20, Einl.⸗Z. 2573, 
von Friedrich Grüll, Kirchſtetterngaſſe 6, Bauführer 
Theodor Weninger (51421). 


Für Zubauten: 
Bezirk: Engerthſtraße 199, von der Intern. Elektrieitäts— 
Geſellſchaft, Bauführer Al. Schu macher (8532). 


Für Adaptierungen: 
I. Bezirk: Walfiſchgaſſe 12, von Florian Bauer, Maurermeiſter (8488). 
Bäckerſtraße 13, Poſtgaſſe 7, von Franz Wanke, Bau⸗ 
meiſter (8511). 
* „ Baäuerlegaſſe 15, von Joh. Kreutzer, Maurermeiſter (8517). 
II. Bezirk: Wallenſteinſtraße 55, von Joſ. Pöſchko für Joh. Oßwald, 
Maurermeiſter (8498). 
* 1 Antonsgaſſe 5, von Theodor Hoppe, Baumeiſter (8515). 
III. Bezirk: Hauptſtraße 20, von Richard Schleucher, Bauführer 
Rudroff & Hübſchmann (8520). 
V. Bezirk: Einſiedlergaſſe 56, von Anton und Ludwig Böck, Bauführer 
Ed. Schätz (8546). 
VI. Bezirk: Strohmeyergaſſe 4, von Simon Lenz, Bauführer? (8500). 
VII. Bezirk: er 68, von Johann Seitl & Al. Klee, Baumeiſter 
(8482). 
. Bezirk: Florianigaſſe 1, von Jakob Seidl, Bauführer M. Göd (8508). 
N „ Joſefſtädterſtraße 27, von K. Quidenus, Baumeiſter (8539). 
XII. Bezirk: Unter⸗Meidling, Ehrenfelsgaſſe 14, von Alois Peutl, Bau- 
führer Joſef Neuwirth (31772). 
Bezirk: Dippelbaumherſtellung, Penzing, Winkelmannſtraße 34, von 
Anton Zellhofer, Bauführer ? (32454). 
Bezirk: Neulerchenfeld, Burggaſſe 44, von H. Henich, I., Schotten⸗ 
gaſſe 6, Bauführer Anton Klement (51420). 
Neulerchenfeld, Burggaſſe 58, von Georg Lutter, IX., 
Glaſergaſſe 17, Bauführer Vincenz Haſchek (51535). 
Ottakring, Wilhelminenſtraße 104, von Eduard Fichtner, 
ebenda, Bauführer Franz Roth (51661). 

Bezirk: Haus, Dornbach, Hauptſtraße 117, von Leopold Wöginger, 
ebenda, Bauführer Heinrich Sikora (37814). 

Haus, Dornbach, Hauptſtraße 101, von Joh. Büringer, 
ebenda, Bauführer Heinrich Sikora (37815). 

„ Haus, Dornbach, Hauptſtraße 92, von Vincenz Zabsky, 
ebenda, Bauführer Heinrich Sikora (37816). 

Haus, Dornbach, Hauptſtraße 125, von Julius Schuſter, 
ebenda, Bauführer H. & F. Glaſer (37939). 

„ Haus, Dornbach, Hauptſtraße 88, von Paul Fink, ebenda, 

Bauführer H. & F. Glaſer (37940). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 


III. Bezirk: Gewächshaus, Leonhardgaſſe 3/5, von Dr. Wilh. Svetlin, 
Bauführer Frauenfeld & Berghof (8518). 
VII. Bezirk: Backofen, Burggaſſe 40, von Dr. Ignaz Neumann, noe. 
Anton Keller, Bauführer L. Witzmann (8490). 
Bezirk: Schupfen, Kochgaſſe 13, von Franz Lang, Bauführer F. 
Sonnenburg (8535). 
N Alſerſtraße 38, von Donat Zifferer, Baumeiſter 
). 
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XI. Bezirk: Senkgrube, Simmering, 6. Landengaſſe, Gartenhütte XI, 

(42 von Anton Urbanek, Bauführer Anton Kurz 
52). 

Gaſthauslocal-Umänderung, Simmering, Simmeringer Haupt⸗ 
ſtraße, von Michael Wanko, Bauführer Anton Heindl 
(15555). 

XIII. Bezirk: Windfang⸗Herſtellung, Baumgarten, Friedhofſtraße 29, von 
Magdalena Protiwinsky, Bauführer? (32422). 

XVII. Bezirk: Abſtechkammer, Hernals, Hauptſtraße 56, von Benedict 
Urban, Bauführer Franz Kaindl, ebenda (37574). 


[2 " 
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geſuche um Bekanntgabe der Naulinie wurden überreicht: 


III. Bezirk: Erdbergſtraße 27, von Karl Quidenus, Baumeiſter (8538). 

IV. Bezirk: Technikerſtraße 1, von Alexander Diamantidi, durch Dr. 
Matth. Thumm (8536). 

VI. Bezirk: Mollardgaſſe 67 und Ufergaſſe, von Joſef Mraz (8506). 

IX. Bezirk: Müllnergaſſe 3, von Ferd. Strobl und Johann Ziak, 
Berggaſſe 11 (8531). 

XI. Bezirk: Haus, Simmering, Hugogaſſe, Parc. 678/7 und 679/4, von 
Franz und Thereſia Schmid (15451). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
VI. Bezirk: ra 17, von Adolf Langer, Baumeiſter 


Gewerbeanmeldungen vom 17. November 1894. 


(Fortsetzung.) 


er 1 Franz — Fiſchhandel — XV., Fünfhaus, Markt am Neubau- 
gürtel. 5 
Mazelli Maximilian — Fleiſchſelcher — VIII., Lerchengaſſe 2. 
Höllweger Chriſtine — Fragnerin — VI., Thurmburggaſſe 6. 
Blau Hermann — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — X., Quellengaſſe 23. 
110 1 Anton — Gebäck, Butter- und Obſt⸗Verſchleiß — VI., Amerling⸗ 
raße 6. 
Bnoſchowitz Albert — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Fiſchergaſſe 34. 
Brezina Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XIV., Rudolfsheim, 
Steinergaſſe 8. 
Frey Eduard — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — J., Himmelpfortgaſſe 19. 
6 e Ottilie — Gemiſchtwaren-Verſchleis — VI., Stumper: 
gaſſe 27. 
Polſter Gottlieb — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VIII., Blindengaſſe 3. 
Reſchofsky Samuel — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Rothenthurmſtr. 4. 
Schneider Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Glaſergaſſe 4. 
Stelzner Johann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 
Märzſtraße 17. 
Stückl Martin — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Karme⸗ 
literhofgaſſe 10. 
Thormann Hermine — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VIII., Lercheng. 22. 
Wald Aloiſia — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Eßterhazygaſſe 15 a. 
Bornſtein Salomon — Gold-, Silber- und Juwelenarbeiter — I 
Werderthorgaſſe 17. 
0 ga Samuel — Gold- und Silberwaren⸗Verſchleiß — VII., Neuftift- 
gaſſe 8. 
Lanzer Heinrich — Handelsagentie — J., Schottenbaſtei 14. 
Gybri Guſtav — Handelsagentie und Commiſſionsgeſchäft — I., May⸗ 
ſedergaſſe 6. 
Kwayßer Emil — Herſtellung von Anlagen zur Erzeugung und Leitung 
von ee = 15 1 10. 
aringer Anna Marie — Holz⸗ und Kohlenhandel — XV., Fünfhaus, 
Würfelgaſſe 8. = un u 
Jauner Mathilde — Kaffeeſiederin — IX., Porzellangaſſe 22. 
Konvicka Adalbert — Kleidermacher — IX., Pramergaſſe 15. 
Landesberger Amalie Antonia — Kleidermacherin — I., Brandſtätte 1. 
Nettel Joſefine — Kleidermacherin — VI., Damböckgaſſe 8. 
Hammerſchmid Anna Marie — Koſtgebung — VII., Stuckgaſſe 3. 
Lewy Richard — Kunſt⸗ und Muſikalienhandel und Muſikalien⸗Leihanſtalt 
— IX., Währingerſtraße 17. 
Knopfmacher Fanni — Miedermacherin — VII., Neuſtiftgaſſe 50. 
Breit Ignaz — Muſiker — III., Rennweg 78. 
Jorde Franz — Muſiker — VI., Kurzgaſſe 1. 
Prohaska Ferdinand — Papier⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Schön⸗ 
brunnerſtraße 79. 
Fritſcher Ludwig — Papierſäcke⸗Erzeugung — VI., Magdalenenſtr. 64. 
Slouka Auguſtin — Schuhmacher — VII., Myrthengaſſe 4. 
Poſtrang Beile — Spirituoſenhandel — J., Wildpretmarkt 3. 
Sedelmayer Juliana — Spirituoſenhandel — IX., Liechtenſteinſtr. 131. 
Klem Ludwig — Victualienhandel — I., Am Schanzl. 
Poſpisil Francisca — Victualienhandel — III., Faſangaſſe 29. 
Löwenſtein Ludwig Adolf — Verſchleiß von Perlen und Edelſteinen — 
I., Hotel „Stadt Frankfurt“. 
Gall Marie — Wein⸗Verſchleiß — VI., Eßterhäzygaſſe 28. 
Heiling Karoline — Wildbret⸗ und Geflügelhandel — IX., Glaſerg. 28. 
Kminek Joſef — Zuckerbäcker — V., Mitterſteig 12. 


* * 
& 


Gewerbeanmeldungen vom 19. November 1894. 


Koentzer Wihelm, Dr. — Advocatie — I., Annagaſſe 3a. 

Kokeſch Oſer, Dr. — Advocatie — I., Dorotheergaſſe 7. 

Tiſchler Mathilde — Anſtreichergewerbe — II., Praterſtraße 68. 

Knoll Marie — Bäckergewerbe — XVI., Ottakring, Hauptſtraße 132. 

Fußenegger Engelbert — Baumwollwaren⸗Commiſſionshandel — I., 
Börſegaſſe 12. 
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Bader Bernhard — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Effectenbörſe. 

Seidl Johann — Bildhauer — V., Blechthurmgaſſe 3. 

Brad Ludmilla — Brantwein- und Bierſchank — XVI., Neulerchenfeld, 
Lerchenfelderſtraße 73. 

Herterich Georg — Brantweinſchank — VII., Neubaugaſſe 59. 

Wurm Joſef m., Wurm Marie m., Wurm Roſa m. (Burghaber Joſef 
als Vormund) — Brantweinſchauk — XVI., Ottakring, Herbſtſtraße 11. 

Greiner Auguſt — Buchdrucker — XIX, Heiligenſtadt, Greinergaſſe 33. 

Smaſal Joſef — Cantinenbetrieb — II., Engerthſtraße 167. 

Pfeiffenberger Ignaz — Fleiſchhauer — XVI., Ottakring, Marktplatz. 

Weiß Fanni — Fleiſchhauer — II., Kloſterneuburgerſtraße 18. 

Spellitz Johann — Fleiſchſelcher — XVII., Hernals, Sterngaſſe 60. 

Eichlinger Anton — Fleiſch-Verſchleiß — II., Kremſerſtraße 10. 

Kollarovics Agnes — Fleiſch-Verſchleiß — II., Salzachſtraße 35. 

Breuner Mina — Friſeurgewerbe — II., Große Schiffgaſſe 11. 

f Löw Georg — Gaſt- und Schankgewerbe — XVI., Ottakring, Ritter⸗ 

gaſſe 23. 

Weninger Johann — Gaſtwirt — III., Gärtuergaſſe 2. 

Weber Johaun — Gaſtwirt — II., Nordbahnſtraße 44. ö 

Engel Emanuel — Gas- und Waſſerleitungs-Inſtallateur — II., Schrei⸗ 
gaſſe 9. 

Ferſchitz Urſula — Geflügel- und Wildbrethandel — XVI., Neulerchen— 
feld, Brunnengaſſe, Markt. 

Dreßler Herſch — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Novaragaſſe 37. 

Biſſelichs Sarah — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Untere Augarten— 
ſtraße 20. 

Ficht Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Gürtel 
ſtraße 76. 

Frey Siegmund — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Otta— 
kringerſtraße 20. 

Gauſterer Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Franzensbrücken⸗ 
ſtraße II. 

Großmann Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmering, 
Hauptſtraße 92. 

Hacker Julius — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Große Sperlgaſſe 1. 

Haller Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzing, Hollerg. 21. 

Katz Chaim Feiwel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Miesbachg. 12. 

Kozel Moriz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Leipzigerſtraße 46. 

Pollak Selma — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Kaiſer Joſefſtr. 36. 

Prutki Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Kronprinz Rudolf— 
brücke (unter dem Verbindungsbahn-Viaduct). N 

Sommer Samuel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Rabenplatz 3. 

Sonkal Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Wallenſteinſtr. 63. 

Stöger Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Kleine Sperlg. 3. 

Vorauer Guſtav — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Hauptſtraße 8. 

Weiß Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Am Bergel 1. 

Wildner Auguſt — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Weſtbahnſtraße 6. 

Wolf Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Mitterſteig 14. 

Heskia Nathan Abraham, Levy Mauricin — Handel mit elektrotechniſchen 
Bedarfsartikeln — II., Praterſtraße 7. 

Hauſer Heinrich — Handel mit Schueider- und Modiſtenzugehör — II., 
Kleine Sperlgaſſe 9. 

Back Julius — Handelsagentie — II., Taborſtraße 18. 

Sam Rudolf — Handſchuhmacher — XVI., Ottakring, Hauptſtraße 131. 

Hein Eduard — Holz- und Kohlen⸗Kleinhandel — II., Pillersdorfg. 9. 

Horvath Marie — Holz- und Kohlen-Kleinhandel — X., Waldgaſſe 29. 

Diamant Roſalie — Kaſtanienbraterin — II., Kloſterneuburgerſtraße 18. 

Blazek Joſef — Kleidermacher — II., Zwerggaſſe 4. 

Jokſch Auguſt — Kleidermacher — II., Springergaſſe 20. 

Kmonicek Vincenz — Kleidermacher — XIII., Penzing, Linzerſtr. 241. 

Nedelka Franz — Kleidermacher — XVI., Ottakring, Haberlgaſſe 42. 

Stahler Moriz — Kleidermacher — II., Karmelitergaſſe 7. 

Weiß Michael — Kleiderhandel — XVIII., Währing, Hauptſtraße 30. 

Weber Karl Rudolf — Kleinfuhrwerk — XVI., Ottakring, Gablenzg. 19. 

Schuh Ida — Leder- und Lederabfälle-Verſchleiß — IL, Leopoldsg. 43. 

Paſchek Joſef — Leihbibliothek — II., Praterſtraße 25. 

Pollak Betti — Leinwand-Verſchleiß — II., Darwinſtraße 18. 

Seidl Joſef — Lichtpauſeanſtalt und Erzeugung lichtempfindlicher Papiere 


ı — V., Hundsthurmerſtraße 12. 


Triger Regine — Manufacturwaren-Verſchleiß — II., Obere Donauſtr. 67. 

Eiſenſtein Pauline — Miedermacherin — II., Ferdinandsſtraße 18. 

Ruziczka Anna — Milchmeiergewerbe — II., Freudenau, Donauquai, 
Bahnwächterhaus Nr. 4. ö 

Löw Adolf — Milchverſchleiß — II., Brigittenauerlände 34. 

Leeb Pauline — Milch⸗, Gebäd- und Canditen⸗Verſchleiß — V., Gießaufg. 11. 

Zirring Franz — Milch-, Gebäck⸗, Eier-, Butter⸗, Zuckerbäckerwaren⸗ 
und Canditen⸗Verſchleiß — II., Wasnergaſſe 17. 

Kluwick Leopold — Muſiker — V., Untere Bräuhausgaſſe 65. 

Thyam Johann — Muſikinſtrumenten⸗ und Saitencommiſſions⸗Verſchleiß 
— II., Taborſtraße 7. 

Grotter Max — Pfaidler — XVI., Neulerchenfeld, Lerchenfeldergürtel 42. 

Reznicek Johanna — Pfaidlerin — II., Glockengaſſe 3. — 

Silberſtein Jonas — Pfaidler — II., Praterſtraße 23. 

Schleſinger Amalie — Pfaudleihanſtalt — XVI., Neulerchenfeld, Lerchen- 
felderſtraße 41. | 

Lehnert Marie — Privat⸗Einzelunterricht in Handweberei — I., Wollzeile 20. 
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Wiener Alfred — Privilegiumsausübung — III., Rennweg 41. 

Dadak Auguſt — Sammeln von Pränumeranten — II., Brigittag. 15. 

Kreidl Johann — Schuhmacher — III., Schützengaſſe 9. 

Ledl Joſef — Schuhmacher — II., Klanggaſſe 7. 

Schmejda Joſef — Schuhmacher — XVI., Neulerchenfeld, Burggaſſe 6. 

Springinsfeld Rudolf — Schuhmacher — XIII., Gallgaſſe 12. 

Hofbauer Robert — Schuhwichs⸗Erzeugung — XVI., Neulerchenfeld, 
Thaliaſtraße 29. 

Geis Barbara — Slibowitz-Verſchleis — X., Simmeringerſtraße 154. 

Löv Adolf — Spengler — II., Obere Augartenſtraße 22. 

Frommer Jakob — Spirituoſenhandel — II., Obere Dammſtraße 77. 

Goldſand Alexander Max — Spirituoſenhandel — II., Novarag. 46. 

Kölbl Johann — Tiſchler — II., Brigittenauerlände 22. 

Kraft Wilhelm — Tiſchler — II., Erzherzog Karlplatz 12. 

Roletſchek Francisca — Übernahme von Kleidern und Wäſche zum 
Putzen — II., Kleine Sperlgaſſe 9. 

Weigenſamer Philipp — Verkauf von Oldruckbildern — III., Erdbergſtr. 51. 

Buchbinder Michael — Verſchleiß von altem Eiſen und Glasſcherben — 
II., Prager Reichsſtraße 8. 

Trager Regine — Verſchleiß von gebrannten geiſtigen Getränken — 
III., Invalidenſtraße 53. 

Kohn Moriz — Verſchleiß von Gold- und Silberwaren und Pretioſen 
— II., Brigittaplatz 16. 

Roſenberg Max — Verſchleiß von Gold- und Silberwaren und Pretioſen 
— II., Taborſtraße 55. 

Chemela Ludwig — Victualienhandel — II., Karmelitermarkt. 

Grünbek Joſef — Victualieuhaudel — XVI., Neulerchenfeld, Grundſteing. 8. 

Skamperls Marie — Victnalienhandel — XII., Altmannsdorf, Breiten— 
furterſtraße 1. 

Ehart Johann — Victualien-Verſchleiß — II., Rueppgaſſe 12. 

Fauland Marie — Victualien-Verſchleiß — II., Scholzgaſſe 2. 

Stöglecker Joſef — Wildbret-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Mpenplatz. 

Volk Alexander — Zeitungs-Verſchleiß — VII., Weſtbahuſtraße 30. 

Kubarth Alexander — Zuckerbäcker — II., Kaiſer Joſefſtraße 36. 

Peter Roſina — Zuckerbäckerwaren⸗ und Canditen⸗Verſchleiß — XVI., 
Ottakring, Hauptſtraße 47. 
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Fahrbach Joſefine — Bronzepulver⸗Verſchleiß — XV., Schönbrunnerſtr. 22. 

Glathe Anton — Fleiſchhauer — VI., Schmalzhofgaſſe 19. 

Superina Karl — Fleiſch⸗ und Selchwaren⸗Verſchleiß — XIX., Ober⸗ 
Döbling, Friedlgaſſe 14. 

Nägele Alois — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIX., Heiligenſtadt, 
Gärtnergaſſe 29. 

Zeiſel Ida — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XII., Unter-⸗Meidling, 
Meidlinger Hauptſtraße 14. 

Bauer Roſalia — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — V., Gießaufgaſſe 6. 

Luſt Pinkas — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — Unter⸗Meidling, Wilhelm⸗ 
ſtraße 54. 

Rauſcher Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XV., Michaelergaſſe 695. 

Schleſinger Siegfried — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Eßterhäzy⸗ 
aſſe 31. 
Fürth Eduard — Handſchuhmacher — VI., Gumpendorferſtraße 40. 
Langer Thereſia — Holz und Kohlenkleinhandel — XVII., Hernals, 
Weinhauſerſtraße 3. 

Tonolli Thereſia — Holz⸗ und Kohlenverſchleis — XVII., Hernals, 
Frauengaſſe 2. 

Lutz Johanna — Kleider- und Wäſche⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Hauptſtraße 40. 

Seitlhuber Marie — Papier⸗, Schreib- und Zeichenrequiſiten und Kurz⸗ 
waren⸗Verſchleiß — VII., Zieglergaſſe 71. 

Katerſchafka Marie — Pfaidlerin — V., Schlojsgaffe 11. 

Haas Eduard — Proviſionsagent — XV., Pelzgaſſe 16. 

Grichbaum Thereſe — Schul-, Gebetbücher⸗ und Kalender⸗Verſchleiß — 
XV., Zinkgaſſe 9. 

Mager Marie — Schulbücher⸗ und Kalenderverkauf — XV., Zinkg. 17. 

Dichter Rifke — Spiel⸗ und Kurzwaren⸗Verſchleiß — XV., Neubau⸗ 
gürtel 21. 

Hofer Andreas — Tiſchler — V., Siebertgaſſe 10. n 

Faber Alfred — Verſchleiß von Reliefbildern, Geſellſchaftsſpielen und 
Gratulationskarten in artiſtiſcher Ausführung — VII., Neubaugaſſe 80. 

Hoffmann Aloiſia — Victualienhandel — III., Klimſchgaſſe 4. 

Schwarz Alexander — Wirkwarenerzeugung — VII., Neubaugaſſe 86. 
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Gewerbeanmeldungen vom 21. November 1894. 


er un. Ida — Brantwein-, Bier- und Theeſchank — X., Himberger- 
raße 83. 
Nowotny Franz — Drechsler — XIV., Rudolfsheim, Ullmannſtraße 29. 

Ledl Agnes — Dürrkräutlergewerbe — XIV., Rudolfsheim, Reindorfg. 9. 

Jokl Moriz — Fleiſch-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Arnſteing. 30. 

Quirſchfeld Magdalena — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIII., Baum⸗ 
garten, Hütteldorferſtraße 111 (neu 315). 

Deim Joſef — Gaſtwirt — VII., Kaiſerſtraße 70. 

Fößleitner Anton — Gaſtwirt — II., Franzensbrückenſtraße 8. 

Röder Thekla — Geflügel⸗Verſchleiß — I., Weihburggaſſe 13. 

Blaſchek Bernhard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Porzellang. 10. 
5 e 5. Paul — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, Haus⸗ 
abgaſſe 5. 

Gluchnik Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Kleine Pfarr⸗ 
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